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1 Der Weg zur neuen Rahmenordnung

Ab Anfang des Jahres 2010 sah sich die katholische Kirche in Oster-
reich einer massiven Welle an Vorwiirfen wegen sexuellen Missbrauchs
und Gewalt vor allem an Minderjihrigen ausgesetzt. Um bei bereits
geschehenen Vorkommnissen Hilfe zu bieten und in Zukunft dhnliche
Griueltaten von vornherein zu verhindern, versuchte die OBK sehr
schnell zu reagieren, indem sie ein System mit verschiedenen Instru-
menten und Einrichtungen schuf.

In jeder Di6zese wurde eine Ombudsstelle eingerichtet, die Ansprech-
partner fur mutmafiliche Opfer ist und erste Hilfen anbieten kann.'
Auflerdem ist in jeder Didzese eine didzesane Kommission eingesetzt,
deren Aufgabe darin besteht, zu den Fillen, die ihr von der Ombuds-
stelle oder vom Ordinarius vorgelegt werden, Erhebungen durchzu-
fihren, auf deren Grundlage eine méglichst umfassende und objektive
Beurteilung des Sachverhalts zu gewihrleisten und dem Ordinarius ent-
sprechende Empfehlungen fir Mafinahmen zu geben.” Welche finan-
ziellen und therapeutischen Hilfen den Opfern zugesprochen wer-
den, beurteilt ein unabhingiges Gremium auf der nationalen Ebene,
nimlich die ,Unabhingige Opferschutzkommission® (UOK). Sie
wurde von der Unabhingigen Opferschutzanwiltin (UOA) Waltraud
KLASNIC aus acht Personen zusammengesetzt und nahm bereits am
26.4.2010 ihre Arbeit auf.> Zum Zweck der Finanzierung hat die OBK
mit 10.7.2010 die Kirchliche Stiftung Opferschutz errichtet.*

Dieses System wurde im Wesentlichen in einem umfangreichen Doku-
ment mit dem Titel ,,Die Wahrheit wird euch frei machen. Rahme-
nordnung fiir die katholische Kirche in Osterreich. Mafnahmen,
Regelungen und Orientierungshilfen gegen Missbrauch und Gewalt*
niedergelegt. Diese Rahmenordnung wurde von der OBK erlassen

§ 7 Verfahrensordnung/2016.
§ 16 Verfahrensordnung/2016.
Vgl. Unabhingige Opferschutzanwalrschaft, Presse-Information.
Statut/Stiftung.

BN —



2 1 Der Weg zur neuen Rahmenordnung

und ist am 1.7.2010 in Kraft getreten.’ Im September 2016 erschien
in einem Sonderdruck die so genannte ,Zweite, iiberarbeitete und
erginzte Ausgabe (2016)“ Diese wurde zudem im Amtsblatt der
Bischofskonferenz vom 1.11.2016 veroffentlicht.® Zwischen den bei-
den Fassungen liegen mehr als sechs Jahre an Erfahrungen und Reflexi-
onen, aber auch an Entwicklungen und Verinderungen in den gesamt-

kirchlichen Vorgaben.

Die Abliufe wurden in der Zwischenzeit bereits zweimal angepasst.
Die erste Anderung erfolgte mit 1.6.2011.7 Bis dahin nahm die Unab-
hingige Opferschutzanwaltschaft selbst Meldungen mutmafllicher
Opfer entgegen. Seither gehen die Erstmeldungen bei den Ombuds-
stellen der Didzesen ein und werden bei Bedarf bzw. Wunsch nach
z. B. finanzieller Hilfe an die Unabhingige Opferschutzanwaltschaft
weitergeleitet. Zweitens wurde mit Datum vom 8.10.2012 eine ,,Revi-
dierte Rahmenordnung® entworfen. Die Revision betraf vor allem
rechtliche Verteidigungsmaglichkeiten, die stirkere Berticksichtigung
der kanonischen Voruntersuchung und Verbesserungen im Hinblick
auf die Besetzung der Ombudsstellen und der diézesanen Kommis-
sionen sowie deren Verhiltnis zu den Ordinarien. Die revidierte Fas-
sung wurde, nachdem am 15.2.2013 ein &sterreichweites Treffen mit
Vertretungen aller didzesanen Ombudsstellen und Kommissionen
sowie der UOA und der Stiftung Opferschutz stattgefunden hatte,®
bereits probeweise angewandt, aber nie veroffentlicht oder formell
in Kraft gesetzt. Vielmehr unternahm die von der Bischofskonferenz
eingesetzte Arbeitsgruppe in zahlreichen Sitzungen weitere Uberar-
beitungsschritte,” indem sie die Erfahrungen aus den oben genannten
Einrichtungen ebenso beriicksichtigte wie die Anregungen der Glau-
bens-'° und der Bischofskongregation'!.

OBK, Rahmenordnung/2010.
OBK, Rahmenordnung/2016.
Vgl. UOA/UOK, Grundsitze, 29; OBK, Rahmenordnung/2016, 59.
OBK, Rahmenordnung/2016, Vorwort, 4.
Ebd.
Schreiben vom 7.3.2013 zu Prot. Nr. 191/2010-41960 und vom 24.9.2014 zu Prot.
Nr. 191/2010-48183.
11 Schreiben vom 12.12.2015 zu Prot. Nr. 766/2015.

— O 00 ~1 &\ W

(=]



1 Der Weg zur neuen Rahmenordnung 3

Die 62 Seiten starke Rahmenordnung von 2010 umfasste Texte ver-
schiedenen Typs und verschiedenen Inhalts. Daher zeigte sich in for-
maler Hinsicht die Notwendigkeit, deskriptive, paridnetische und
rechtsverbindliche Teile zu entflechten. Zudem sollten Wiederho-
lungen, insbesondere wenn dieselbe Sache an verschiedenen Stellen
uneinheitlich niedergelegt war, bereinigt werden. Schlieflich sollten
die priaventiven Mafinahmen klarer von den Maffnahmen bei bereits
geschehenen Vorfillen abgegrenzt werden. Dazu wurden zwei Klein-
gruppen eingesetzt. Die erste, aus drei Fachleuten des kirchlichen und
staatlichen Rechts zusammengesetzte Gruppe erarbeitete im Sommer
2013 den rechtlichen Teil. Die zweite Gruppe hatte den Auftrag, die
tibrigen Passagen zu iiberarbeiten. Die rechtlichen Regelungen sollten
weiterhin in die Rahmenordnungintegriert bleiben, aber einen einheit-
lichen und systematischen Abschnitt bilden, der von den anderen klar
unterschieden ist.!? Diese rechtliche Sektion wurde ,,Verfahrensord-
nung"“ genannt und bildet nun Teil C in der Rahmenordnung/2016.

In inhaltlicher Hinsicht erwiesen sich Verbesserungen vor allem in
den folgenden fiinf Punkten als notwendig:"* (1) Die Zustindigkeit
der Ombudsstellen bedurfte einer klareren Umschreibung, insbeson-
dere hinsichtlich der Entgegennahme von Anzeigen und gegeniiber
der Zustindigkeit der didzesanen Kommissionen. (2) Es musste klar-
gestellt werden, dass die Ombudsstellen und die diézesanen Kommis-
sionen keine gerichtlichen Ermittlungen durchfiihren, sondern ledig-
lich eine Plausibilititspriifung, und dass die divzesanen Kommissionen
mit einer kanonischen Voruntersuchung allenfalls beauftragt werden
konnen. (3) Das Verhiltnis zwischen den neu geschaffenen Einrich-
tungen und den Ordinarien bedurfte einer Klirung, insbesondere um

12 Wihrend die Glaubenskongregation empfohlen hitte, dic kirchenrechtlich gefassten
Leitlinien aus der bisherigen Rahmenordnung herauszunehmen, bevorzugt die Pipst-
liche Kommission fiir den Schutz von Minderjahrigen nun eine Kompilation simtli-
cher einschligiger Texte an einem einzigen Ort wie etwa einem Handbuch oder einer
Broschiire (Template-Dokument, Art. 9 Punke 5). Genau das ist in der neuen Rahme-
nordnung verwirklicht.

13 Vgl. Berkmann, Verfahren, 30-38.
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den Eindruck einer Umgehung der Bischofe zu vermeiden.' (4) Die
Verhingung von Mafinahmen gegentiber Beschuldigten musste bes-
ser an die Vorgaben des Universalkirchenrechts angepasst werden. (5)
Der wohl gravierendste Reformbedarf bestand beziiglich der Rechte
der Beschuldigten, die eindeutig und nachdriicklich zu schiitzen sind.

Eine Uberarbeitung war aulerdem notwendig, weil sich die universal-
kirchlichen Vorgaben inzwischen gedndert hatten. Die urspriingliche
Rahmenordnung wurde am 21.6.2010 verabschiedet. Zum damaligen
Zecitpunkt bestanden auf universalkirchlicher Ebene Spezialnormen
aus dem Jahr 2001, welche unter anderem materiell-rechtliche und
verfahrensrechtliche Vorschriften iiber Sexualdelikte von Klerikern
enthielten.” Sie wurden aber nie vollstindig promulgiert.’® Lediglich
ein Schreiben machte ihren Inhalt bekannt."” Sie wurden gedndert
durch neue Normen, die im Wege cines Rescriptum ex Audientia vom
21.5.2010 erlassen, aber erst in der Ausgabe der AAS vom 2.7.2010
promulgiert wurden.'* Wegen dieser zeitlichen Uberschneidung konn-
ten sie in der Rahmenordnung selbstverstindlich nicht berticksich-
tigt werden.'” Erst recht keine Berticksichtigung konnte das Rund-
schreiben der Glaubenskongregation vom 3.5.2011*° finden, das den
Bischofskonferenzen Hilfe bieten wollte, um Leitlinien zu erstellen.

Die Rahmenordnung/2016 wurde von der OBK in der Frithjahrsvoll-
versammlung beschlossen, die vom 7. bis 10.3.2016 in Linz stattfand.*’
Erneut kam die Bischofskonferenz damit der Romischen Kurie zuvor,
denn erstam 27.5.2016 erstellte die inzwischen neu geschaffene Papst-

14 Vgl. CDocFid, Rundschreiben, Art. IIT lit. f.: ,Die mancherorts vorgeschenen Bera-
tungsorgane und kommissionen zur Uberpriifung und Bewertung einzelner Fille diir-
fen nicht das Urteil und die potestas regiminis der einzelnen Bischofe ersetzen

15 In Kraft gesetzt durch das MP Sacramentorum sanctitatis tutela.

16 Diese Vorgangsweise wurde zu Recht heftigkritisiert, z. B. von Schmitz, Kongregation,
442,

17 CDocFid, Ad exsequendam ecclesiasticam legem.

18 AAS 102 (2010) 419-430.

19 Angefithre wird die Version von 2001: Rahmenordnung/2010, 54-56.

20 CDocFid, Rundschreiben.

21 Siche Inkrafttretensbestimmung der Verfahrensordnungund OBK, Presseerklirungen
Friihjahrsvollversammlung.
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liche Kommission fiir den Schutz von Minderjahrigen ein Templa-
te-Dokument fiir Leitlinien von Bischofskonferenzen.?? Dieses konnte
selbstverstiandlich nicht mehr beriicksichtigt werden, doch sind die
meisten der darin enthaltenen Empfehlungen im 6sterreichischen Pro-
jekt ohnehin bereits verwirklicht.?® Wenngleich die grofie Welle an
Beschwerden — mehr als 1500 Fille — mit Hilfe des in der Rahme-
nordnung niedergelegten Verfahrens bereits abschlieSend bearbeitet
werden konnte, miissen die entsprechenden Einrichtungen weiterhin
zur Verfugung stehen. Wie der Bischof der Di6zese St. Polten, Klaus
KNG, betonte, ist es notwendig, ,,sehr wachsam zu bleiben und allen
Meldungen und Verdachtsmomenten sofort und gemif den Richtli-
nien nachzugehen*. Die Grundlage dafiir bietet nun die Rahmenord-
nung/2016. Im Folgenden wird nur deren rechtlicher Teil, ndherhin
die Verfahrensordnung, erliutert.

22 Template-Dokument.

23 Das Template-Dokument verlangt geradezu eine theologische Grundlegung der Richt-
linien, indem diese in den Glaubenskontext eingebettet werden sollen und der Schutz
der Minderjihrigen in der Sendung der Kirche verankert wird (Art. 1). Etwas schlichter
sind der ésterreichischen Rahmenordnung/2016 ein Gebet (8f.) sowie Leitgedanken
der Pipste Franziskus (10f.) und Benedikt XV1. (12-13) vorangestellt. Damit diirfte
der theologische Bezug hinreichend hergestellt sein.

24 Kathpress, Pressemitteilung Missbrauch.






2 Rechtscharakter der
Verfahrensordnung

2.1 Allgemeines Dekret der
Bischofskonferenz?

Im Zusammenhang mit dem Rechtscharakter der Rahmenordnungist
die Frage zu stellen, welche kirchliche Autoritit fiir ihre Inkraftsetzung
zustindig ist.”® Da nur Teil C der Rahmenordnung/2016 Rechtsnor-
men enthilt, stellt sich die Frage nach dem Rechtscharakter nur diesbe-
ziiglich. Zunichst ist zu priifen, ob es sich dabei um ein decretum gene-
rale der Bischofskonferenz handelt, das einem Gesetz gleichkommt
(c. 29 CIC). Eine Bischofskonferenz kann nur in jenen Angelegen-
heiten allgemeine Dekrete erlassen, in denen das universale Recht es
vorschreibt oder eine besondere Anordnung dies bestimmt (c. 455§ 1
CIC). Eine Gesetzgebungskompetenz im Bereich des sexuellen Miss-
brauchs sieht das universale Recht nicht vor. Die von der Glaubens-
kongregation®® ausgedriickte Erwartung, dass die Bischofskonferenzen
Leitlinien erarbeiten, stellt nicht die erforderliche Rechtsgrundlage
dar, denn eine Leitlinienkompetenz ist keine Legislativkompetenz.
Vielmehr liegt die Verantwortlichkeit fiir die Festsetzung von geeig-
neten Verfahren, um den Opfern derartiger Missbriuche beizustehen,
gemifl dem Rundschreiben der Glaubenskongregation beim Diozes-
anbischof.?’” Falls eine Bischofskonferenz hingegen verbindliche Nor-
men erlassen mochte, ist es dem Rundschreiben zufolge notwendig, bei
den zustindigen Dikasterien der Romischen Kurie um die recognitio
anzusuchen.?® Die Glaubenskongregation hat die OBK auf diese Mog-
lichkeit hingewiesen. Der Vollstandigkeit halber ist zu erwihnen, dass
bereits zuvor beim Apostolischen Stuhl um ein Spezialmandat anzu-

suchen ist (c. 455 § 1 CIC). Die Zustindigkeit liegt grundsitzlich bei

25 Vgl. Althaus, OBK, Teil A: Vorbemerkungen, Rn. 2.
26 Levada, Schreiben.

27 Ebd. erster Absatz.

28 Ebd. Art. II letzter Absatz.
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der Bischofskongregation. Wenn das allgemeine Dekret der Bischofs-
konferenz zudem fiir die Orden pépstlichen Rechts verbindlich sein
soll, kommt die Ordenskongregation hinzu.?’

Die OBK strebte ein decretum generale an, das auf unbestimmte Zeit
gelten sollte.”” Dem entsprechenden Ansuchen an die Bischofskong-
regation wurde jedoch nicht stattgegeben. Von einem Ansuchen an
die Ordenskongregation wurde darauthin Abstand genommen. Dass
die Rahmenordnung/2016 durch die ,Glaubenskongregation offiziell
approbiert ist“*!, bedeutet keine Delegation von Gesetzgebungsbefug-
nis durch den Apostolischen Stuhl.

Der rechtliche Status als allgemeines Dekret hitte den Vorteil gehabr,
dass die Verfahrensordnung im gesamten Konferenzgebiet — eventuell
sogar einschliefSlich der kanonischen Lebensverbinde - einheitlich
gilte, ohne dass alle Di6zesanbischofe und Ordensoberen sie eigens in
Kraft setzen miissten und ohne die Méglichkeit, sich einzeln wieder
davon loszusagen. Das wire gerade im osterreichischen System von
Nutzen gewesen, weil hier die Verfahrensschritte in den Di6zesen auf
eine Behandlung durch zentrale Einrichtungen wie die UOK und die
Stiftung Opferschutz hinauslaufen, welche auf einheitliche Vorarbei-
ten in den Di6zesen angewiesen sind. Auflerdem wire angestrebt wor-
den, einen einheitlichen Verpflichtungsgrund fiir die Di6zesen und
die Lebensverbande zu schaffen, um die von der Stiftung geleisteten

Zahlungen zu refundieren (vgl. dazu aber Abschnitt 11.3.4).

Nur in wenigen Staaten weltweit — z. B. in den USA% — wurden die
entsprechenden Normen als Partikularrecht der Bischofskonferenz

29 Vgl. Ward, Application, 16f.

30 Eine Inkraftsetzung ad experimentum auf eine bestimmte Zeit wurde nicht fiir nétig
gehalten, weil in den vergangenen Jahren bereits genug Erfahrungen gesammelt wer-
den konnten. Anders in Deutschland, vgl. Ackermann/Orth, Achtsamkeit, 448.

31 Diodzesanbischof Klaus Kiing, in: Kathpress, Pressemitteilung Missbrauch.

32 Vgl. CLSA, Revised Guide, zu Norm I. Begriindete Zweifel am Vorliegen eines Spezi-
almandats hegt aber Austin, Process, 64.
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erlassen.® In den meisten Staaten, wie auch in Deutschland® und in
der Schweiz®®, handelt es sich um blof3e Leitlinien. Ebenso verwen-
den die einschligigen Verlautbarungen der Glaubenskongregation
und der Pipstlichen Kommission fir den Schutz von Minderjih-
rigen die Bezeichnung ,Leitlinien fir die entsprechenden Doku-
mente der Bischofskonferenzen. Die OBK blieb jedoch bewusst bei
dem bereits 2010 gewihlten Begriff ,Rahmenordnung®, um keine
falschen Mutmaflungen zu insinuieren, dass der Rechtscharakeer des
neuen Dokuments abgeschwicht worden wire. Der Begrift ,,Rahme-
nordnung® ist durchaus zutreffend, insofern damit angedeutet wird,
dass es sich nur um einen von den Ditzesen auszufiillenden Rahmen
handelt. Er wird zudem fiir eine Reihe anderer Rechtsdokumente auf
der Ebene der Bischofskonferenz verwendet. Eine Verwechslung mit
den ,ordines“ des c. 95 CIC, die cher Geschiftsordnungen darstellen,

ist ausgeschlossen.

2.2 Einheitliches Gesetz der Di6zesanbischofe

Wenn die Bischofskonferenz als solche keine Gesetzgebungsbefugnis
hat, bleibt die Moglichkeit, dass alle Bischofe gemiaf c. 455 § 4 CIC
einzeln ihre Zustimmung geben.* In diesen Fillen ist aber nicht die
Bischofskonferenz Gesetzgeber, sondern der einzelne Di6zesanbi-
schof.’” Diesen Vorgang regeln die Statuten der OBK folgenderma-
en: ,Beschliisse in Materien, die zwar in der Kompetenz der einzel-
nen Didzesanbischofe liegen, aber in allen Diozesen Geltung haben
sollen; solche Beschliisse miissen von den Didzesanbischofen einstim-
mig gefasst werden, um in den einzelnen Ditzesen als Diézesangesetze
bzw. -verordnungen Rechtswirksamkeit erlangen zu kénnen:** Voraus-

33 Vgl. Levada, Missbrauch, 24.

34 Vgl. Anuth, Modell, 190.

35 Bonnemain/Tanner, Ubergriffe, 136.

36 Vgl. Astigueta, Persona, 624.

37 Wenner, Bischofskonferenz, 678. Eine Zustimmungbindet einen Didzesanbischof aber
nicht endgiiltig, so dass er sein zustimmendes Votum auch nachtriglich zuriickziehen
kann, vgl. Hallermann, Bischofskonferenzen, 221.

38 OBK, Statuten, § 7 Abs. 1 Z. 6.
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gesetzt ist also, dass die einzelnen Didzesanbischofe Gesetzgebungs-
kompetenz besitzen. Gemif ¢. 381 § 1 CIC kommt dem Diézesan-
bischof in seiner Di6zese umfassende Gewalt zu, ausgenommen, was
der hochsten oder einer anderen kirchlichen Autoritit vorbehalten
ist. Nun ist die Behandlung schwerwiegender Verbrechen gegen die
Sitten der Glaubenskongregation vorbehalten.*” Das bedeutet jedoch
nicht, dass der Ordinarius diesbeziiglich tiberhaupt keine Zustandig-
keit fiir Verfahrensschritte mehr besifle.” Die Glaubenskongregation
selbst erinnert daran, dass in erster Linie der zustindige Diozesanbi-
schof bzw. hohere Obere fiir die Behandlung von Straftaten sexuellen
Missbrauchs Minderjahriger durch Kleriker zustindig ist.** Zwar for-
muliert der CIC keine spezielle Kompetenz des Didzesanbischofs zum
Umgang mit sexuellem Missbrauch und Gewalt, doch decken dessen
allgemeine Kompetenzen diesen Bereich mit ab.*

Wenn nun also klargestellt ist, dass die einzelnen Diézesanbischofe
die erforderliche Gesetzgebungskompetenz besitzen, bleibt noch die
Frage offen, ob in Osterreich tatsichlich ein Beschluss im Sinnes des
c. 455 § 4 CIC zustande gekommen ist. Die Rahmenordnung wurde
im Amtsblatt der OBK in der Nummer 70 vom 1.11.2016 verdffent-
licht.® Dabei findet sich jedoch kein Hinweis darauf, ob alle Di6zes-
anbischéfe einzeln zugestimmt haben, ob mit dieser Veroffentlichung
eine Inkraftsetzung verbunden sein soll und auf welcher gesetzge-
benden Autoritit diese gegebenenfalls beruht.* Die Schlussklausel

39 CDocFid, Normae, Art. 6§ 1.

40 Vgl.ebd. Art. 16.In der Regel trifft die Kongregation nur die Entscheidung iiber die wei-
tere Vorgangsweise, wihrend alle anderen Schritte auf der diézesanen Ebene verbleiben.

41 CDocFid, Rundschreiben, Schlussabsatz.

42 Berkmann, Verfahren, 29.

43 Rahmenordnung/2016.

44 Das, Amtsblatt der Osterreichischen Bischofskonferenz® ist das Promulgationsorgan,
indem gemific. 8§ 2,c. 29 und c. 455 § 3 alle ihre Gesetze, allgemeinen Dekrete, Aus-
fithrungsbestimmungen und Instruktionen veréffentlicht werden, vgl. OBK, Dekret
Herausgabe. Dieses Dekret trifft keine Aussage tiber die Promulgation von Beschliissen
gemif c. 455 § 4 CIC. Die Statuten der OBK legen in § 10 iiber die Versffentlichung
von Konferenzbeschliissen fest: ,,Das offizielle Promulgationsorgan der Beschliisse ist
das Amesblatt der Osterreichischen Bischofskonferenz: Die allgemeine Formulierung
schlieft Beschliisse gemafl § 7 Abs. 1 Z. 6 nicht aus. Falls die Veréffentlichung der Rah-
menordnung in Nr. 70 des Amtsblatts als Promulgation gemeint wire — wofiir aber
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der Verfahrensordnung, welche die Uberschrift ,,Inkrafttreten” trigt,
enthilt in Wirklichkeit keine Angaben tiber Datum und Modus des
Inkrafttretens, sondern gibt nur bekannt, dass die Rahmenordnungin
der Plenaria der OBK im Mirz 2016 beschlossen wurde. Aus anderen
Quellen ergibt sich, dass diese Vollversammlung vom 7. bis 10.3.2016
in Linz stattfand. An welchem konkreten Tag der Beschluss gefasst
wurde und in welche Kategorie gemifd § 7 Abs. 1 der Statuten dieser
Beschluss fillt, lasst sich daraus aber nicht erschlieflen. Die Veroffent-
lichung im Amtsblatt der Bischofskonferenz weist keine Unterferti-
gungen auf. Lediglich das ,,Vorwort zur zweiten, tiberarbeiteten und
erganzten Auflage” enthilt — ohne Datumsangabe — die Unterschrif-
ten von Didzesanbischof Klaus KNG (in der Bischofskonferenz fiir
die Stiftung Opferschutz zustindig) sowie von Kardinal Christoph
ScHONBORN (Vorsitzender der OBK).*

Dasselbe Vorwort bezeichnet die Rahmenordnungals Regelwerk, ,,das
von der Osterreichischen Bischofskonferenz sowie von der Superioren-
konferenz und der Vereinigung der Frauenorden Osterreichs appro-
biert worden ist und den Charakter einer fiir alle Diézesen und Orden
giiltigen Selbstverpflichtung trigt“. Mit ,, Approbation” diirfte hier
nur eine ,Gutheiflung®, aber kein rechtsbegriindender Akt gemeint
sein, zumal in dieser Angelegenheit keinem der drei genannten Gre-
mien eine Befugnis zur Mitwirkung an der Gesetzgebung zukommt.
Hinsichtlich der Bischofskonferenz wurde dies bereits oben dargelegt.
Die ,Superiorenkonferenz der minnlichen Ordensgemeinschaften
Osterreichs® ist ein Zusammenschluss, der aus den héheren Oberen
von 87 minnlichen Ordensgemeinschaften gebildet wird, wihrend die
»Vereinigung der Frauenorden Osterreichs® ein Zusammenschluss der
hoheren Oberinnen von zurzeit 105 Gemeinschaften ist. Als Einrich-
tungen im Sinne des ¢. 708 CIC haben sie keine Jurisdiktionsbefugnis
tiber die ihnen angehorenden Institute.

eine Promulgationsklausel fehlt —, wire sie Osterreichweit am 1.11.2016 in Kraft ge-
treten. Laut Dekret vom 20.12.1983 treten die Rechtsnormen in Abweichungvon c. 8
§ 2 CIC nimlich mit dem Datum des Amtsblattes in Kraft.

45 Rahmenordnung/2016, 5.

46 Ebd. 4.
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Wenn an der zitierten Passage des Vorworts von einer ,,Selbstverpflich-
tung” die Rede ist, kann das im Sinne des Template-Dokuments der
Pipstlichen Kommission fiir den Schutz von Minderjihrigen so ver-
standen werden, dass die Leitlinien der Bischofskonferenzen einer Ver-
pflichtungserklirung durch jeden Bischof und jeden Ordensoberen
bediirfen, um nicht nur ein Stiick Papier zu bleiben.”” Die Bischofs-
kongregation unterrichtete die OBK, dass die Befugnis der Diozesan-
bischéfe und der hoheren Oberen von Religioseninstituten unberiihrt
bleibt, den Leitlinien innerhalb ihres Zustindigkeitsbereichs Gesetzes-
kraft zu verleihen, indem sie diese mit einem dazu bestimmten Dekret

promulgieren.®®

Schritte in diese Richtung wurden in den meisten Didzesen bereits
unternommen.” In den Promulgationsorganen einiger Didzesen
wurde lapidar festgehalten, dass die von der OBK beschlossene und in
deren Amtsblatt veréffentlichte Rahmenordnung fiir die betreffende
Diézese in Kraft gesetzt wird und somit verbindlich ist.** In anderen
Diézesen ist eine Unterfertigung durch den Kanzler bzw. einen bischot-
lichen Notar beigefiigt.>' Im Verordnungsblatt Graz-Seckau ist ent-
sprechend c. 474 CIC die Unterfertigung durch den Diézesanbischof
— dem ja allein Gesetzgebungsbefugnis zukommt — und den Kanz-
ler dokumentiert.”> Zudem wird hier ein Datum fiir das Inkrafttreten
in dieser Di6zese angegeben, nimlich der 1.12.2016. Dennoch leidet

47 Template-Dokument, Art. 13.

48 Zu den Erfordernissen einer korrekten Promulgation vgl. Wenner, Bischofskonferenz,
689f.

49 Die Diozese Innsbruck hat nur die Rechtswirksamkeit der bisherigen Statuten der di-
6zesanen Kommission und der Ombudsstelle bis zur Inkraftsetzung der Rahmenord-
nung/2016 verlingert, vgl. Didzesanblatt Innsbruck, Nr. 2 von April/Mai/Juni 2017,
Nr. 12 und 13, 4f. Dies diirfte mit der Sedisvakanz des bischoflichen Stuhls zu tun
haben (vgl. c. 428 § 2 CIC), doch ergibt sich aus der Veréffentlichung, dass jedenfalls
eine spitere Inkraftsetzung intendiert ist.

50 Amtliche Mitteilungen der Diozese Eisenstadt Nr. 632 (25.11.2016), 41; Linzer Di6-
zesanblatt, 162. Jg. (1.12.2016), Nr. 7, 105; Verordnungsblatt der Erzdiézese Salzburg,
Nr. 5 (10.5.2017), Nr. 35, 50; Diézesanblatt St. Polten, Nr. 7 (15.12.2016), Nr. 3, 38;
Wiener Didzesanblatt, 154. Jg., Nr. 12 (12.12.2016), Nr. 83, 108.

51 Diézesanblatt Feldkirch, 48. Jg., Nr. 11/12 (Nov./Dez. 2016), Nr. 118, 97; Verord-
nungsblatt Gurk, Nr. 4 (5.12.2016), 26.

52 Verordnungsblatt Graz-Seckau, 2017-I, Nr. 1, S. 1.
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auch diese Klausel an einem Mangel, weil sie erst in Nummer 1 des
Verordnungsblattes von 2017 veroffentlicht wurde, Gesetze aber nicht
riickwirkend in Kraft treten kénnen (vgl. c. 9 CIC). In keinem dié-
zesanen Promulgationsorgan wurde die Rahmenordnung erneut abge-
druckt, sondern lediglich auf die Veroffentlichung im Amtsblatt der
OBK verwiesen. Darin zeigt sich der Wille der Bischéfe, keine Anpas-
sungen fuir die jeweiligen Diozesen vorzunechmen. Damit ist — obgleich
es sich nicht um ein allgemeines Dekret der Bischofskonferenz handelt
— zumindest auf dieser Basis gewihrleistet, dass die Rahmenordnung
einheitlich angewandt wird. Da die Verfahrensordnung urspriinglich
als decretum generale konzipiert war, ist sie jedenfalls von vornherein
so hinreichend bestimmt formuliert, dass sie keiner Konkretisierung
mehr bedarf. Uber die Umsetzung in den Ordensgemeinschaften lie-
gen keine Angaben vor.

2.3 Verbindlichkeit fir Ordensgemeinschaften

Inwiefern Ordensgemeinschaften an die Verfahrensordnung gebun-
den sind, hangt von der Frage ab, wieweit sie an didzesane Gesetze
gebunden sind. Art. 25 Ecclesiae Sanctae Ilegte fest, dass alle Ordens-
leute, auch die exemten, an die Gesetze, Dekrete und Anordnungen
gebunden sind, die vom Ortsordinarius fiir die verschiedenen Werke
hinsichtlich der Austibung des Apostolates sowie fiir die von ihm vor-
geschriebene oder empfohlene pastorale und soziale Titigkeit erlas-
sen wurden (§ 1). Desgleichen war festgelegt, dass sie an die Gesetze,
Dekrete und Anordnungen des Ortsordinarius oder der Bischofs-
konferenz gebunden sind, die bestimmte, im Einzelnen aufgefiihrte
Materien betreffen (§ 2). Diese Bestimmungen wurden nicht in den
CIC/1983 aufgenommen. Eine Interpretation der Rechtslage gemif3
dem neuen Codex fiihrt aber teilweise zu einem dhnlichen Ergebnis.
Zunichst ist aber zwischen verschiedenen Arten von Orden zu unter-
scheiden. Der Leitungsgewalt des Ortsordinarius entzogen sind die
exemten Orden (c. 591 CIC) und die Institute pipstlichen Rechts
(c. 593 CIC). Diézesangesetze sind fiir sie nicht per se verbindlich,

kénnen von ihnen aber fir ihren Bereich in Kraft gesetzt werden.
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Genau das erwartet § 79 VerfO von den héheren Oberen. Diese sind
dazu allerdings auf die Zustimmung der jeweiligen Ordenskapitel
angewiesen, bei denen die Gesetzgebungsvollmacht liegt.”* In diesem
Sinne empfichlt die Pipstliche Kommission fiir den Schutz von Min-
derjihrigen eindringlich, dass sich alle Di6zesen, Orden und katholi-
schen Organisationen im Territorium einer Bischofskonferenz an ein
und dieselbe Sammlung von Leitlinien halten.>*

Bei Instituten diézesanen Rechts hingegen besitzt der Bischof des
Hauptsitzes die Zustindigkeit fur die Angelegenheiten von grofierer
Bedeutung, welche die Vollmacht der internen Autoritit iibersteigen
(c. 595§ 1 CIC). Unbeschadet ihrer Autonomie (c. 586 CIC) sind sie
an die di6zesanen Gesetze grundsitzlich gebunden. Zu diesem Ergeb-
nis, das zwischen Orden pépstlichen und diézesanen Rechts differen-
ziert, kommen auch Kanonisten, die sich mit der Geltung der deut-
schen Leitlinien® bzw. der Essential Norms in den USA* beschiftigt
haben.

Im Ubrigen hitte sich an dieser Lage auch nichts geindert, wenn der
Apostolische Stuhl der OBK gemif c. 455 § 1 CIC Gesetzgebungs-
vollmacht delegiert hitte. Denn auch mit delegierter Vollmacht hitte
es sich ,,nur” um ein Allgemeines Dekret der Bischofskonferenz gehan-
delt, doch exemte Orden und Orden pipstlichen Rechts unterstehen
ebenso wenig der Leitungsgewalt der Bischofskonferenz. Um simt-
liche Orden voll und direkt zu binden, hitte der Apostolische Stuhl
das Gesetz vielmehr zu seinem eigenen (territorial begrenzten) Gesetz
erheben miissen, was aber noch unwahrscheinlicher gewesen wire.

Unter gewissen Umstinden gelten didzesane Gesetze aber ebenso fiir
die Angehérigen von Orden papstlichen Rechts, sobald diese nimlich

53 Vgl. Henseler, c. 596, Rn. 3.

54 Template-Dokument, Art. 4. Der Generalobere des Minderbriiderordens mahnt die
verschiedenen Briidergemeinschaften, die ordenseigenen Orientierungen zusammen
mit den Leitlinien der jeweiligen Didzesen zu verwenden, vgl. Rodriguez Carballo,
Lettera, 3f.

55 Z.B. Rieger, Aufarbeitung, 124.

56 Z.B. Kaslyn, Texts, 131; Orsy, Norms; Ward, Application, 17.
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in den Zustindigkeitsbereich der Diozese treten, sei es dass ihnen vom
Didzesanbischof beispielsweise ein Werk (c. 681 CIC) oder ein Amt
(c. 682 CIC) ubertragen wird. Selbstverstindlich gelten dizesane
Gesetze in den Pfarren der betreffenden Di6zese unabhingig davon,
ob der Pfarrer Ordenspriester ist. Beispielsweise muss ein Ordenspries-
ter, der ein Amt in der Didzese ausiibt, die diézesanen Vorschriften
hinsichtlich der klerikalen Kleidung genauso einhalten wie ein Di6-
zesanpriester.”” Auch in diesem Punkt stimmen Kanonisten, welche
die Vorschriften zum sexuellen Missbrauch in Deutschland®® und in
den USA untersucht haben, weitgehend tiberein. Nihere Angaben
zum Verhiltnis zwischen Didzese und Orden hinsichtlich der Verfah-
rensordnung werden in Abschnitt 11.3 gemacht.

57 Bawura, Vescovo, 551.
58 Z.B. Althaus, DBK, Grundsitzliches, Nr. 1, Rn. 6.
59 Z.B. Kaslyn, Texts, 132; Orsy, Norms; Ward, Application, 16.






3 Aufbau der Verfahrensordnung

MutmaRliches Opfer:
Anzeige

o

Ombudsstelle:
Soforthilfe,
Plausibilitatsprifung

o

Diozesane Kommission:
Erhebungen,
Bericht mit Empfehlungen

4

Unabhangige
Opferschutzanwaltschaft
und -kommission:
Entscheidung tber
therapeutische und
finanzielle Hilfe

4

Kirchliche Stiftung
Opferschutz:
Finanzierung der
MaRnahmen

e

Diézese / Orden:
Refundierung fur die
MaRnahmen

4

Beschuldigte Person:
Ruckerstattung

Teil C der Rahmenordnung/2016 trigt
die Uberschrift ,Verfahrensordnung bei
Beschuldigungen wegen sexuellen Miss-
brauchs und Gewalt“. Um Missverstind-
nisse zu vermeiden, ist zunichst zu kliren,
welches Verfahren damit eigentlich geordnet
werden soll. Es geht um das Verfahren, das
in Gang kommt, wenn ein Vorfall bei einer
Ombudsstelle gemeldet wird, und das gemafd
den Zielen der OBK dazu dient, Opfern zu
helfen und weitere Vorfille hintanzuhal-
ten. In der Regel verlauft dieses Verfahren
in den folgenden Schritten: Erhebungen
durch die diozesane Kommission, Einschit-
zung durch die UOK, Gewihrung der Hil-
feleistungen durch die Stiftung Opferschutz
und cine allfillige Riickerstattung der Kos-
ten. Um den Opfern méglichst rasch und
unbiirokratisch zu helfen,® soll das Ver-
fahren moglichst einfach gehalten sein und
zuigig von Statten gehen. Andererseits muss
den Erfordernissen von Gerechtigkeit und
Wahrheit®! Geniige getan werden, so dass auf
eine gewisse Substantiierung der Vorwiirfe
und auf elementare Erhebungen nicht ver-
zichtet werden kann. Es handelt sich also
um ein Verfahren mit speziellen Zielen, das
sich weder mit kirchlichen noch mit staat-
lichen Straf-, oder Schadenersatzprozessen
deckt noch diese ersetzen will. Gewiss gibt

60 List, Paradigmenwechsel, 21.
61 Vgl. Template-Dokument, Art. 9.
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es Schnittstellen mit derartigen Prozessen, die unten noch zu behan-
deln sein werden. Der Wille der Bischofskonferenz zu einer moglichst
breiten Hilfe bringt aber mit sich, dass der Anwendungsbereich dieses
Verfahrens in personaler, zeitlicher und sachlicher Hinsicht viel weiter
ist als bei den erwihnten Prozessen.®

Der Aufbau der Verfahrensordnung richtet sich nach der iiblichen
Gliederung moderner Prozessnormen. Um die Orientierung und Zitie-
rungzu erleichtern, ist die gesamte Verfahrensordnung in Paragraphen
unterteilt. Zuerst wird der Geltungsbereich festgelegt (§§ 1-6). Darauf
folgt der statische Teil, in dem die einzelnen am Verfahren beteilig-
ten Einrichtungen dargestellt werden (§§ 7-26). Das Kapitel iiber die
Zustindigkeiten gibt Auskunft tiber die Frage, bei welcher Einrich-
tung das Verfahren in einem bestimmten Fall begonnen werden kann
(§§ 27-28). Im dynamischen Teil wird die Durchfiithrung der aufein-
anderfolgenden Schritte bei den entsprechenden Einrichtungen gere-
gelt, d. h. zuerst bei den Ombudsstellen (§§ 29-39), dann bei den di6-
zesanen Kommissionen (§§ 40-54). Ein eigenes Kapitel verankert die
Stellung der Beschuldigten (§§ 55-59). Am Ende des Verfahrens steht
die Entscheidung tiber Konsequenzen und Mafinahmen, denen wiede-
rum ein eigenes Kapitel gewidmet ist (§§ 60-70). Im letzten Kapitel
wird klargestellt, in welchem Verhiltnis das hier geregelte Verfahren
zu anderen Verfahren im kirchlichen und staatlichen Rechtsbereich
stehe (§§ 71-82).

In Bezug auf eine geschlechtergerechte Sprache hilt die Rahmen-
ordnung/2016 schon auf S. 2 fest: ,Im Hinblick auf die bessere Les-
barkeit des Textes werden nicht die grammatikalischen Formen fiir
beide Geschlechter verwendet. Personenbezogene Bezeichnungen
gelten unabhingig von der gewihlten Form fir Personen beiderlei
Geschlechts: Das kann selbstverstandlich nur fir jene Bezeichnun-
gen zutreffen, die der Sache nach beide Geschlechter umfassen konnen,
als z. B. nicht beim Ausdruck ,Kleriker®. Der vorliegende Kommen-
tar halt sich an die terminologische Entscheidung der Verfasser der
Rahmenordnung.

62 Vgl. Berkmann, Verfahren, 39-42.



4 Geltungsbereich (§§ 1-6 VerfO)

Nach § 1 gilt die Verfahrensordnung® ,fiir Handlungen von sexuellem
Missbrauch und/oder Gewaltanwendung, die durch Kleriker, Ordens-
leute oder haupt- und ehrenamtliche Laienmitarbeiter von Einrich-
tungen der romisch-katholischen Kirche gegeniiber Minderjihrigen
bzw. Schutzbediirftigen oder Erwachsenen veriibt wurden®. Bei der
Wendung ,,bzw. Schutzbediirftigen oder Erwachsenen® ist offenbar in
einer spateren Redaktionsphase ein Versehen unterlaufen. Sinnvoller-
weise kann es nur heiffen: ,,oder schutzbediirftigen Erwachsenen®. In
diesem ersten Paragraphen sind bereits verschiedene Dimensionen des
Geltungsbereichs angesprochen, die im Folgenden entfaltet werden.

4.1 Sachlicher Geltungsbereich: die
relevanten Verhaltensweisen

In sachlicher Hinsicht werden zwei Kategorien von Handlungen
erfasst: sexueller Missbrauch und Gewaltanwendung.

Nach den Vorgaben der Glaubenskongregation muss der Begriff des
sexuellen Missbrauchs mit der Definition in Art. 6 Normae iiberein-
stimmen und die gesetzlichen Regelungen des Landes berticksichti-
gen.®* Aus diesem Grund verweist § 2 VerfO auf Art. 6 § 1 Normae. Es
geht also um Straftaten gegen das sechste Gebot und um Kinderporno-
graphie. Mit diesem Verweis wird die Kohirenz innerhalb der kirchli-
chen Rechtsordnung sicher gestellt, wenngleich damit der schwer zu
bestimmende Begriff ,, Straftaten gegen das sechste Gebot“® tibernom-
men wird. Wihrend die Leitlinien der DBK in Nr. 2 Punkt 1 zudem
auf die entsprechenden Tatbestinde des deutschen StGB verweisen,®

63 Im Folgenden: VerfO.

64 CDocFid, Rundschreiben, I1La.

65 Vgl. Boccafola, Norms, 274; Hierold, Pidophilie, 179; Ling, Rettungsversuche, 154f.

66 Vgl. Ling, Rettungsversuche, 156. In der fritheren Fassung waren sie noch stirker am
weltlichen Strafrecht orientiert, vgl. Althaus, DBK, Vorbemerkungen, Rn. 1.
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enthalt die osterreichische Verfahrensordnungkeinen derartigen Hin-
weis. Wenn eine Tat begangen wurde, die nur ein staatliches, aber kein
kirchliches Sexualdelikt darstellt, konnte das zur Unanwendbarkeit der
Verfahrensordnung fithren, obwohl sie auch in diesem Fall niitzlich
wire. Aufgrund der Weite der kirchlichen Strafnorm, wird dieser Fall
aber kaum eintreten. Der Verweis des § 2 VerfO auf Art. 6 § 1 Normae
betrifft nur die objektive Tathandlung. Hinsichtlich des Kreises der
potentiellen Tater und Opfer ist die Verfahrungsordnung wesentlich
weiter, was unten noch darzulegen sein wird.

Mit dem Ausdruck ,jedenfalls* wird klargestellt, dass nicht nur die
Straftaten des Art. 6 § 1 Normae umfasst sind. Vielmehr geht es ebenso
um ,strafrechtlich nicht relevante Handlungen, die [...] eine Gren-
ziiberschreitung darstellen®.*” Nach Angaben der Ombudsstellen ist
nur bei 4,4 Prozent der gemeldeten Fille eine strafrechtliche Relevanz
wahrscheinlich.®® Der Begriff der Grenziiberschreitung wird von der
Rahmenordnung auch im Bereich der Privention verwendet.®” Die
Leitlinien der DBK sprechen von ,,Grenzverletzungen®’® Gemeint
ist ein unangemessenes, nicht selten unbeabsichtigtes Verhalten, das
haufig die Folge fachlicher bzw. personlicher Unzulinglichkeiten ist,
wobei die Unangemessenheit nicht nur von objektiven Kriterien, son-
dern auch vom subjektiven Erleben abhingt — z. B. die Missachtung
personlicher Grenzen, der professionellen Rolle, von Personlichkeits-
rechten oder der Intimsphire.” Grenziiberschreitungen sind gemif
§ 2 VerfO nur relevant, wenn sie ,im pastoralen, erzicherischen sowie
im betreuenden oder pflegerischen Umgang® geschehen.

Art. 4 Normae regelt Delikte gegen die Heiligkeit des Bufisakraments.
Zwei dieser Delikte sind sexualbezogen, nimlich die absolutio com-

67 Kritisch zu einer solchen Ausdehnung in Deutschland: Ling, Rettungsversuche, 161.

68 Vgl OBK, Presseaussendung. Das breite Spektrum an Taten, die im 6sterreichischen
System behandelt werden, findet sich bei: Lueger-Schuster, Fragestellungen, 46f. (kor-
petlich), SOf. (sexuell) und S3f. (psychisch).

69 Rahmenordnung/2016, 31.

70 DBK, Leitlinien, Nr. 2 Abs. 3. Der Begriff entstammt dem Caritas Glossar, vgl. Hal-
lermann, Prizisierung, 184.

71 Vgl. DBK, Handreichung, zu Leitlinie Nr. 2 Abs. 3.
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plicis (Art. 4§ 1 ° 1 Normae) und die sollicitatio (Art. 4 § 1 ° 4 Nor-
mae). Obwohl § 2 VerfO keinen Verweis auf Art. 4 Normae enthilt,
ist davon auszugehen, dass die beiden genannten Delikte ebenso in
den Geltungsbereich der VerfO fallen. Dafiir sprechen die folgenden
Griinde: Der Ausdruck ,jedenfalls“ in § 2 VerfO weist darauf hin, dass
sich der Geltungsbereich nicht auf die in Art. 6 § 1 Normae genannten
Delikte beschrankt. Wenn sich die Verfahrensordnung ferner sogar auf
strafrechtlich nicht relevante Handlungen erstrecke, die Grenziiber-
schreitungen darstellen, dann muss sie erst recht die beiden genannten
Delikte umfassen. An einigen Stellen” verweist die Verfahrensordnung
auf Delikte gegen die Heiligkeit des Buf$sakraments und gibt somit
selbst zu erkennen, dass sie diese mitumfasst. Wie alle Delikte fallen
auch diese selbstverstindlich nur in den Geltungsbereich der Verfah-
rensordnung, wenn zudem die personalen und territorialen Kriterien
erfullt sind.

Die zweite Handlungskategorie ist die Gewaltanwendung. Die OBK
mochte auch in diesem Bereich Hilfe bieten. Damit geht sie tiber
die Erwartungen der Glaubenskongregation und tiber die Leitlinien
der DBK hinaus. Letztere behandeln nur sexuelle bzw. sexualisierte
Gewalt. Die Papstliche Kommission fiir den Schutz von Minderjih-
rigen erwihnt in ihrem Template-Dokument (Art. 2) innerhalb cines
Zitats aus der UN-Kinderrechtskonvention auch den Schutz von
Kindern vor allen Formen physischer und mentaler Gewalt. Da die
Gewaltanwendung ein vager Begriff ist, muss er fiir den Rechtsbereich
genauer definiert werden. Kirchliche Rechtsdokumente bieten dafiir
keine Anhaltspunkte. Die Rahmenordnung/2016 enthilt in ihrem
deskriptiven Teil Beschreibungen physischer und psychischer Gewalt.”
Die VerfO lehnt sich aber an eine rechtsverbindliche Definition im
Ssterreichischen staatlichen Recht an, nimlich an § 382¢ Abs. 1 EQ74.
Diese Bestimmung wurde durch das Zweite Gewaltschutzgesetz” im
72 Die §§ 31 und 59 VerfO verweisen auf Art. 24 Normae, der sich wiederum auf Art. 4

Normaebezieht. § 44 VerfO erwihnt ,,Delikte im Kontext mit dem Empfang des Buf3-

sakraments®, zu denen die diézesane Kommission offenbar Erhebungen durchfiihre.
73 Teil ANr. A 3.2.1 bzw. A 3.2.2.

74 RGBI. Nr.79/18961i. d. F. BGBL I Nr. 40/2009.
75 BGBI. I Nr. 40/2009.
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Jahr 2009 eingefiihrt, welches auf einen Schutz vor hauslicher und
allgemeiner Gewalt abzielt. Dementsprechend wird unter ,,Gewaltan-
wendung® in § 2 VerfO ,.ein korperlicher Angriff, die Drohung mit
einem solchen oder ein die psychische Gesundheit erheblich beein-
trichtigendes Verhalten® verstanden.

4.2 Personaler Geltungsbereich: Opfer

Die Verfahrensordnung bezieht sich lediglich auf Handlungen, die
sich gegen Minderjihrige oder schutzbediirftige Erwachsene richten.
Solange die Tat nicht erwiesen ist, spricht die Rahmenordnung/2016
nur von ,mutmafllichen Opfern“’¢ ,Minderjihrige” sind gemaf § 2
VerfO Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.
Es kommt auf das Alter im Tatzeitpunkt an. Diese Definition stimmt
sowohl mit dem kirchlichen (c. 97 § 1 CIC) als auch mit dem staatli-
chen Recht (§ 21 Abs.2 ABGB” und § 74 Abs. 1 Z. 3 StGB™) iiber-
ein. Wihrend sich das Sexualdelikt des c. 1395 § 2 CIC nur auf Min-
derjihrige unter sechzehn Jahren bezicht, wurde dieses Alter in Art. 6
§ 1Z. 1 Normae auf achtzehn Jahre angehoben.” Das staatliche Recht
kennt freilich eine grofere Zahl verschiedener Sexualstraftaten mit
unterschiedlichen Altersgrenzen hinsichtlich der Opfer (insbeson-
dere §§ 206-215a StGB).

Den zweiten Personenkreis bilden die besonders schutzbediirftigen
Erwachsenen. Die Formulierung ,,besonders schutzbediirftigen Perso-
nen oder Erwachsenen®in § 2 VerfO ist in einer spateren Redaktions-
phase sprachlich verungliickt. Auch Erwachsene sind selbstverstind-
lich Personen. Die durch die VerfO erleichterte Hilfestellung richtet
sich nach der mens legislatoris aber an Minderjihrige und besonders
schutzbediirftige Erwachsene. Mit den Erwachsenen sind volljahrige
Personen gemeint. Das Adjektiv ,,schutzbediirftig” ist (auch) auf sie

76 Bzw. ;mutmafilichen Titern” oder ,Beschuldigten®.
77 JGS Nr. 946/1811 i.d. F. BGBL. I Nr. 135/2000.

78 BGBI. Nr. 60/1974 1. d. FE. BGBL I Nr. 154/2015.
79 Vgl. Papale, Delitti, 55.



4.2 Personaler Geltungsbereich: Opfer 23

zu beziehen. Sollte diese spezielle Form von Hilfe allen Erwachsenen
zukommen, so wire es tiberhaupt nicht erforderlich, zwischen Minder-
jahrigen und Erwachsenen zu unterscheiden. Es hitte dann geniigt zu
formulieren: ,gegeniiber allen Menschen®. Dass der Gesetzgeber sich
aber offenbar fur eine differenzierte Formulierung entschieden hatte,
zeigt, dass er bestimmte Personenkreise herausgreifen wollte. Ansons-
ten wire der gegliederten Formulierung kein Sinn abzugewinnen.

Damit geht die VerfO tiber Art. 6 § 1 Z. 1 Normae hinaus, der den
Minderjihrigen nur jene Personen gleichstellt, deren Vernunftge-
brauch habituell eingeschrinkt ist.** Das bedeutet zwar nicht, dass
der Vernunftgebrauch ginzlich fehlen muss,* doch sind jene Personen
nicht erfasst, deren Vernunftgebrauch zwar intakt ist, die aber etwa in
korperlicher Hinsicht schutzbediirftig sind. Das osterreichische Unter-
stittzungssystem soll sich aber beispielsweise auch auf Insassen kirch-
licher Krankenhiuser, Behinderten- und Altenheime erstrecken. Die
Rahmenordnung definiert den Begriff ,Besonders schutzbediirftige
Personen® so: ,Menschen, die aufgrund ihres Alters, ihrer Krankheit,
ihrer Pflegebediirftigkeit oder aus anderen Griinden der besonderen
Fiirsorge und Betreuung bediirfen und somit auch einen besonderen
Schutz geniefen*®. Die Papstliche Kommission fiir den Schutz von
Minderjihrigen spricht in ihrem Template-Dokument neben den
wminors” haufig von ,vulnerable adults, was jedoch zu vage erscheint.
Eskommt nicht auf die Verwundbarkeit, sondern auf die Schutzbediirf-
tigkeit an. Der Begriff der Schutzbediirftigkeit kommt in der 6sterrei-
chischen Rechtsordnung — wenngleich mit unterschiedlichem Umfang
—z. B.im Sozialversicherungsrecht, im Asylrecht und bei der Bekimp-
fung hiuslicher Gewalt vor. Das Haager Ubereinkommen iiber den
internationalen Schutz von Erwachsenen® ist auf Personen iiber acht-
zehn Jahren anzuwenden, ,die aufgrund einer Beeintrichtigung oder
der Unzulanglichkeit ihrer personlichen Fahigkeiten nicht in der Lage
sind, ihre Interessen zu schiitzen* (Art. 1 Abs. 1). Die Leitlinien der

80 Vgl. Hallermann, Prizisierung, 183.
81 Vgl. Papale, Delitti, 56.

82 Rahmenordnung/2016, 17.

83 BGBI III Nr. 287/2013.
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DBK von 2013 verwenden erstmals® den Begriff der ,erwachsenen
Schutzbefohlenen® und verstehen darunter ,,behinderte, gebrechliche
oder kranke Personen gegeniiber denen Kleriker, Ordensangehorige
und andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine besondere Sorge-
pflicht haben, weil sie ihrer Fiirsorge oder Obhut anvertraut sind und
bei denen aufgrund ihrer Schutz- und Hilfebediirftigkeit eine beson-
dere Gefihrdung gemif Leitlinie Nr. 2 besteht” (Nr. 3).

4.3 Personaler Geltungsbereich: Tater und
Taterinnen

Die Sexualdelikte des c. 1395 CIC und des Art. 6 Normae kennen als
Titer nur Kleriker.® Das Rundschreiben der Glaubenskongregation
bezieht sich in erster Linie auf Kleriker und an vielen Stellen sogar
nur auf Priester, wihrend es Delikte, die durch andere Ordensleute
und in kirchlichen Einrichtungen titige Laien veriibt wurden, nur in
Bezug auf die Zusammenarbeit mit staatlichen Behérden erwihnt.®
Das Template-Dokument der Papstlichen Kommission fiir den Schutz
von Minderjihrigen erkennt nun an, dass Verfahrensformen nicht nur
fur Kleriker und Ordensleute, sondern auch fir Laienangestellte und
Ehrenamtliche notwendig sind.¥” In der pastoralen Situation Oster-
reichs stehen viele nichtklerikale Ordensleute und Laien im kirchli-
chen Dienst. Die Bischofskonferenz méchte Opfern auch dann helfen,
wenn die Titer keine Kleriker waren. Ein Forschungsprojekt ergab die
folgende statistische Verteilung hinsichtlich der Beschuldigten: 20,6%
Diézesanpriester, 32,5% minnliche Ordensangehérige, 17,5% weibli-
che Ordensangehorige, 1,0% mannliche Ordensobere, 0,5% weibliche
Ordensobere und 16,1% Laienpersonal.®

84 Vgl. Althaus, DBK, Vorbemerkungen, Rn. 4.

85 Vgl. Miiller, Missbrauch, 65; Pulte, Strafanspruch, 57.

86 CDocFid, Rundschreiben, Art. II lit. e.

87 Template-Dokument, Art. 9 Punke 5.

88 Der Rest fillt in die Kategorie ,,Sonstige” (2,4%) und ,Information fehlt* (9,4%). Vgl.
Lueger-Schuster, Fragestellungen, 43. Offenbar erfolgte diese Einteilung nicht exake
nach kirchenrechtlichen Kategorien.
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Aus diesem Grund gilt die Verfahrensordnung gemif§ § 3 sowohl
fir Kleriker und Ordensleute als auch fiir Laienmitarbeiter.?’ Den
Ordensleuten sind die Angehérigen der Gesellschaften des Aposto-
lischen Lebens und der Sikularinstitute gleichgestellt. Somit sind
alle drei Formen kanonischer Lebensverbinde, die der CIC kennt,
umfasst. Bei den Gesellschaften des Apostolischen Lebens ist das nahe-
liegend, weil sie in der Seelsorge hiufig zhnliche Aufgaben erfillen wie
die Orden. Die Angehérigen von Sikularinstituten hingegen leben in
der Regel nicht in einem Kloster, sondern in Wohnungen, und gehen
einem zivilen Beruf nach, wihrend sie den kirchlichen Dienst ehren-
amtlich erbringen. Obwohl das Umfeld, in dem es hier zu einschligi-
gen Taten kommen kann, die fiir die VerfO relevant sind, also eher dem
von Laien auf8erhalb des geweihten Lebens dhnelt, stellt die VerfO sie
den Orden gleich, weil sie durch die Verpflichtung auf die evangeli-
schen Rite (vgl. c. 712) auch in der Auflenwahrnehmung in besonderer
Weise mit der Kirche in Verbindung gebracht werden. Inwieweit die
Verfahrensordnung fiir die kanonischen Lebensverbinde gilt, wurde
bereits in Abschnitt 2.3 behandelt. Wie das Verhiltnis zu den Didzes-
anbischofen rechtlich gestaltet ist, bedarf einer differenzierten Beur-
teilung. Diese wird im Zusammenhang mit den eigens dafiir vorgese-

henen §§ 79-82 VerfO geboten.

Schlieflich ist die Verfahrensordnung gemif! § 3 auch auf Laienmit-
arbeiter anzuwenden. Aus der Struktur des § 3 ergibt sich, dass damit
nur Laien gemeint sind, die nicht in einer Form des geweihten Lebens
stehen. Der Ausdruck ,,Mitarbeiter” beschrinket sich nicht auf eine
bestimmte rechtliche Form der Mitarbeit wie etwa einen Arbeitsver-
trag. Schon in § 1 VerfO bezicht sich der Ausdruck ,Laienmitarbei-
ter klar auf haupt- und ehrenamtliche. Nebenamtliche werden nicht
erwihnt, miissen dem Sinn der Vorschrift nach aber ebenso erfasst
sein.” Damit soll ausgedriickt werden, dass nicht alle Laien allein

89 Diesen Personenkreis umfasste schon die Rahmenordnung/2010 (39), wihrend der
Personenkreis in Deutschland (vgl. Ackermann, Leitlinien, 221) und der Schweiz (vgl.
Bonnemain/Tanner, Ubergriffe, 136), erst im Laufe der Novellierungen ausgedehnt
wurde.

90 DBK, Handreichung, zu Leitlinie Nr. 1 Abs. 2: ,,Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im
Sinne dieser Leitlinien sind alle Personen, die im Rahmen ihrer haupt-, neben- oder
chrenamtlichen Titigkeit im kirchlichen Bereich Kinder, Jugendliche oder erwachse-
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aufgrund der Tatsache, dass sie der katholischen Kirche angehéren,
von der Verfahrensordnung erfasst sein sollen, sondern nur wenn und
soweit sie in einer speziellen Weise am kirchlichen Auftrag mitarbei-
ten.”’ Deswegen findet sich bei den Laien auch die Einschrinkung auf
»Handlungen, die sie in Zusammenhang mit der Ausiibung eines ihnen
anvertrauten kirchlichen Dienstes gesetzt haben®. Nicht erfasst sind
Handlungen im privaten Bereich von Laienmitarbeitern. Bei den Kle-
rikern und Ordensleuten findet sich diese Einschrinkung hingegen
nicht, weil sie gleichsam immer als Personen der Kirche wahrgenom-
men werden. § 4 VerfO spricht zudem eigens die katholischen Reli-
gionslehrer an, die wiederum Kleriker, Ordensleute oder Laien sein
koénnen.

Wenngleich die Verfahrensordnung den Anwendungsbereich hin-
sichtlich der potentiellen Titer sehr weit absteckt, muss in der Folge
doch im Einzelnen differenziert werden, welche Eingriffsrechte dem
Diézesanbischof je nach dem rechtlichen Status der betreffenden Per-
son zustehen und welche Mafinahmen ergriffen werden kénnen. Dies
geschichtin § 63 VerfO. Das Hauptziel der Verfahrensordnung besteht
jedoch in der Hilfe fiir die Opfer. Diese aber kann, selbst wenn es sich
um finanzielle oder therapeutische Unterstiitzung handelt, unabhingig
vom Status des Titers gewihrt werden.” Solange die Tat nicht nach-
gewiesen ist, spricht die Rahmenordnung von ,,mutmafllichen Tétern®

oder ,Beschuldigten®

ne Schutzbefohlene beaufsichtigen, betreuen, erziehen, ausbilden oder vergleichbaren
Kontakt zu ihnen haben

91 Hallermann regt ferner im Hinblick auf Deutschland an, danach zu unterscheiden,
ob Ehrenamtliche aus eigenen Antrieb und im eigenen Namen oder aufgrund eines
kirchlichen Auftrags und somit im kirchlichen Namen titig sind, vgl. Hallermann,
Prizisierung, 187.

92 Die Stiftung Opferschutz zahlt Finanzleistungen im Wege einer Forderungsabtretung
aus (vgl. Berkmann, Mafinahmen, Abschnitt II1.1). Dabei ist nicht erforderlich, dass
der Zessionar gegeniiber dem Schuldner in einem bestimmten rechtlichen Verantwor-
tungsverhiltnis steht.
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4.4 Territorialer Bezug

Der Untertitel der Rahmenordnung lautet ,,Rahmenordnung fur die
katholische Kirche in Osterreich®. Nach Art. 4 des Template-Doku-
ments sollen die Bischofskonferenzen Richtlinien erlassen, die auf
die gesamte Kirche in dem Territorium anzuwenden sind, das von
der Bischofskonferenz abgedeckt wird. Den nétigen territorialen
Bezug stellt die Verfahrensordnung in § 3 her. Demnach findet sie
nur Anwendung, soweit die betroffenen Kleriker oder Ordensleute
im Dienst einer osterreichischen Di6zese oder Ordensniederlassung
stehen oder die Tat in Osterreich begangen wurde. Die beiden Tatbe-
stinde verstehen sich alternativ, weil sie durch die Konjunktion ,,oder*
verbunden sind. Obwohl diese Klausel hinsichtlich der Laienmitarbei-
ter nicht wiederholt wird, gilt sie bei ihnen erst recht, zumal die Ver-
fahrensordnung auf sie tiberhaupt nur Anwendung findet, soweit sie
einen ihnen anvertrauten kirchlichen Dienst ausgetibt haben.

Der erste Fall betrifft also den Dienst in einer dsterreichischen Di6-
zese oder Ordensniederlassung, d. h. dass der Titer aufgrund eines wie
immer gearteten Rechtsverhiltnisses (z. B. Inkardinationsverhiltnis,
Gestellungsvertrag) zu einer dsterreichischen Diézese oder Ordens-
niederlassung einen Dienst fir diese ausgeiibt haben muss. Dabei
kommt es auf den Tatzeitpunkt an. Bei dieser Konstellation muss die
Tat nicht in Osterreich begangen worden sein. Ebenfalls umfasst sind
damit beispielsweise der Militirpfarrer bei Auslandseinsitzen oder die
Jugendreferentin, die eine Gruppe Minderjihriger auf der Wallfahrt
nach Taizé begleitet.

Der zweite Fall betrifft Taten, die in Osterreich begangen wurden -
unabhingig davon, ob die betreffenden Kleriker oder Ordensleute
im Dienst einer 6sterreichischen Diézese oder Ordensniederlassung
standen. Der Sinn dieser Vorschrift liegt darin, Opfern auch dann
zu helfen, wenn sich ein auslindischer Priester beispielsweise nur zu
Urlaubszwecken in Osterreich aufgehalten hat. Fiir das Opfer ist nicht
erkennbar und macht es keinen Unterschied, in wessen Dienst der
Triter stand. Nachweise sind in diesen Fillen freilich nur sehr schwer
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zu erbringen und keine 6sterreichische kirchliche Einrichtung kann
dafiir — auch nur moralisch — zur Verantwortung gezogen werden. Die
Kirche in Osterreich hilft hier aus Griinden der Nichstenliebe. Wenn
ein kirchenrechtliches Delikt begangen wurde, ist aber aufgrund von
c. 1412 CIC ein kirchliches Gericht in Osterreich fiir das Strafver-
fahren zustindig. Daher ist die Anwendung der Verfahrensordnung
insofern sinnvoll, als sie vorbereitende Schritte fiir ein Strafverfahren
vorsieht (siehe unten Abschnitt 11.1.2).

Nicht erfasst sind jedenfalls Taten, die auflerhalb Osterreichs von Per-
sonen veriibt werden, die nicht im Dienst einer osterreichischen Dio-
zese oder Ordensniederlassung stehen.

4.5 Institutioneller Bezug

Das Bestreben der OBK, der Verfahrensordnung einen méglichst brei-
ten Anwendungsbereich zu verleihen, zeigt sich besonders in § 4, der
lautet: ,,Die Regelungen sind auch fiir alle kirchlichen Gemeinschaften
und Einrichtungen in Osterreich, insbesondere fiir jene, die der Auf-
sicht des Di6zesanbischofs unterstehen, verbindlich. Die Regelungen
gelten auch fiir alle katholischen Privatschulen sowie fur katholische
Religionslehrer an 6ffentlichen und privaten Schulen® Da in diesem
Paragraphen Einrichtungen von sehr unterschiedlichem Rechtssta-
tus angcsprochcn werden, ist eine weitere Differcnzierung notwen-
dig. Die Rechtskraft der Verfahrensordnung beruht auf der Gesetz-
gebungsbefugnis der einzelnen Diézesanbischofe, doch niche alle
Einrichtungen der katholischen Kirche unterstehen einer solchen

Gesetzgebungsbefugnis.”

Indessen erstrecke sich die Aufsichtsbefugnis des Didzesanbischofs
gemill ¢. 305 § 2 CIC sowohl auf die didzesanen Vereine als auch
auf andere Vereine, insofern sie in der Diozese titig sind. Der Inhalt
der Aufsicht besteht fiir alle Arten kanonischer Vereine gemif c. 305

93 Vgl. Althaus, OBK, Teil A: Vorbemerkungen, Rn. 26.
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§ 1 CIC darin, dafir zu sorgen, dass die Unversehrtheit von Glaube
und Sitte bewahrt wird, und dariiber zu wachen, dass sich keine Miss-
brauche in der kirchlichen Disziplin einschleichen. Unter diese Tat-
bestinde sind die fiir die Verfahrensordnung relevanten Handlungen
zweifellos zu subsumieren. Der Aufsicht des Diézesanbischofs unter-
stehen auflerdem gemif der — allerdings nicht unproblematischen® -
Bestimmung von Intima Ecclesiae natura alle karitativen kirchlichen
Organisation ungeachtet ihrer Rechtsform. Bei den Gemeinschaften
und Einrichtungen, die der Aufsicht des Diézesanbischofs nicht unter-
stehen, wie etwa bei nicht-karitativen Vereinen des weltlichen Rechts,”
sind die Eingriffsméglichkeiten begrenzter. Zu denken wire etwa an
den Entzug ciner Belobigung oder Empfehlung (c. 299 § 2 CIC) oder
an Mafinahmen, die in den Statuten eingeraumt wurden. In Zukunft
empfichlt es sich, die Rahmenordnung in den Statuten zu verankern.
Jedenfalls kann der Bischof disziplinare oder strafrechtliche Mafinah-
men gegen einzelne Mitglieder als Individuen ergreifen, sofern dies
entsprechend ihrem Status maéglich ist. Schlieflich ist an die umfas-
sende Aufsichtspflicht des Bischofs iiber seine Diézese (c. 396 CIC)
sowie an seine Pflicht zu erinnern, dariiber zu wachen, dass sich kein

Missbrauch in die kirchliche Ordnung einschleicht (c. 392 § 2 CIC).

Was die katholischen Privatschulen betrifft, die von § 4 ebenfalls
erwihnt werden, ist auf die Kompetenz des Diozesanbischofs hinzu-
weisen, Vorschriften zur allgemeinen Ordnung der katholischen Schu-
len zu erlassen, die gleichermafien fiir Ordensschulen gelten (c. 806
§ 1 CIC). Um nach dem é&sterreichischen Staatskirchenrecht als kon-
fessionelle Privatschule zu gelten, muss der Triger entweder direkt
die betreffende Kirche sein, oder, falls es sich um einen Verein, eine
Stiftung oder einen Fonds handelt, ist die Anerkennung als konfes-
sionelle Schule durch die jeweils zustindige kirchliche Oberbehorde
erforderlich (§ 17 Abs. 2 PrivSchG). Diese Anerkennung kénnte auch
wieder entzogen werden. Allerdings beriihren die von der Verfahren-
sordnung erfassten Verhaltensweisen nicht die Frage der Katholizitit

94 Vgl. Berkmann, Organisationen, 767.
95 Vgl. Hallermann, Prizisierung, 187.
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der Schule. Das Ziel muss sein, die Missstinde abzustellen, aber die
Schule zu erhalten. Was die katholischen Religionslehrer an 6ffentli-
chen und privaten Schulen betrift, so bediirfen diese einer missio cano-
nica. In einem von der OBK geregelten Verfahren kann diese z. B. aus
Griinden der Lebensfihrung wieder entzogen werden.”® In den meis-
ten Fillen wird aber ohnehin ein Kiindigungs- oder Entlassungsgrund
vorliegen, der vom Dienstgeber geltend gemacht wird. Auf Religions-
lehrer und andere Lehrer an katholischen Privatschulen geht § 63 lit.
d VerfO speziell ein.

Um § 4 nicht falsch zu verstehen, ist zu berticksichtigen, welches Ziel
die Verfahrensordnung iiberhaupt verfolgt. In erster Linie geht es um
ein Verfahren, an dessen Ende eine eventuelle Zusage tiber finanzi-
elle oder therapeutische Hilfe fiir ein Opfer steht. Selbstverstindlich
steht es den Osterreichischen Bischofen frei, mit § 4 kundzutun, dass
davon auch Opfer von Vorfillen umfasst sind, die sich in kirchlichen
Gemeinschaften und Einrichtungen abgespielt haben.”” Es steht ihnen
ferner frei, eine solche Hilfeleistung an ein vorgeschaltetes Priifungs-
verfahren zu kniipfen und die Ombudsstellen fiir Erstkontakte und
Beratungen zur Verfugung zu stellen. Zusitzlich zu § 4 muss der sach-
liche, personale und raumliche Geltungsbereich gegeben sein.

Schwieriger stellt sich die Lage dar, wenn den Gemeinschaften und
Einrichtungen durch die VerfO Pflichten auferlegt werden, etwa zur
Mitwirkung an den Erhebungen oder bei der Umsetzung von Maf3-
nahmen, wie z. B. die Einleitung arbeitsrechtlicher Schritte, wenn die
beschuldigte Person bei der betreffenden Einrichtung angestellt ist
(§ 63 lit. b VerfO), oder das Fernhalten Ehrenamtlicher, die fiir die
betreffende Gemeinschaft titig sind, von Minderjihrigen (§ 63 lit. c
VerfO). Wenn nicht auf eine der oben genannten hoheitlichen Befug-
nisse zuriickgegriffen werden kann, bleibt nur der Weg der Selbstver-
pllichtung.”® Von groflerer Bedeutung sind fiir die kirchlichen Gemein-

96 Rahmenordnung fiir Religionslehrer der 6sterreichischen Didzesen.

97 §2 Abs. 1 Statut/Stiftung spricht von ,,Einrichtungen der rémisch-katholischen Kir-
che in Osterreich®: Insofern besteht also Einklang mit § 4 VerfO.

98  Vgl. Althaus, DBK, Grundsitzliches, Nr. 1, Rn. 5.
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schaften und Einrichtungen aber die priventiven Mafinahmen. Diese
jedoch sind ohnehin nicht in der Verfahrensordnung enthalten, son-
dern in Kapitel 1 von Teil B der Rahmenordnung. Sie umfassen auch
eine Verpflichtungserklirung aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
in der Kirche (B 1.3 und D 8).

Die DBK stand bei der Abfassungihrer Leitlinien vor einem dhnlichen
Problem. Wihrend sie in den Leitlinien von 2010 den Einrichtungen,
die nicht in diézesaner Zustindigkeit stechen, nur dringend empfohlen
hat, sich den diozesanen Regelungen zu unterstellen, macht sie in der
Fassung von 2013 die Forderungswiirdigkeit davon abhingig, dass sie
sich zu diesen Regelungen verpflichten oder gleichwertige Regelun-
gen vorlegen. Diese Bestimmung wurde in der Kanonistik kritisiert.””

Die offentliche Meinung nimmt meist keine Differenzierung von
kirchlichen Gemeinschaften und Einrichtungen nach ihrer Rechts-
form vor, sondern ordnet alle pauschal der Kirche zu. Diese wird von
jeglichen Vorwiirfen getroffen, unabhingig davon welche Eingriffsin-
strumente den kirchlichen Autorititen im konkreten Fall iiberhaupt
zur Verfigung stehen. Vor diesem Hintergrund ist es verstandlich, dass
die 6sterreichischen Bischofe, die um das Wohl der Kirche als gan-
zer besorgt sind, versuchen, alle Organisationen, die mit der katholi-
schen Kirche assoziiert werden, in die Rahmenordnung einzubezichen.
Damit entsprechen sie im Ubrigen dem dringenden Rat der Pipstli-
chen Kommission fiir den Schutz von Minderjihrigen, dass dieselben
Leitlinien innerhalb des Territoriums einer Bischofskonferenz fiir alle
Diézesen, Orden und katholischen Organisationen einheitlich gelten
sollen.!®

99 Hallermann, Prizisierung, 187f.
100 Template-Dokument, Nr. 4. Vgl. Heyousun, Competence, 49.
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4.6 Abgrenzung des Geltungsbereichs

Die Verfahrensordnung will einen allgemeinen Mindeststandard auf-
stellen. Wo es Spezialgesetze gibt, haben diese aber Vorrang, § 5 VerfO
nennt diesbeziiglich berufsspezifische Vorschriften zum Beispiel in
der Caritas oder im Bereich der Krankenanstalten und Pflegeheime.
Bei Lehrern bleibt die Anwendung der schulrechtlichen Vorschriften
unberiihrt.

Auflerdem macht die Verfahrensordnung darauf aufmerksam, dass sie
sich auf andere als die eben definierten Tatbestinde nicht erstrecke. § 6
nennt demonstrativ Fille von Mobbing, Stalking, sexueller oder ande-
rer Diskriminierung am Arbeitsplatz oder sonstige Verstofie gegen das
Gleichbehandlungsgesetz. Die fehlende Anwendbarkeit wird damit
begriindet, dass es fir solche Fille eigene Beratungs- und Beschwer-

destellen gibt.
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Im statischen Teil der Verfahrensordnung werden die einzelnen Ein-
richtungen als solche dargestellt. Die Schritte, die sie zum Fortgang des
Verfahrens setzen, sind dem dynamischen Teil (§§ 30~54) vorbehalten.
Die Rahmenordnung/2010 enthielt ein Statut fiir die Ombudsstellen'!
(39-41) und ein Statut fiir die diozesanen Kommissionen'*? (42—44).
Die Umsetzung in den einzelnen Di6zesen gestaltete sich aber unter-
schiedlich. In manchen Diézesen iibernahmen die Ombudsstellen
bereits Untersuchungsfunktionen, die in anderen Di6zesen den Kom-
missionen vorbehalten waren. Die Regelungen der beiden Statuten
wurden nun weitgehend in die Verfahrensordnung integriert, wobei
einige Verbesserungen, insbesondere eine klarere Kompetenzabgren-
zung, angestrebt wurde. So sind die Ombudsstellen nun eindeutig fur
die Unterstiitzung der mutmafllichen Opfer konzipiert, wihrend den
diozesanen Kommissionen die Aufgabe zukommt, durch Erhebungen
die Plausibilitdt zu priifen und die Ordinarien zu beraten. Die Verfah-
rensordnung behandelt zuerst die Einrichtungen auf der diézesanen
Ebene, dann jene auf der nationalen Ebene.

5.1 Ombudsstellen

Aufgabe der Ombudsstellen ist der Erstkontakt mit den mutmafllichen
Opfern, deren Beratung und Begleitung sowie eine erste Klirung von
Verdachtsfillen. Bewusst wurde damit ein niederschwelliges Angebot
geschaffen, um es Opfern zu erleichtern, sich zu melden und sich zu
offnen. Gewiss bleibt es ihnen weiterhin freigestellt, sich direkt an die
Ordinarien zu wenden, doch lehrte die Vergangenheit, dass dieser Weg
nicht immer gut funktioniert.

101 Im Folgenden: Statut/Ombudsstellen.
102 Im Folgenden: Statut/Kommissionen.
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Bei konkreten Vorfillen bestehen die Aufgaben der Ombudsstellen
(§ 8) in der Krisenintervention und — falls nétig und gewiinscht — in
der Vermittlung von therapeutischer und/oder seelsorglicher (§ 11)
Hilfe. Die Beratungstatigkeit ist fir die Hilfe Suchenden kostenlos
(§ 13). Die Ombudsstellen verfiigen iiber ein Budget, um bei akutem
Bedarf sofort therapeutische Hilfe finanzieren zu kénnen (§ 13). Dies
ist jedoch begrenzt. Finanzielle und weitergehende therapeutische
Hilfe wird erst am Ende des Verfahrens durch die UOK eingeschitzt
und durch die Stiftung Opferschutz gewihrt. Unabhingig von kon-
kreten Vorkommnissen kommen den Ombudsstellen auch Aufgaben
bei der Privention zu (§ 8). Dabei kooperieren sie mit den Stabsstellen
fur Priavention. Auch diese Stabsstellen miissen in jeder Di6zese ein-
gerichtet sein. Da sich ihre Aufgaben auf die Pravention und nicht auf
das Verfahren bei Beschuldigungen erstrecken, werden sie in Teil B,
Nr. 1.5, aber nicht in der Verfahrensordnung dargestellt.

Der Leiter wird vom Didzesanbischof auf fiinf Jahre ernannt (§ 9)
und schlagt diesem bis zu zehn weitere Mitglieder zur Ernennung
vor (§10).'” Wegen der unterschiedlichen Grofle der Didzesen
wurde keine einheitliche Anzahl festgelegt. Sie sollen bevorzugt aus
den Bereichen Psychologie, Psychotherapie, Psychiatrie, Sozialarbeit
und Jurisprudenz stammen (§ 10). Besonderen Wert legt die Verfah-
rensordnung auf ihre Unabhingigkeit.!®* Die Ombudsstelle ist keine
Behorde der Diozese. Die Mitglieder — einschliefSlich des Leiters'® —
tiben ihre T4tigkeit weisungsfrei aus und sollen in keinem kirchlichen
Dienstverhiltnis'® stehen (§ 10). Es ginge auch zu weit, die Meldun-
gen, die bei der Ombudsstelle gemacht werden, schon als ,, Anzeigen®
zu betrachten, da sie vom mutmafllichen Opfer nicht unbedingt mit
der Absicht vorgebracht werden, ein Verfahren ins Rollen zu bringen,

103 Eine Wiederbestellung ist in allen Funktionen auch mehrfach méglich (§ 10). Schei-
det cin Mitglied vorzeitigaus, kann der Didzesanbischof bei Bedarf eine andere Person
fiir die verbleibende Funktionsperiode ernennen (§ 10).

104 Wie wichtig die Unabhingigkeit vom Di6zesanbischof ist, betont Hierold, Padophilie,
179.

105 Vgl. Althaus, OBK, Teil C: Verfahrensordnung, Fn. 20.

106 Ahnlich die nunmehrige Regelungin den Leitlinien der DBK im Unterschied zur Di-
Szese Rottenburg-Stuttgart, vgl. Anuth, Modell, 188.
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sondern vom Opfer moglicherweise bewusst nur eine vertrauliche Aus-

sprache gewiinscht wird (vgl. § 31 VerfO).

Von der urspriinglichen Praxis, Priester zu bestellen, ist man abgekom-
men. Dementsprechend empfichlt nun auch das Template-Dokument,
dass es immer eine Moglichkeit geben sollte, zu einer Laienperson zu
sprechen anstatt zu Klerikern oder Ordensleuten.”” Der Unabhingig-
keit dient ferner, dass sie von den Beschwerdefiihrern, Beschuldigten
und deren Angehérigen keine entgeltlichen Auftrige oder wirtschaft-
lichen Vorteile annehmen diirfen (§ 12). Fiir die Vergiitung (§ 12) und
Ausstattung (§ 13) kommt die Diézese auf.

Die Dienststellen und Einrichtungen der Diézese sind verpflichtet, den
Ombudsstellen unter Wahrung der datenschutzrechtlichen Vorschrif-
ten, den Ombudsstellen Informationen zur Verfiigung zu stellen, die
zur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlich sind (§ 14). Was personliche
Daten betrifft, ist jedoch daran zu erinnern, dass die Aufgabe, Erhebun-
gen durchzufiihren, den diézesanen Kommissionen zukommt.

5.2 Diozesane Kommissionen

Aufgabe der diézesanen Kommissionen ist es, aufgrund von Erhe-
bungen, die eine moglichst umfassende und objektive Beurteilung
des Sachverhalts gewihrleisten sollen, dem Ordinarius entspre-
chende Empfehlungen zu geben (§ 16). Gegeniiber der Rahmenord-
nung/2010 wird damit deutlicher gemacht, dass es um keine Ermitt-
lungen'® — etwa im Sinne der kanonischen Voruntersuchung — geht
und dass die Kommissionen kein Urteil'® fillen, sondern nur Empfeh-
lungen geben. Dadurch, dass es sich nur um Empfehlungen handel, ist
zugleich klargestellt, dass den Ordinarien die Entscheidungsbefugnis
nicht entzogen wird.

107 Template-Dokument, Art. 9.

108 Vgl. Statut/Kommissionen, § 4Z. 5: ,Ermittlungstatigkeit der diézesanen Kommission*®.

109 Vgl. Statut/Kommissionen, § 6: ,Schlussbericht®. Dieser Ausdruck hitte bei kritischen
Geistern den Eindruck erwecken kénnen, als handle es sich um etwas Endgiiltiges.
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Die Kommission setzt sich aus vier bis sieben vom Ditézesanbischof
ernannten Mitgliedern zusammen (§ 17),'"° die aus ihrer Mitte den
Vorsitzenden wihlen (§ 19). Nach Moglichkeit sollen ihr jeweils ein
Psychologe/Psychotherapeut oder Facharzt fir Psychiatrie, ein Jurist,
ein Pidagoge oder Sozialarbeiter, ein Priester und ein Ordensmitglied
angehdren, wobei auf ein ausgewogenes Verhiltnis zwischen Méannern
und Frauen zu achten ist (§ 18). Dass keine Kanonisten erwihnt wer-
den, hingt allein damit zusammen, dass es in manchen Didzesen zu
wenig solcher Fachleute gibe, wenn man bedenke, dass diese in einem
eventuell anschliefend zu fithrenden gerichtlichen Strafverfahren
bendtigt werden. Auf jeden Fall wire kanonistischer Sachverstand in
der di6zesanen Kommission aber hochst angebracht.

Mitglieder aus dem Priester- und Ordensstand sind angesichts der
Beschuldigtenstatistik im Hinblick auf die Ausgewogenheit wichtig.
Selbst in einem kirchlichen Strafprozess gegen Kleriker kann nun aber
davon dispensiert werden, dass die kirchlichen Amtstriger selbst Pries-
ter sein miissen (Art. 15 Normae). Das Template-Dokument legt nahe,
in das Untersuchungsverfahren erfahrene und kompetente Laien ein-
zubezichen, um Unabhingigkeit sicherzustellen.!! Erst recht gilt das
fur die Erhebungen der di6zesanen Kommission, die grundsitzlich
nicht mit der kanonischen Voruntersuchungidentisch sind. Es besteht
aber die Moglichkeit, die Kommission oder einzelne ihrer Mitglieder

mit der Voruntersuchung zu beauftragen.''>

Auch die diézesanen Kommissionen arbeiten unabhingig und wei-
sungsfrei (§ 20). Wie bei den Ombudsstellen ist die Annahme ent-
geltlicher Auftrige oder wirtschaftlicher Vorteile verboten (§ 21). Die
Kommissionsmitglieder erhalten ihre Vergiitung von der Diozese. Dass
sie ihre Kommissionstitigkeit grundsitzlich nebenberuflich ausiiben

110 Die Wiederbestellung der Mitglieder in allen Funktionen ist auch mehrfach méglich
(§ 17). Bei vorzeitigem Ausscheiden tritt unter Beriicksichtigung der entsprechenden
Fachkompetenz cin neues Mitglied in dic verbleibende Funktionsperiode ein (§ 17).

111 Template-Dokument, Art. 9.

112 Berkmann, Verfahren, 42.
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(§ 21), sagt nichts tiber ihren Hauptberuf aus. Dieser kann ein anderer
kirchlicher oder ein nichtkirchlicher Beruf sein.

Wahrend die Ombudsstellen fiir die mutmafilichen Opfer da sind,
wird bei den Kommissionen der Grundsatz der Objektivitit betont
(§§ 16 und 20). Deswegen sind die Mitglieder verpflichtet, eventuelle
Befangenheiten zu melden, um dann von der Bearbeitung des betref-
fenden Falls ausgeschlossen zu werden (§ 20). Hinsichtlich der Zur-
verfugungstellung von Informationen besteht dieselbe Vorschrift wie
bei den Ombudsstellen (§ 22). Zu beachten ist aber, dass die Kom-
missionen im Verhiltnis zur Di6zese einen anderen Status haben und
zur Erfullung ihrer Aufgaben mehr Informationen erforderlich sein
werden.

5.3 Sonstiger Berater

Im Abschnitt ,,Sonstige Berater” werden der beauftragte Rechtsanwalt
(§ 23) und der Krisenstab (§ 24) behandelt. Beide waren bereits in der
Rahmenordnung/2010 vorgesehen, sind nun aber eindeutig fakul-
tativ gestellt. Der beauftragte Rechtsanwalt kann hilfreich sein, um
der Staatsanwaltschaft eine Sachverhaltsdarstellung zu tibermitteln.
Damit muss der Bischof nicht selbst die Anzeige erstatten, was ihn
in einen Rollenkonflikt bringen kénnte.'? ,,Sachverhaltsdarstellung®
bedeutet, dass nicht die gesamten Akten iibermittelt werden. Der Kri-
senstab empfiehlt sich fir die Kommunikation mit der Offentlichkeit,
wenn ein Fall an die Medien geht, sowie mit den betroffenen Pfarren,
Dekanaten und Einrichtungen, die eine Beziehung zum Beschuldig-
ten hatten.

Andersalsin den Richtlinien der SBK"*und im Template-Dokument!"®
ist eine proaktive Information der Offentlichkeit tiber konkrete Ver-

113 Vgl. Astigueta, Persona, 685.

114 SBK, Richtlinien, Nr. 5.1.5.

115 Nr. 9 zwanzigster Punkt: ,,The procedures should set out the how the outcome of all
complaints will be shared with the complainant, the faithful and the public:
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fahren nicht vorgesehen. Im 6sterreichischen Kontext wiirde das als
nicht hilfreich angesehen werden, insbesondere nicht fir die Opfer
selbst. Die Didzese wiirde die Vertraulichkeit verletzen, wenn sie den
Namen eines Beschuldigten oder die Ergebnisse der Erhebungen der
diézesanen Kommission an die Offentlichkeit gibe, zumal diese nicht
letztentscheidend sind und den guten Ruf des Beschuldigten beein-
trichtigen konnten.''¢

5.4 Unabhangige Opferschutzkommission und
Stiftung Opferschutz

Einrichtungen auf der nationalen Ebene sind die Unabhingige Opfer-
schutzkommission (§ 25) und die Stiftung Opferschutz (§ 26). In der
Verfahrensordnung erfahren sie keine Regelung, sondern werden nur
der Vollstandigkeit halber erwihnt, weil sie in die weiteren Verfah-
rensschritte involviert sind. Bei der Opferschutzkommission verbietet
sich eine kirchenrechtliche Regelung von vorherein, weil sie ein von
der Kirche unabhingiges zivilgesellschaftliches Personenkomitee ist.'”
Die Stiftung Opferschutz hingegen ist eine 6ffentliche juristische Per-
son des kirchlichen Rechts, welche zugleich Rechtspersonlichkeit im
staatlichen Recht genief3t. Da die Bischofskonferenz ihr bereits ein
Statut gegeben und im Amtsblatt veroffentlicht hat,''® eriibrigt sich
cine zusitzliche Regelung in der Verfahrensordnung,

116 In diesem Sinne treffend beziiglich der Situation in den USA: 72 CLSA, Revised Gui-
de, 23.

117 Durch den Obersten Gerichtshof wurde bestitigt, dass die Bezeichnungen ,,Unabhin-
gige Opferschutzanwaltschaft“ und ,,Unabhingige Opferschutzkommission® nicht ir-
refithrend sind im Sinne des § 2 Abs. 1 UWG (vgl. OGH, Beschluss 40b221/13y,
20.1.2014).

118 Statut/Stiftung.
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6.1 Anknipfungsmomente fir die
Zustandigkeit

Die Zustiandigkeitsvorschriften regeln, bei welcher Ombudsstelle ein
bestimmter Fall gemeldet werden kann und welche diézesane Kom-
mission ihn behandeln wird. Diese Regeln sind notwendig, um zu
vermeiden, dass sich Diozesen mit Fillen befassen, zu denen kein
Bezugspunkt besteht. Zugleich bringt die Zustindigkeitsregelung
die Sicherheit, dass eine Stelle einen Fall nicht zuriickweist, wenn sie
zustindig ist. Mit den ,Einrichtungen der Diézese® sind in § 27 die
Ombudsstellen und die diézesanen Kommissionen gemeint.'”? Allein
deren Zustindigkeit wird hier geregelt. Fiir die Einrichtungen auf der
nationalen Ebene sind keine Zustindigkeitsregelungen erforderlich,
da es sie nicht mehrfach gibt.

§ 27 VertO fithrt mehrere konkurrierende Zustindigkeitstitel an. Den
lit. a-d ist gemeinsam, dass sie auf einer funktionalen Bezichung zwi-
schen der beschuldigten Person und der zustindigen Didzese beru-
hen. Je nach kirchenrechtlichem Status dieser Person kann es sich um
verschiedene Funktionen handeln. Bei einem Kleriker ist die Didzese
zustindig, in deren Dienst er zum Tatzeitpunke stand oder zurzeit steht
(lit. a). Bei Ordensangehérigen geht es um die Didzese, in deren Terri-
torium die Ordensniederlassung ihren Sitz hat (lit. b). Bei haupt- oder
chrenamtlichen Laienmitarbeitern ist diejenige Di6zese gemeint, in
deren Dienst sie zum Tatzeitpunkt standen oder zurzeit stehen (lit. c).
Bei Mitarbeitern einer Pfarre oder einer kirchlichen Einrichtung bzw.
Gemeinschaft ist diejenige Diozese zustindig, zu der die Pfarre gehort
bzw. unter deren Aufsicht die Einrichtung oder Gemeinschaft steht
(lit. d). Diese ersten vier Zustindigkeitstatbestinde haben den Vorteil,
dass aufgrund der funktionalen Bezichung zur beschuldigten Person

119 Vgl. Althaus, OBK, Teil C: Verfahrensordnung, Fn. 39.
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leichter Erhebungen durchgefithrt und Mafinahmen ergriffen werden
konnen. Wenn die Person die Diozese gewechselt hat, ist sowohl die
damalige als auch die aktuelle Dienstdiozese zustindig (,,zum Tatzeit-
punke stand oder zurzeit steht®). In der ersteren kénnen leichter Erhe-
bungen durchgefiihrt werden, wihrend letztere leichter Mafinahmen
ergreifen kann. Diese Zustindigkeitstitel haben aber den Nachteil, dass
diese funktionalen Bezichungen den mutmaflichen Opfern oft nicht
bekannt sind. Sie tun sich meistens leichter, sich an die Ombudsstelle
in ihrer eigenen Wohnsitzdiozese zu wenden. Daher ist diese ebenso

zustindig (lit. ¢). Schliefllich begriindet auch der Tatort eine Zustin-
digkeit (lit. f).

Es steht den Opfern frei, unter den zustiandigen Stellen eine auszuwih-
len, aber nicht immer stehen alle zur Wahl. Wenn etwa der Tatort oder
der Wohnsitz des Opfers im Ausland liegen, fallen die Zustindigkeiten
dahin, weil Verfahren nach dem 6sterreichischen System nur in 6ster-
reichischen Di6zesen gefithrt werden. Soweit dieses Verfahren gemif
dem spezifisch sterreichischen Modell auf eine finanzielle Unterstiit-
zungsleistung unter Einbindung der Unabhingigen Opferschutzkom-
mission und der Stiftung Opferschutz zuliuft, finden sich im Ausland
kaum gleichartige Systeme, so dass in dieser Hinsicht eine internatio-
nale Zustiandigkeitsabgrenzung, um Parallelverfahren im Ausland zu
vermeiden, kaum notig erscheint. Soweit das Verfahren aber in einem
Zusammenhang mit dem kanonischen Strafprozess steht, sind sehr
wohl Parallelverfahren im Ausland denkbar. Hier einen Informati-
onsaustausch einzufihren, um Doppelgleisigkeiten auszuriumen,
tibersteigt aber die Moglichkeiten der einzelnen Didzesanbischofe als
Gesetzgeber. Dadurch dass ohnehin die Glaubenskongregation zu ver-
stindigen ist, gibt es bereits eine zentrale Behorde, die den Uberblick
bewahren kann.

§ 27 geht von dem Regelfall aus, dass die Ombudsstelle und die dic-
zesane Kommission, die ein bestimmtes Verfahren fithren, dersel-
ben Diozese angehoren. Im Hintergrund steht die Vorstellung, dass
die Ombudsstelle als ,Einlaufstelle” fungiert und dass gemaf3 lit. a-d
jene Diozese ausgewihlt wurde, die eine funktionale Bezichung zur



6.1 Ankniipfungsmomente fiir die Zustindigkeit 41

beschuldigten Person hat. Kosten, die der Ombudsstelle anfallen, sind
damit automatisch jener Didzese zugeordnet, die einen Bezug zum
mutmafllichen Titer hat. Wenn die Ombudsstelle und die diézesane
Kommission zur selben Diozese gehoren, kann eine reibungslosere und
eingespielte Zusammenarbeit erwartet werden.

Davon abgesehen hat die Ombudsstelle aber die Aufgabe, vornehm-
lich fur die Opfer da zu sein. Dieser Aufgabe kann jene Ombudsstelle
gewohnlich am besten nachkommen, die in der Wohnsitzdiozese
des mutmaflichen Opfers liegt, wenngleich die beschuldigte Person
einer anderen Diézese angehort. Es sind also Fille denkbar, in denen
es zweckmifig ist, dass die Ombudsstelle, die ein bestimmtes Opfer
betreut, und die divzesane Kommission, die Erhebungen durchfiihrt
und Mafinahmen vorschligt, nicht zur selben Didzese gehéren. In
Anbetracht dessen spricht § 37 lit. ¢ VerfO davon, dass die Ombuds-
stelle den angezeigten Sachverhalt ,an die fir den Beschuldigten
zustindige [!] didzesane Kommission® weiterleitet. Die urspriinglich
angerufene Ombudsstelle — meist jene der Wohnsitzdiézese — begleitet
das mutmafiliche Opfer aber wihrend des gesamten Verfahrens wei-
ter. In der Praxis wenden sich Opfer meist an die Ombudsstelle ihres
Wohnsitzes, wihrend die Erhebungen von der diézesanen Kommis-
sion des Tatorts durchgefithrt werden. Unzustindige Ombudsstellen
weisen mutmafiliche Opfer in der Regel nicht ab, zumal sie ihre Bera-
tungs-, Begleitungs- und Unterstiitzungsaufgabe ernst nehmen.

Die Leitlinien der DBK l6sen das beschriebene Problem dadurch, dass
sie fir den weiteren Verlauf des Verfahrens tiberhaupt neue Zustin-
digkeiten angeben (Nr. 14). Allerdings bleibt an dieser Stelle unklar,
ob damit nicht bereits die Zustindigkeiten fiir das kirchliche Straf-
verfahren gemeint sind, weil die entsprechenden Canones des CIC
angefiihrt werden.'?

120 Vgl. Althaus, DBK, Zustindigkeiten im weiteren Verlauf, Nr. 14, Rn. 1.
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Die Zustindigkeitstatbestinde des § 27 VerfO weisen Ahnlichkeiten
mit jenen der kirchlichen Gerichtsprozesse auf, decken sich mit diesen
aber nicht, weil es sich um unterschiedliche Verfahren mit je eigenen
Zielsetzungen handelt. Zustindig fir kirchliche Strafprozesse ist das
Gericht des Wohnsitzes des Angeklagten (c. 1408 CIC) oder des Tat-
orts (c. 1412 CIC). Der Inkardinationsordinarius eines beschuldigten
Klerikers besitzt nur dann eine Zustindigkeit, wenn ihm die Glaubens-
kongregation eine solche tibertragt.'” Ziel des Verfahrens, das in der
Rahmenordnung geregelt wird, ist weniger die Bestrafung der Titer
als vielmehr die Hilfe fur die Opfer und die Verhinderung weiterer
Taten. Deswegen begriinden hier auch der Wohnsitz des mutmafli-
chen Opfers und die Dienstdi6zese des Beschuldigten eine Zustindig-
keit. Sollte durch dieses Verfahren auch ein kanonischer Strafprozess in
Gang kommen (vgl. § 71 VerfO), so sind die eventuell abweichenden
Zustandigkeiten zu berticksichtigen.

Die Rahmenordnung/2010 enthielt eine Zustindigkeitsregelung fiir
Fille, in denen Vorwiirfe gegen einen Didzesanbischof personlich
erhoben wurden.'?* Diese ist entfallen. Die Zustandigkeit fiir von
Bischofen vertibte Straftaten liegt gemdfd Art. 1 § 2 Normae bei der
Glaubenskongregation.

6.2 Instrumente der Zusammenarbeit
zwischen den zustandigen Stellen

Da § 27 VerfO mehrere konkurrierende Zustindigkeiten kennt, muss
dafiir Vorsorge getroffen werden, Parallelverfahren zu vermeiden.
Legistisch geschieht das meist durch das Prioritatsprinzip,'* dessen
Bedeutung bei der Redaktion der Verfahrensordnung aber verkannt
wurde. Immerhin berechtigt und verpflichtet § 28 VerfO die Ombuds-

121 Althaus, DBK, Zustindigkeiten im weiteren Verlauf, Nr. 14, Rn. 2.

122 Statut/Ombudsstelle § 10.2.

123 Vgl. c. 1415 CIC. So sehen die Leitlinien der DBK immer hin vor: ,Der erstinformier-
te Ordinarius trigt dafiir Sorge, dass cine Entscheidung iiber die Zustindigkeit fiir das
weitere Verfahren zeitnah getroffen wird:* (Nr. 14)
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stellen zum Abgleich gemeldeter Sachverhalte, um Parallelverfahren zu
vermeiden. Dabei geht es nicht nur darum, dass dasselbe Vorkomm-
nis bei mehreren Stellen gemeldet wird, sondern auch darum, dass
es sinnvoll sein kann, Verfahren tiber verschiedene Taten, die dem-
selben Beschuldigten vorgeworfen werden, zu biindeln. Umgesetzt
wird diese Vorschrift durch ein 6sterreichweites Bearbeitungstool mit
gemeinsamen Aktennummern, tiber das alle beteiligten Einrichtungen
zusammenarbeiten.

In der Praxis entwickelte sich diesbeziiglich die Unterscheidung zwi-
schen der ,verantwortlichen Diézesankommission® und der ,,bearbei-
tenden Diézesankommission®. Letztere ist jeweils die 6rtliche Kom-
mission, in deren Didzesangebiet sich der Vorfall ereignet hat. Wenn
sich mehrere Vorfille in verschiedenen Didzesen ereigneten, wird
zudem eine ,verantwortliche Diozesankommission“ bestimmt, die
dafiir verantwortlich ist, dass das Verfahren wie vorgesehen abliuft und
der Fall von allen Beteiligten maoglichst ziigig bearbeitet wird. Idealer-
weise ist sie jene di6zesane Kommission, in deren Region der schwer-
wiegendste Vorfall gemeldet ist.

Da im osterreichischen System mehrere Stellen sowohl auf diozesa-
ner als auch nationaler Ebene zusammenarbeiten miissen, scheint eine
zentrale Datenbank ein geeignetes Instrument zu sein. In einem ande-
ren Bereich besteht eine solche in der katholischen Kirche in Oster-
reich bereits seit lingerer Zeit: die ,Osterreichische Katholikendatei®
(OKD)'", die Daten der Angehérigen der Kirche in Osterreich ent-
halt. In einer derartigen Datenbank kann der Bearbeitungsprozess
gemif$ der Verfahrensordnung eindeutig definiert und damit der kor-
rekte Ablauf unterstiitzt werden. Jede Stelle erhilt nur Zugriff auf die
tir sie notwendigen Informationen. Eine Datenbank stellt dariiber
hinaus sicher, dass es eine eindeutige gemeinsame Fall-Nummer gibt,
so dass Doppelgleisigkeiten vermieden werden. Selbstverstandlich
muss der digitale Bearbeitungsprozess die rechtlichen Vorgaben der

124 Vgl. OBK, Geschiftsordnung fiir die Geschiftsfithrung der ,Osterreichischen
Katholikendatei®.
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Verfahrensordnung korrekt und vollstindig abbilden und bei einer
Anderung der Verfahrensordnung entsprechend angepasst werden.
Zudem erfordert die elektronische Zusammenarbeit Sicherheit bei
der Datentibermittlung.

6.3 Weitergabe von Informationen zwischen
den zustandigen Stellen

Das osterreichische System bringt es mit sich, dass Informationen
zwischen den beteiligten Stellen weitergegeben werden. Dabei sind
datenschutzrechtliche Vorgaben zu beachten. Im Unterschied zu
Deutschland ist die katholische Kirche in Osterreich dem staatlichen
Datenschutzrecht unterworfen.'? Die katholische Kirche in Oster-
reich zahlt wie die tibrigen in diesen Status erhobenen, gesetzlich aner-
kannten Kirchen und Religionsgesellschaften zu den Kérperschaften
offentlichen Rechts, somit gemiff § 5 Abs. 1 und 2 Z 1 DSG zu den
Auftraggebern des offentlichen Bereichs.'*® Dass die Kirchen und
Religionsgesellschaften aber atypische Einrichtungen des 6ffentlichen
Rechts darstellen, fiihrte zu einigen Sonderregelungen des DSG.'”

Diesbeziiglich ist zu beachten, dass die Verwendung fiir ein anderes
Aufgabengebiet als das des Auftraggebers bereits eine Dateniibermitt-
lung darstellt (§ 4 Z. 12 DSG). Auch bei der Datenverwendung von
Religionsgemeinschaften bedeutet ein Zweckwechsel durch densel-
ben Auftraggeber eine Dateniibermittlung.'*®
arbeitet werden, soweit Zweck und Inhalt der Datenanwendung von
den gesetzlichen Zustindigkeiten rechtlichen Befugnissen des jewei-
ligen Auftraggebers gedecke sind und die schutzwiirdigen Geheim-
haltungsinteressen der Betroffenen nicht verletzen (§ 7 Abs. 1 DSG).
Fiir die Ermittlung und Verarbeitung bzw. Ubermittlung von Daten
durch Religionsgemeinschaften hat dies zur Folge, dass diese tiberall

Daten diirfen nur ver-

125 Kandler-Mayr, Datenschutz, 134.

126 Datenschutzkommission, Bescheid 2007.
127 Kalb/Potz/Schinkele, Religionsrecht, 171.
128 Vgl. ebd, 172.
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dort zulissig sind, wo sie sich im Rahmen des in der Gewihrleistung

von Religionsfreiheit wurzelnden Selbstbestimmungsrechts bewegen.'*

Die OBK erlief eine kirchliche Datenschutzverordnung,'® in der
unter anderem geregelt ist, dass kirchliche Einrichtungen keine eigen-
standige Registrierung beim staatlichen Datenverarbeitungsregister
vornehmen kénnen, sondern von der kirchlichen Datenschutzkom-
mission eine DVR-Nummer samt Subnummer erhalten (§ 4 Abs. 2f.
K-DSV). Die katholische Kirche fithrt als Auftraggeber also nur eine
Datenregisternummer, wodurch der innerkirchliche Datenverkehr
erleichtert wird."*' Hinsichtlich der Datenweitergabe im kirchlichen
Bereich ist festgelegt: Die Weitergabe von automationsunterstiitzt ver-
arbeiteten Daten an eine andere kirchliche Einrichtung ist zulassig,
wenn sie zur Erfullung des kirchlichen Auftrages erforderlich ist, wel-
che entweder der weitergebenden Einrichtung oder der empfangenden
Einrichtung obliegt (§ 7 Abs. 1 K-DSV). Unterliegen die weiterzuge-
benden Daten einem kirchlichen Dienst- oder Amtsgeheimnis, so ist
die Weitergabe nur dann zulissig, wenn die empfangende kirchliche
Einrichtung die Daten zur Erfillung des gleichen Zweckes benétigt,
fiir den sie die weiterleitende kirchliche Einrichtung ermittelt hat (§ 7
Abs. 2 K-DSV).

Im Verfahren gemif§ der 6sterreichischen Rahmenordnung wird fir
jeden Fall ein Datenblatt erstellt, das dem Datenaustausch zwischen
den beteiligten Einrichtungen dient. Als DVR-Nummer wird die
Subnummer des Ordinariats verwendet. Die Daten verbleiben dabei
innerhalb des gemeldeten Zwecks. Fir Zwecke der UOK ist eine
Datenanwendung an das von der (staatlichen) Datenschutzkommis-
sion gefiithrte Datenverarbeitungsregister gemeldet und dort regist-
riert worden."*> Die Datenanwendung ,Kirchlicher Opferschutz®
(Ombudsstellen, kirchliche Opferanwaltschaft, Stiftung Opferschutz)

war bereits Gegenstand eines Verfahrens bei der staatlichen Daten-

129 Kalb/Potz/Schinkele, Religionsrecht, 172.
130 OBK, Decretum Generale Datenschutz.
131 Kalb/Potz/Schinkele, Religionsrecht, 175.
132 Datenschutzkommission, Bescheid 2012.
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schutzkommission."® Ein Auskunftswerber begehrte Auskunft von
der UOA und von der Stiftung Opferschutz, die das Begehren an die
katholische Datenschutzkommission weiterleiteten. Diese legte das
Gesetz insoweit falsch aus, als sie geltend macht, sie wire nur verpflich-
tet, einem Auskunftswerber die tiber ihn grundsitzlich zur Verarbei-
tung vorgeschenen Datenarten offenzulegen und ihn sonst wiederum
an die verantwortliche Stelle in der weitverzweigten Organisation
der Beschwerdegegnerin zu verweisen, die die Daten sinngemaf$ frei-
zugeben habe. In dem entsprechenden Bescheid hielt die staatliche
Datenschutzkommission ferner fest, ,,dass auch Zweckinderungen der
Datenverwendung innerhalb der Organisation eines einzigen, daten-
schutzrechtlich als Einheit auftretenden Auftraggebers gemaff § 4 Z. 12
DSG Ubermittlungen darstellen, die in den Meldungen an das DVR
und im entsprechenden Einzelfall auch in individuellen datenschutz-
rechtlichen Auskiinften abgebildet, daher auch gemif3 § 14 Abs. 2Z.7
DSG entsprechend dokumentiert (protokolliert) werden miissen.
Ob innerkirchliche Vorschriften hinsichtlich Amtsverschwiegenheit
das verfassungsmifiige Auskunftsrecht beschrinken kénnen, wurde
von der staatlichen Datenschutzkommission nicht weiter gepriift. Das
Auskunftsrecht umfasst nimlich ohnehin nur Daten des Betroffenen,
der aber mit seinem Auskunftsbegehren bereits die implizite Zustim-
mung erteilt hat, ihn betreffende Daten fiir Zwecke der Auskunftser-
teilung zu verarbeiten.'

Im Unterschied zur Deutschen Bischofskonferenz hat die Osterreichi-
sche keine Forschungsprojekte in Auftrag gegeben, bei denen Persona-
lakten durchforstet werden. Die Frage, ob eine diesbeziigliche Daten-
weitergabe zulissig ist, stellt sich daher hier nicht."* Die ab 25.5.2018
anzuwendende Datenschutzgrundverordnung'”” der EU wird das nati-
onale Datenschutzrecht weitgehend verdringen.

133 Datenschutzkommission, Bescheid 2012.

134 Ebd. Nr. 2a.

135 Ebd. Nr. 2b.

136 Zu Deutschland dic Zulissigkeit bejahend: Schiiller, Aufklirung.
137 Verordnung (EU) 2016/679.



7 Arbeitsweise der Ombudsstelle
(§§ 29-39 VerfO)

Im Unterschied zu den didzesanen Kommissionen wird bei den
Ombudsstellen noch nicht von einem ,,Verfahren®, sondern von der
»Arbeitsweise® gesprochen, weil manche ihrer Tétigkeiten — wie Bera-
tung und Hilfe — strenggenommen nicht Bestandteil des Verfahrens
sind.

7.1 Beginn der Tatigkeit der Ombudsstelle

Der Startpunkt wird durch die Kontaktaufnahme mit der Ombuds-
stelle gesetzt, die in § 29 VerfO geregelt ist. Der zweigeteilte Paragraph
behandelt in lit. a die Kontaktaufnahme durch mutmafliche Opfer
oder Personen, die diesbeziigliche Beobachtungen oder Vermutungen
haben, wihrend lit. b die Kontaktaufnahme durch kirchliche Mitar-
beiter konkretisiert.

Lit. a spricht die Empfehlung aus, sich an die Ombudsstelle zu wen-
den. Dabei bedeutet ,Empfehlung®, dass andere vom Kirchenrecht
vorgesehene Maéglichkeiten selbstverstiandlich bestehen bleiben wie
etwa die dirckte Meldung an den Ordinarius (vgl. c. 1717 § 1 CIC)
oder an die Glaubenskongregation (Art. 17 Normae). Die Ombuds-
stellen wollen nur ein zusitzliches Angebot zu Verfiigung stellen, um
die Hemmschwelle fiir Meldungen méglichst niedrig zu halten. Emp-
fohlen ist die Meldung bei der Ombudsstelle deshalb, weil sie profes-
sionell ausgestattet ist, Soforthilfe zu gewahren vermag, die tatsichli-
che Bearbeitung sicherstellt und gleich mit der Plausibilititsprifung
beginnen kann, an die sich die weiteren Verfahrensschritte anschlie-
Ben. Daher sicht lit. a selbst in jenen Fillen, in denen ein Ordinarius
direkt angegangen wurde, vor, dass er die Ombudsstelle zur Beratung
einbezieht. Sie unterstiitzt ihn dann bei der Bewertung, ob die ein-
gelangte Nachricht iiber eine Straftat im Sinne des ¢. 1717 § 1 CIC
wenigstens wahrscheinlich ist. Selbst wenn der Ordinarius also direkt
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angegangen wurde, werden die nachsten Schritte in der Regel also tiber

die Ombudsstelle laufen.

Nach dem Template-Dokument soll das Opfer ermutigt werden,
sich von einer Unterstiitzungsperson begleiten zu lassen, wenn es
den Bericht erstattet.'*® Die 6sterreichische Verfahrensordnung sicht
eine solche Person nicht vor, schlief3t sie aber auch nicht aus. Es ist zu
bedenken, dass die Ombudsstelle als ganze schon der Unterstiitzung

des Opfers dient.

Von den Meldungen durch Opfer oder Dritte (lit. a) heben sich die
Meldungen durch kirchliche Mitarbeiter (lit. b) insofern ab, als diese
zur Meldung verpflichtet sind."* An erster Stelle wird wieder die
Ombudsstelle genannt, doch konnen sie sich alternativ an den Dio-
zesanbischof bzw. Ordensoberen oder an den unmittelbar dienstlich
Vorgesetzten wenden. Diese Vorschrift hingt mit den dienstrecht-
lichen Vorschriften zusammen und bildet eine Verbindung zu den
Priventionsmafinahmen. Die Meldepflicht der Mitarbeiter ist einge-
schriankt durch das Berufs- und Beichtgeheimnis.'* Ersteres kann je
nach beruflicher T4tigkeit unterschiedlich weit reichen, wihrend letz-
teres ausdriicklich als ,absolut“ bezeichnet wird. Im Einzelfall kann die
Abgrenzung zwischen Meldepflicht und Meldeverbot schwierig sein.
Nach ORTAGLIO haben Kleriker kraft ihrer Teilhabe an der Leitungs-
gewalt und ihrer Mitverantwortung fiir das Seelenheil eine Rechts-

pflicht zur Anzeige.'"!

Wihrend der CIC/1917 mit den cc. 1935-1937 formliche Bestim-
mungen iiber Anzeigen enthielt, fehlen solche im CIC/1983. c. 2368
§ 2 CIC/1917 normierte zudem eine Pflicht des Ponitenten, das
Delike der so/licitatio binnen eines Monats anzuzeigen. Widrigenfalls
zog er sich selbst die Exkommunikation zu. GHIRLANDA vertritt noch
138 Template-Dokument, Nr. 9 zwolfter Punkt: ,.support person”.

139 Weniger differenziert ist diese Plicht bereits in Teil B Nr. 1.4 Rahmenordnung/2016

enthalten; vgl. auch DBK, Leitlinien, Nr. 11.
140 Die Rahmenordnung/2010 enthielt diese Einschriankung in Nr. B.1.3 noch nich, son-

dern sprach von einer ausnahmslosen Meldepflicht.
141 Ortaglio, Indagine, 99. Ahnlich Zbignew, Tutela, 726.
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unter dem CIC/1983, dass Opfer sexuellen Missbrauchs durch einen
Kleriker die Pflicht hitten, den Bischof oder Oberen personlich zu
informieren.'* Eine derartige Pflicht verankern aber nicht einmal jene
staatliche Rechtsordnungen, die bei Missbrauchsdelikten Dritten eine
generelle Anzeigepflicht auferlegen. Es liefe letztlich darauf hinaus,
den Opfern die Verantwortung fiir die Aufklirung der Delikte zuzu-
schieben. Das aber verkennt vollig die psychische Situation, in der sich
gerade Missbrauchsopfer gewohnlich befinden, die haufig in einem
Nahe- oder Abhingigkeitsverhiltnis zum Titer stehen und selbst
Schuldgefithle entwickeln. Auflerdem meint GHIRLANDA, dass Opfer
sich direkt an den Bischof oder Oberen, nicht etwa an den Ordinari-
atskanzler oder an ein ,,ad hoc geschaffenes Institut” wenden sollen.'®?
Damit wird aber wiederum verkannt, dass gerade Missbrauchsopfer
vielfach eine niedrige Schwelle benétigen,* um sich tiberhaupt 6ffnen
zu kénnen. Auflerdem zeigte die Vergangenheit, dass hohere kirchliche
Autorititen Opfern oft nicht geglaubt haben oder den Meldungen aus
anderen Griinden nicht weiter nachgegangen sind. Genau aus solchen
Uberlegungen heraus wurden in Osterreich die Ombudsstellen geschaf-
fen. Sie schlieffen eine Anzeige an die Ordinarien nicht aus, sondern
bieten ein zusitzliches, adiquates Angebot. Wihrend GHIRLANDA
solche Angebote fiir biirokratisch hilt,'® erweisen sie sich unter pasto-
ralem Gesichtspunkt als viel angemessener denn die férmliche Anzeige
bei einem kirchlichen Amtstriger. Das Template-Dokument fordert
eigens, dass die berichtende Person die Wahl haben sollte, sich an eine
Laienperson anstelle eines Klerikers oder Ordensmitgliedszu wenden.'*

Ein Problem, mit dem sich die Verfahrensordnung nicht befasst, sind
anonyme Anzeigen. Ebenso wenig wird dieses Problem im CIC/1983
angesprochen. Gemif§ ¢. 1942 § 2 CIC/1917, der nach einer Mei-
nung'”’
nicht zu behandeln. Demgegeniiber differenziert Nr. 12 der Leitlinien

in der Substanz noch immer gilt, waren anonyme Anzeigen

142 Ghirlanda, Doveri, 47.

143 Ebd. 47.

144 Vgl. Mosconi, Principali, 295f.

145 Ghirlanda, Doveri, 47.

146 Template-Dokument, Nr. 9 zehnter Punkt.
147 Mosconi, Principali, 299.
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der DBK starker: ,, Anonyme Hinweise sind dann zu beachten, wenn
sie tatsichliche Anhaltspunkte fiir Ermittlungen beinhalten: Gerade
bei sexuellem Missbrauch und Gewalt kann es verschiedene Griinde
geben, warum jemand anonym bleiben will. Es muss sich nicht um
falsche oder boswillige Anzeigen handeln, sondern kann die Scheu
sein, in die Miihlen der Justiz zu gelangen, oder die Furcht, mit schwe-
ren Erinnerungen konfrontiert zu werden. Da diese Motive aber nicht
bekannt sind, gehen die Leitlinien der DBK nicht auf sie ein, sondern
stellen darauf ab, ob die Hinweise tatsichliche Anhaltspunkte enthal-
ten.'® Wenn es der Kirche ein Anliegen ist, Vorfille aufzukliren, wird
sie auch solchen Anhaltspunkten nachgehen miissen. Das bedarf aber
eines méglichst vorsichtigen Umgangs und es muss grofiter Wert dar-
auf gelegt werden, dass die Hinweise durch objektive Tatsachen besti-
tigt werden.'® Telefonanrufe oder allgemeine E-Mails ohne Moglich-

keit von Riickfragen sind wie anonyme Anzeigen zu behandeln.'>

7.2 Verschwiegenheit und Weitergabe von
Informationen

Da die Ombudsstellen den Opfern einen geschiitzten Raum bieten sol-
len, um sich auszusprechen, erlegt § 30 VerfO allen Mitarbeitern der
Ombudsstelle eine ,,strenge Verschwiegenheitspflicht” auf, die ohne
zeitliche Einschrankung auch tiber die Funktionsdauer hinaus besteht.
Das schliefit ein, dass die staatlichen Behorden gegen den Willen des
mutmafllichen Opfers grundsitzlich nicht informiert werden. Nach
dem 6sterreichischen staatlichen Recht besteht grundsitzlich keine
Anzeigepflicht. Naheres hinsichtlich der Ausnahmen wird unten in
Abschnitt 8.5 dargelegt. In welchen Fillen auch gegen den Willen des
Opfers Informationen weitergegeben werden, ist in § 31 VerfO gere-
gelt, die Art und Weise der Anzeige bei der Staatsanwaltschaft in § 33
VerfO. § 30 VerfO weist ferner darauf hin, dass das Opfer Mitglieder

148 Althaus, Zustindigkeiten der Ansprechpersonen, Nr. 12, Rn. 1.
149 Hallermann, Prizisierung, 200; vgl. Astigueta, Persona, 649.
150 Mosconi, Principali, 295.
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der Ombudsstelle von der Verschwiegenheitspflicht entbinden kann.
Das richtet sich nach den staatlichen Normen, die fiir den jeweiligen

Beruf (vgl. § 10 VerfO) gelten.

Auf der Grundlage einer durchdachten Interessensabwigung und Dif-
ferenzierung verschiedener Situationen legt § 31 VerfO fest, inwieweit
Informationen weitergegeben werden. Grundsitzlich ist vom Selbst-
bestimmungsrecht des mutmaflichen Opfers auszugehen, d. h. dass
dieses selbst entscheidet, ob Informationen weitergegeben werden. Es
sind aber vier Fille zu unterscheiden:

(1) Wenn Informationen an die staatlichen Strafverfolgungsbehérden,
an den Ordinarius und an die diézesane Kommission weitergegeben
werden sollen, muss das mutmafiliche Opfer ausdriicklich sein Einver-
stindnis erklaren. Aus Griinden der Beweisbarkeit legt sich die Schrift-
form nahe, wie auch aus § 33 lit. b VerfO hervorgeht. Von Gesetzes
wegen ist die Ombudsstelle nach 6sterreichischem Recht nicht ver-
pflichtet, Aktenmaterial an die Strafverfolgungsbehorden zu tiber-
mitteln.” Wenn das mutmafiliche Opfer sein Einverstiandnis gibt, ist
nach § 31 VerfO ferner abzukliren, ob sein Name dem Beschuldigten
bekannt gegeben werden darf. Diese Klausel, die offenbar dem Schutz
des mutmafllichen Opfers dienen soll, erscheint aus Sicht der Vertei-
digungsrechte des Beschuldigten problematisch.’* Nach Art. 24 Nor-
mae, der in diesem Zusammenhang erwihnt wird, kann der Name nur
mit ausdriicklicher Zustimmung des ,, Anklagers“ mitgeteilt werden,
doch bezieht sich dieser Artikel lediglich auf Straftaten gemaf$ Art. 4
§ 1 Normae, also auf Delikte gegen die Heiligkeit des Bufisakraments,
wo der besondere Charakter dieses Sakraments zu berticksichtigen ist.

(2) Wenn das mutmaflliche Opfer auflerdem Unterstiitzungsleistun-
gen erhalten mochte, muss das weitere Verfahren tiber die Unabhingige
Opferschutzanwaltschaft und die Stiftung Opferschutz laufen, denn
die Leistungen, die tiber die Soforthilfe der Ombudsstelle hinausge-

151 Eine solche Verpflichtung besteht nach § 79 StPO nur, soweit auch eine gesetzliche
Anzeigepflicht besteht.
152 Vgl. Green, Circular Letter, 169.



52 7 Arbeitsweise der Ombudsstelle (§§ 29-39 VerfO)

hen, kénnen nicht ohne weitere Priifung gewihrt werden. Daher muss
das mutmaflliche Opfer — auch aus datenschutzrechtlichen Griinden
— der Datenweitergabe an diese Einrichtungen zustimmen. Fiir diesen
Fall ist die Schriftform nun ausdriicklich verankert. Was die Anzeige
bei staatlichen Behorden betrifft, deutet § 31 VerfO die Moglichkeit
an, dass diese von der Ombudsstelle selbst vorgenommen wird, lisst
aber erkennen, dass in erster Linie die Betroffenen (Opfer oder Dritte,
die den Vorfall gemeldet haben) dazu ermutigt werden. Niheres regelt
§ 33 VerfO.

(3) Wenn sich das mutmafliche Opfer trotz eines erhirteten Verdachts
gegen die Weiterleitung von Informationen ausspricht, so sicht § 31
VerfO dafir die Schriftform vor. Diese ist erforderlich, um spater nach-
weisen konnen, dass weitere Schritte auf Wunsch des Opfers unter-
blieben sind, und um dem Vorwurf der Untitigkeit oder gar der Ver-
tuschung zuvorkommen zu kénnen. Mit den Betroffenen ist zu kliren,
was ihre Erwartungen sind und dass die Meldung fiir den kirchlichen
Bereich folgenlos bleiben wird. Das impliziert, dass das mutmafliche
Opfer keine Unterstiitzungsleistungen im Sinne des § 61 VerfO erhal-
ten wird. Wenn sich ein mutmafiliches Opfer erst zu einem spiteren
Zeitpunkt im Stande sicht, ein Verfahren ins Rollen zu bringen, kon-
nen diese Schritte nachgeholt werden. Es ist méglich, dass der Ordina-
rius im selben Fall auf anderen Wegen Kenntnis von einer eventuellen
Straftat erhilt und eine Voruntersuchung einleitet. Dann kann nicht
auf die Informationen zuriickgegriffen werden, die das mutmafiliche
Opfer der Ombudsstelle gegeben hat, weil es deren Weiterleitung nicht

zugestimmt hat.

(4) Trotz der Weigerung des mutmaflichen Opfers werden Informa-
tionen weitergegeben, wenn zwei Voraussetzungen kumulativ vorlie-
gen: Es hat sich ein dringender Tatverdacht ergeben und es besteht die
Gefahr, dass weitere Personen durch den Titer zu Schaden kommen
konnten.'” In diesem Fall wird deren Schutzbediirfnis hoher gewer-

153 Keine solche Gefahr besteht etwa dann, wenn die beschuldigte Person schon verstor-
ben ist.
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tet als der Wunsch des Opfers. In erster Linie werden die Informatio-
nen dem Diézesanbischof weitergeleitet, damit er die erforderlichen
Schritte einleiten kann. Die Zustindigkeit fir diese Entscheidung liegt
also eindeutig bei ihm und nicht bei der Ombudsstelle. Aufierdem
kommt eine Anzeige bei den staatlichen Behorden in Betracht. Davon
ist das Opfer trotz seiner Ablehnung jedenfalls zu informieren.

§ 32 VerfO behandelt eine von § 31 unabhingige Konstellation, nim-
lich die Gefahr im Verzug, also eine Lage, in der ein unmittelbarer
Schaden droht, wenn nicht sofort gehandelt wird. Zu denken wire
etwa an einen Beschuldigten, der soeben ein Jugendlager leitet. In die-
sem Fall verstindigt die Ombudsstelle den Ordinarius bzw. die Leitung
der betreffenden kirchlichen Einrichtung oder Gemeinschaft (siche
§ 4 VerfQO) sofort, damit die erforderlichen Mafinahmen — einschlief3-
lich einer Meldung an die staatlichen Behorden — ohne Verzégerung
gesetzt werden. Die Gefahr im Verzug des § 32 unterscheidet sich von
der allgemeinen Gefahr des § 31 VerfO also dadurch, dass sie unmittel-
bar droht. Auf weitere Voraussetzungen fiir die Weitergabe der Infor-
mation, wie etwa die Haltung des mutmaflichen Opfers, kommt es
dabei nicht an. Mit § 32 ist klargestellt, dass die ,Vorschaltung® der
Ombudsstelle keineswegs dringende Mafinahmen verzégern oder den
Ordinarius aufer Acht lassen will.

§ 33 VerfO befasst sich niher mit der Anzeige bei der Staatsanwalt-
schaft. In erster Linie ist es die Aufgabe der Ombudsstelle, dem mut-
mafllichen Opfer dazu zu raten. Zudem ist eine angemessene Beglei-
tungund Unterstiitzung beim Behordenkontakt anzubieten. Aus § 31
VerfO geht schlieflich hervor, dass die Ombudsstelle den Sachverhalt

gegebenenfalls selbst zur Anzeige bringen kann.

Art. 29 und 30 der Leitlinien der DBK gehen starker von dem Grund-
satz aus, dass kirchlicherseits eine Anzeige bei den staatlichen Straf-
verfolgungsbehérden erstattet wird. Davon wird in Riicksicht auf den
ausdriicklichen Willen des mutmaflichen Opfers aber abgeschen,
sofern dies rechtlich zulissig ist und keine weiteren Gefahrdungen zu
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befiirchten sind. Im Ergebnis kommen sich die deutsche und die 6ster-
reichische Regelung also sehr nahe.

Fiir GHIRLANDA zeugt es nicht von einem pastoralen Verhalten des
Bischofs oder Oberen, wenn sie nach Erhalt einer Beschuldigung die
zivile Autoritit informieren, um zu vermeiden, in einen Zivilprozess
involviert zu werden, den eigentlich das Opfer initiieren kénnte."* Das
wire aber das falsche Kriterium, denn es kann weder darum gehen, von
vornherein dem Opfer die Last der Anzeige zuzuschieben, noch darum
die kirchlichen Oberen vor Vorwiirfen zu verschonen. Vielmehr ist
im Einzelfall nach den sachlichen Kriterien der Verfahrensordnung
zu entscheiden, ob es zu einer Anzeige kommt und wer sie erstattet.

7.3 Beratung und Hilfe

Die folgenden beiden Paragraphen befassen sich mit Beratungs- und
Unterstiitzungsaufgaben der Ombudsstellen. § 34 nimmt das Opfer
selbst in den Blick, § 35 das Umfeld. Da die Ombudsstelle keinen
Alleinanspruch fiir die Beratungstitigkeit hat, ist es wichtig, auf die
Moglichkeit auflerkirchlicher Beratungsangebote hinzuweisen. Ebenso
wichtig ist der Hinweis darauf, dass die T4tigkeiten der Ombudsstelle
und der didzesanen Kommission ein Verfahren vor den zustindigen
staatlichen Behérden und Gerichten nicht ersetzen und allfillige Ver-
jahrungsfristen nicht gehemmt werden.

7.4 Plausibilitatsprifung

Von besonderer Bedeutung fiir den weiteren Verfahrensgang ist die
in § 36 VerfO geregelte Plausibilititspriifung. Thre kirchenrechtliche
Grundlage findet sie in c. 1717 § 1 CIC."> Demnach hat der Ordi-

narius eine Voruntersuchung einzuleiten, wenn er von einer Straftat

154 Ghirlanda, Doveri, 47.
155 Berkmann, Verfahren, 31£.; Vgl. Mosconi, Principali, 299.
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eine wenigstens wahrscheinliche Kenntnis erhalten hat. Die Plausibi-
litatspriifung ist nicht die Voruntersuchung, sondern die Priifung, ob
das Vorbringen wenigstens wahrscheinlich ist. Diese Klarstellung ist
notwendig, da die Rahmenordnung/2010 zu einem Missverstindnis
Anlass geben konnte, insofern sie von ,,Sachverhaltsfeststellungen® und
~Erhebungen” sprach.”® In Wirklichkeit geht es in diesem Verfahrens-
schritt zunichst nur um die elementaren Gegebenheiten. Da die Vor-
fille meist schon Jahrzehnte zurtickliegen, erinnern sich mutmafliche
Opfer oft nicht mehr exakt an Namen, Orte und Zeitpunkte. In dieser
Phase kann es vorkommen, dass der Beschuldigte erst eindeutig iden-
tifiziert werden muss. Bei der Plausibilititspriifung werden die Stim-
migkeit der Schilderungen, die Glaubwiirdigkeit der Person und die
Motive fur die Anzeige gepriift.”’

Einen dhnlichen Vorgang kennen die Leitlinien der DBK, wenn die
beauftragten Ansprechpersonen ,eine erste Bewertung der Hinweise
auf ihre Plausibilitit und im Hinblick auf das weitere Vorgehen® vor-
nehmen (Nr. 10). ,Angezielt ist an dieser Stelle [...] nicht das unmit-
telbare Einfordern gerichtlich verwertbarer Beweise oder gar ein [...]
Urteil in der Sache, sondern eine erste, vorsichtige Priifung der Stim-
migkeit der Hinweise (z. B. war ein beschuldigter Priester zur behaup-
teten Tatzeit tatsichlich in der betreffenden Gemeinde):*%

§ 36 VerfO nennt lediglich zwei Mittel zur Prifung. In erster Linie wird
mit den mutmaflichen Opfern Kontake hergestellt — was besonders
bei der Meldung durch Dritte notig ist —, um mit diesen den Sachver-
halt naher abzuklaren. Die Rahmenordnungbietet dafiir einen eigenen
Gesprichsleitfaden.'” Nur wenn die Plausibilitit fiir die Ombudsstelle
dadurch nicht restlos feststeht, kommt ein zweites Mittel in Betracht,
namlich ein externes Clearing. Darunter wird ein psychologisches
Verfahren mit bis zu 10 Stunden Gesprich mit einem klinischen Psy-
chologen oder Psychiater verstanden, das der Sachverhaltserhebung

156 Statut/Ombudsstellen, § 7 bzw. § 7 Z. 1.

157 Rieger, Delictis, 334.

158 Althaus, DBK, Zustindigkeiten der Ansprechpersonen, Nr. 10, Rn. 3.
159 Rahmenordnung/2016, 57.
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dient.'® ,Extern” bedeutet, dass es nicht von Mitgliedern der Ombuds-

stelle durchgefiihrt wird. Gegeniiber der Rahmenordnung/2010 ist
die Bestimmung entfallen, wonach die Ombudsstelle weitere Personen
befragt, die Auskiinfte zum Sachverhalt geben kénnen.'¢! Erst recht
kommt die Vernehmung Beschuldigter durch die Ombudsstelle nicht
in Frage.

Uber den Kontakt mit den mutmaflichen Opfern ist nach § 36 VerfO
ein Protokoll anzufertigen, das von allen Gesprichsteilnehmern zu
unterzeichnen ist. Da der Erstaussage besondere Bedeutung zukommt,
ist der Abfassung — am besten als Verlaufsprotokoll — grof3e Sorgfalt
zu widmen und sie eventuell durch ein Eindruckszeugnis zu erginzen.

Wenn § 36 VerfO von den Ombudsstellen schliefSlich verlangt, jedem
Verdacht nachzugehen, so steht dahinter die Sorge, dass Menschen, die
Vorfille melden, nicht abgewiegelt werden diirfen. Mit Zustimmung
des mutmafilichen Opfers ist Verdachtsmomenten auch bei eventueller
Verjihrung nachzugehen. Darin zeigt sich das Anliegen der 6sterreichi-
schen Bischéfe, Hilfe unabhingig von Verjihrungsfristen zu gewédhren.
Das Erfordernis der Zustimmung des Opfers erscheint sinnvoll, weil in
verjahrten Fillen grundsatzlich kein Strafverfahren gefithrt wird und
ein Verfahren nach der VerfO nur sinnvoll ist, wenn das Opfer Unter-
stittzung durch die Stiftung Opferschutz begehrt. Allerdings relativiert
sich dieses Argument, seitdem die Glaubenskongregation von der Ver-
jihrung derogieren kann (Art. 7 § 1 Normae). Was die Zustimmung
des Opfers zur Weiterleitung an die diézesane Kommission und andere
Stellen betrifft, ist auf den folgenden § 37 zu verweisen.

160 Vgl. List, Paradigmenwechsel, 21. In der Anfangsphase des ,,0sterreichischen Modells*
traf die UOK ihre Entscheidungen fast ausschlieflich aufgrund solcher professioneller
Clearings, vgl. UOK, Grundsitze, Nr. 4.

161 Statut/Ombudsstellen, § 7 Z. 1.



7.5  Abschluss und Dokumentation der Tiatigkeit 57

7.5 Abschluss und Dokumentation der
Tatigkeit

Wenn die Ombudsstelle ihre Titigkeit beendet, miissen der weitere

Verlaufund die Ubergabe an die dafiir zustindigen Stellen geklirt wer-

den. Das ist der Gegenstand des § 37 VerfO. Entsprechend den drei

Moglichkeiten, wie die Ombudsstelle ihre Tatigkeit beenden kann, ist
der Paragraph in drei Literae untergliedert.

Lit. a behandelt den Fall, in dem eine Beschuldigung als offensicht-
lich nicht begriindet angesehen werden kann. Es erfolgen keine wei-
teren Schritte aufler der Verstindigung desjenigen, der die Vorwiirfe
erhoben hat und die Eintragung in eine Evidenzliste. Das dient dem
spateren Nachweis. Es handelt sich um Fille, in denen keinerlei Plausi-
bilitdt zu gewinnen ist, weil sie beispielsweise offenkundig konstruiert
sind. Im Unterschied zu den Leitlinien der DBK (Nr. 13) muss der
Ordinarius in diesen Fillen nicht informiert werden. Wenn Angaben
zur Art der Tat, Ort und Titer fehlen, ist der Ordinarius nicht ver-
anlasst, eine Ermittlung durchzufiihren.'® Beim Fehlen wesentlicher
Elemente war der Sache schon gemiaf§ c. 1942 § 2 CIC/1917 nicht

weiter nachzugehen.'®

Lit. b bezicht sich auf den schon in § 31 VerfO genannten Fall, dass
sich das mutmaflliche Opfer gegen eine Weiterleitungan die diézesane
Kommission bzw. an die staatlichen Strafverfolgungsbehorden aus-
spricht und keine offensichtliche Gefahrdung anderer Personen vor-
liegt. Es ist eine vom mutmafSlichen Opfer zu unterzeichnende Erkla-
rung vorgeschen, der zufolge es explizit keine Weiterleitung an die
diozesane Kommission bzw. an die staatlichen Strafverfolgungsbehor-
den wiinscht. Der Ausdruck ,unterzeichnen® impliziert die Schrift-
form, die der spateren Beweisbarkeit dient. Dass das mutmafliche
Opfer nach dem Wortlaut der lit. b dazu nur ,ersucht® wird, hingt
mit der schwierigen Erfahrung zusammen, dass sich Opfer dazu nicht

162 Hallermann, Anzeige, 142.
163 Das ist nach Mosconi (Principali, 299) auch heute relevant.
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immer bewegen lassen. Auf jeden Fall ist eine schriftliche Erklarung
aber nachdriicklich anzustreben, um spitere Vorwiirfe der Untitigkeit
oder gar der Vertuschung hintanzuhalten.

Lit. ¢ behandelt schlieflich den Regelfall, in dem die Angelegenheit
von der Ombudsstelle an die diézesane Kommission weitergeleitet
wird. Wie aus § 31 VerfO hervorgeht, geschicht das, wenn das mut-
maflliche Opfer es entweder will, oder auch gegen seinen Willen, wenn
eine Gefahr fiir weitere Personen besteht. Wihrend der Kommission
der Sachverhalt weitergeleitet wird, erhilt das mutmaflliche Opfer
einen Bericht, der seine Situation in Sprache und Form berticksichtigt.
Nach Maglichkeit soll der Bericht von ihm schriftlich zur Kenntnis
genommen werden. Von der Weiterleitung an die diézesane Kommis-
sion wird der Ordinarius verstandigt. Spatestens zu diesem Zeitpunkt
— falls er nicht schon wegen Gefahr im Verzug gemif § 32 VerfO
sofort verstindigt wurde — erhalt er also Kenntnis vom gemeldeten
Vorfall. Damit ist klargestellt, dass das 6sterreichische Modell keine
Umgehung des Ordinarius intendiert.

Wenn im Sinne des § 37 lit. a-b VerfO keine Weiterleitung erfolgt,
stellt sich die Frage, wie mit dem in der Ombudsstelle inzwischen auf-
gelaufenen Aktenmaterial umgegangen wird. § 38 VerfO enthilt dafiir
cine Regel, die das Ergebnis einer Abwigung verschiedener Aspekee ist.
Einerseits erscheint die Aufbewahrung einer Dokumentation aus meh-
reren Griinden notwendig. So wire denkbar, dass das mutmafliche
Opfer spiter doch eine Weiterleitung wiinscht, dass weitere Vorwiirfe
gegen dieselbe Person vorgebracht werden oder dass die Ablehnung
einer Weiterleitung durch das mutmaflliche Opfer nachgewiesen wer-
den muss. Andererseits kommen das Archiv der Diézesankurie (vgl.
c. 486 CIC) oder das Geheimarchiv der Kurie (c. 489 CIC), obwohl
sie ein funktionierendes Archivwesen gewihrleisten wiirden, fir die
Aufbewahrung nicht in Betracht, da sie im Verfiigungsbereich des Di6-
zesanbischofs stehen. Eine Weiterleitung an diesen wollte das mutmafi-
liche Opfer aber gerade ausschliefen. AufSerdem konnte dem Bischof
vorgehalten werden, Informationen, die in seinem Verfiigungsbereich
standen und von denen er hitte Kenntnis erlangen kénnen, nicht
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nachgegangen zu sein.'®* Die Ombudsstelle ist aber mit Bedacht als
unabhingige Einrichtung und nicht als ,Vorzimmer“ des Ordinarius
konzipiert, um Opfern einen geschiitzten Raum zur Aussprache zu bie-
ten, ohne damit indireke bereits vor dem Ordinarius zu stehen. Somit
bleibt nur die Moglichkeit, dass die Dokumentation in der Ombuds-
stelle selbst aufbewahrt wird. Genau dies ordnet § 38 VerfO an. Dem-
nach ist die Dokumentation nach zwanzig Jahren zu vernichten. Diese
relativ lange Zeitspanne erklért sich aus der Tatsache, dass sich Opfer
sexuellen Missbrauchs oft erst nach langerer Zeit imstande sehen, die
Sache zu melden bzw. zu verfolgen, und dass zivile Schadenersatzfor-
derungen unter bestimmten Voraussetzungen noch lange nach der Tat
geltend gemacht werden konnen.'®> Bei der Vernichtung der Akten
sind in Analogie zu c. 489 § 2 CIC der Name und ein kurzer Tatbe-
standsbericht aufzubewahren. Diese Vorschriften setzen freilich ein
hinreichendes Archivwesen voraus, so dass bei den Ombudsstellen ein
Mindestmaf$ an Institutionalisierung erforderlich sein wird.

Der letzte Paragraph des Abschnitts iiber die Arbeitsweise der
Ombudsstellen sicht eine Beschwerdemoglichkeit vor. Beschwer-
den gegen die diozesane Ombudsstelle oder einzelne ihrer Mitglie-
der kénnen beim Di6zesanbischof vorgebracht werden, der tiber die
weitere Vorgangsweise entscheidet (§ 39 VerfO). Die in der Rahme-
nordnung/2010 enthaltene Erwihnung der Méglichkeit eines hierar-
chischen Rekurses gegen die Vorgangsweise des Diozesanbischofs ist
entfallen, weil sie in dieser Pauschalitit missverstindlich war.'® Gegen

164 Eine Verwahrungim Geheimarchiv wiirde aufierdem den Zweck vereiteln, sich bei er-
neuten Beschuldigungen an den ersten Tatvorwurf zu erinnern und auf bereits gesam-
meltes Material zuriickzugreifen. Denn Zugang zum Geheimarchiv hat allein der Di-
6zesanbischof (c. 490 § 1 CIC), doch wird sich dieser nicht an die Erstbeschuldigung
erinnern, zumal er davon noch gar keine Kenntnis erlangt hat. Zu diesem Problem vgl.
Anuth, Modell, 187.

ReifSmeier kritisiert aus dhnlichen Griinden die in ¢. 489 § 2 CIC angeordnete Akten-
vernichtung nach zehn Jahren, vgl. Reifmeier, Missbrauch, 53. Lingkritisiert iiberhaupt
die im kanonischen Recht bestehenden Regeln zur Aktenvernichtung, weil damit zu-
gleich die Méglichkeit vernichtet wird, diese Fille wieder aufzugreifen und Parallelen
zu dhnlichen Fillen herzustellen, zumal Sexualstraftiter meist Serientiter sind, vgl.
Ling, Rettungsversuche, 166. Was die Ombudsstellen betrifft, halt § 38 VerfO nun ei-
nerseits an der Vernichtung fest, erstrecke die Frist aber auf zwanzig Jahre.

166 Statut/Ombudsstellen, § 10 Z. 3.
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bestimmte Maffnahmen, die der Ordinarius verhingen kann, besteht
ohnehin nach allgemeinem Kirchenrecht die Moglichkeit eines hier-
archischen Rekurses. Wird ein kanonischer Strafprozess gefihrt, so
stehen die darin vorgesehenen Rechtsmittel zur Verfiigung.



8 Verfahren bei der didzesanen
Kommission (§§ 40-54 VerfO)

8.1 Beginn des Verfahrens bei der di6zesanen
Kommission

§ 40 stellt die Verbindung zu § 37 lit. ¢ VerfO her. Die Weiterleitung
eines Verdachtsfalls von der Ombudsstelle an die diozesane Kommis-
sion wird dort aus der Perspektive der Ombudsstelle, hier aber aus der
Perspektive der didzesanen Kommission festgelegt. Die Ubernahme
von der Ombudsstelle ist jedoch nicht der einzige Weg, auf dem die
diozesane Kommission mit einer Sache befasst wird. Die zweite Mog-
lichkeit besteht darin, dass sich der Diozesanbischof direkt an sie
wendet. Nach § 29 lit. a VerfO ist er nicht gehalten, sich zuerst an
die Ombudsstelle zu wenden. Das kann sinnvollerweise dann unter-
bleiben, wenn der Bischof selbst eine Meldung erhalten hat und keine
Plausibilitatspriifung mehr erforderlich ist. Auflerdem kann sich der
Di6zesanbischof auch mit anderen Fragen an die Kommission wen-
den, etwa wenn es um die Wiedereinsetzung eines Titers geht (§ 68
VerfQO). Die diézesane Kommission erhilt sowohl von der Ombuds-
stelle als auch vom Didzesanbischof die erforderlichen Unterlagen.
Ausgeschlossen ist, dass die Kommission selbst Meldungen entgegen-
nimmt und von mutmaflichen Opfern direkt angegangen wird. Zu
erganzen bleibt, dass der di6zesanen Kommission ebenso von Ordens-
oberen Fille vorgelegt werden konnen, wie es in § 44 VerfO erwihnt
wird.

8.2 Kontakt zu den Ordinarien und zur
Ombudsstelle

Uber die Weiterleitung von der Ombudsstelle an die diézesane Kom-
mission wurde der Ordinarius gemaf$ § 37 lit. ¢ VerfO bereits verstin-

digt. § 41 VerfO fugt nun hinzu, dass der Diézesanbischof bzw. der
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Ordensobere sofort vollstindig tiber den bisherigen Kenntnisstand
zu informieren sind, wenn es sich um schwerwiegende Vorkommnisse
handelt. Das erméglicht ihnen, entsprechende Mafinahmen zu setzen.
Dessen ungeachtet kann der Ordinarius aus eigener Initiative ohnehin
jederzeit Auskiinfte vom Vorsitzenden der Kommission verlangen. Die
wechselnde Terminologie ,,Di6zesanbischof und Ordensobere® bzw.
»Ordinarius®in § 41 magverwundern, ist aber dem Umstand geschul-
det, dass nicht jeder Ordensobere Ordinarius ist. Einmal mehr kommt
damit zum Ausdruck, dass das in der Rahmenordnung geregelte Ver-
fahren keine Umgehung der Ordinarien mit sich bringt.

Die Ombudsstelle bleibt weiterhin eingebunden. § 42 VerfO verpflich-
tet die dizesane Kommission zur Zusammenarbeit mit ihr, indem sie
ihr regelmifig Informationen tiber den Stand der Erhebungen zukom-
men ldsst und sie notigenfalls beizicht.

8.3 Verschwiegenheit

Alle Mitglieder der diozesanen Kommission sind bei der Priifung von
Verdachtsmomenten gemif § 43 VerfO zu absoluter Vertraulichkeit
und Amtsverschwiegenheit verpflichtet. Das gilt auch tiber die Funk-
tionsdauer hinaus ohne zeitliche Einschrinkung. Der Paragraph stellt
eine Analogie zu c. 1455 CIC der, das Amtsgeheimnis bei Richtern
und Gerichtspersonen regelt. Demnach gilt derselbe Standard wie im
kanonischen Prozessrecht. Die abweichende Formulierung der Ver-
schwiegenheitspflicht bei der Ombudsstelle verdankt sich dem unter-
schiedlichen Charakter der beiden Einreichungen. Da die Mitglieder
der Ombudsstelle stirker ihren angestammten Berufen verhaftet blei-
ben, ist in § 30 VerfO auf die berufsrechtlichen Verschwiegenheits-
pflichten nach den staatlichen Normen hinzuweisen. Dagegen bildet
die di6zesane Kommission ein Gremium, das Erhebungen durch-
fhrt, so dass eine stirkere Orientierung am kanonischen Prozessrecht
angebracht erscheint, wenngleich dies nur in analoger Weise gesche-
hen kann, weil die Kommission selbstverstindlich kein gerichtliches
Forum darstellt.
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8.4 Erhebungen

§ 44 VerfO beschreibt die Hauptaufgabe der diézesanen Kommission,
nimlich die Durchfithrung von Erhebungen. Wihrend die Rahmen-
ordnung/2010 von ,,Ermittlungen®'¢’
Ausdruck ,,Erhebungen® bewusst gewihlt, um Verwechslungen mit
der kanonischen Voruntersuchung bzw. mit einem Gerichtsprozess zu
vermeiden. Wie aus den §§ 71-75 VerfO hervorgeht, ersetzen diese
Erhebungen nimlich kein kirchliches Strafverfahren. Vielmehr sind
sie in jenen Fillen, in denen ein solches gar nicht stattfindet, notwen-
dig, um eine Entscheidungsgrundlage fir die weitere Vorgangsweise
beziiglich des Beschuldigten und vor allem fir die Gewdhrung von
Unterstiitzungsleistungen zu Gunsten der Opfer zu bieten. Wie § 44
VerfO selbst sagt, gilt das ,,auch dann® - besser wire: ,gerade dann® —,
wenn keine Ermittlungen seitens staatlicher Strafverfolgungsbehor-
den stattfinden. Wenn hingegen staatsanwaltliche Ermittlungen lau-
fen, genief8en diese Vorrang und wihrend eines gerichtlichen Verfah-
rens kann die Titigkeit der dizesanen Kommission sistiert werden

(§ 47 VerfO).

sprach, wurde der schwichere

Die Erhebungen sind auf solche Art und Weise durchzufiihren, dass
»zu einer moglichst umfassenden und objektiven Beurteilung des Sach-
verhalts“ gelangt werden kann. Wahrend sich die Ombudsstelle fiir die
mutmaflichen Opfer einsetzt, ist die diézesane Kommission zu Objek-
tivitit verpflichtet. Diesem Zweck dient unter anderem, dass sie dem
Beschuldigten eine Gelegenheit zur Stellungnahme einzurdumen hat.
So wird es ihr moglich, die unterschiedlichen Perspektiven miteinan-
der in Verbindung zu bringen, wenngleich sie im Unterscheid zu einem
Gericht kein kontradiktorisches Verfahren fithrt. Mit dem Ausdruck
~umfassend® ist gemeint, dass sich die Kommission nicht mit ersten
Hinweisen begniigen darf.

167 Statut/Kommissionen § 4 Z .1 und 7 sowie § 5 Z. 3: ,Ermittlungsverfahren®, § 4 Z. 5:
»Ermittlungstitigkeit*.
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Als Mittel, derer sich die Kommission bedient, werden genannt: die
Stellungnahme des Beschuldigten, die Anhérung von Auskunftsper-
sonen, die Dokumentation notwendiger Fakten, Beweise und Infor-
mationen sowie personenbezogene Akten, insbesondere die Personal-
akten kirchlicher Stellen. Die Erfahrung zeigte, dass es notwendig ist,
fiir die Ubermittlung von Informationen durch diézesane Stellen und
Ordensleitungen eine Frist anzusetzen, die nun mit zwei Monaten
angegeben ist. Die Oberen sind dariiber in Kenntnis zu setzen, dass,
wenn keine Riickmeldung erfolgt, das Verfahren ohne eine solche wei-
tergefithre wird. Fir die Stiftung Opferschutz ist es niitzlich zu wis-
sen, ob eine Riickmeldung seitens des Ordens vorliegt. Bei Akten des
Geheimarchivs ist zu beachten, dass keine Dokumente herausgegeben
werden diirfen (c. 490 § 3 CIC). Die Verfahrensordnung erwihnt kein
Gesprich der Kommission mit dem mutmaflichen Opfer, weil ein sol-
ches bereits vor der Ombudsstelle stattgefunden hat und die Unterla-
gen Ubermittelt wurden. Eine mehrfache Anhérung soll ihm erspart
bleiben, da dies hiufig mit leidvollen Erinnerungen verbunden wire.
Aus diesem Grund legt § 48 VerfO fest, dass eine Einbindung von mut-
mafllichen Opfern zur personlichen Teilnahme an Gesprichen nur im
Rahmen des Notigen und Méoglichen und nur im Einvernechmen mit
der Ombudsstelle vorgesehen ist.

Andererseits sind Fille denkbar, in denen eine Begegnung von mut-
mafllichen Opfern mit Beschuldigten bzw. deren institutionellen
Reprisentanten gewiinscht wird. Die didzesane Kommission kann
Forum und Organisationsplattform fiir eine fachkundig begleitete und
vorbereitete Begegnung sein (§ 49 VerfO). Diese Funktion steht aber
auf8erhalb ihrer Aufgabe, Erhebungen durchzufiihren, und dient der
emotionalen Aufarbeitung, aber nicht der Klirung des Sachverhalts.

Die Stellung der Beschuldigten ist in den §§ 55-59 VerfO eigens
verankert. Speziell fur das Verfahren vor der diézesanen Kommis-
sion hilt § 45 VerfO aber drei Punkte fest: die Beschuldigten werden
von der Kommission iiber den Vorwurf informiert, iiber ihre Rechte
belehrt und erhalten Gelegenheit zur Stellungnahme. Diese Gele-
genheit umfasst die Méglichkeit einer Auferung im Gesprich sowie
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einer schriftlichen Stellungnahme (vgl. § 57 VerfO). Von der Infor-
mation darf nur abgeschen werden, wenn dies mit dem Ordinarius so
besprochen ist (§ 45 VerfO). Ein Grund hierfiir wire beispielsweise
die Verdunkelungsgefahr (vgl. § 57 VerfO). Von der Méglichkeit zur
Stellungnahme darf iiberdies nur aus besonderen Griinden abgesehen
werden. § 44 VerfO nennt die Gefihrdung des mutmaflichen Opfers
und Delikte im Kontext mit dem Empfang des Bufisakraments. Letzte-
res ist im Zusammenhang mit Art. 24 § 1 Normae zu sechen. Demnach
darf bei Delikten gegen die Heiligkeit des Buffsakraments (Art. 4 § 1
Normae) dem Angeklagten der Name des ,, Ankligers” nur mitgeteilt
werden, wenn dieser ausdriicklich zugestimmt hat.

8.5 Anzeige und Selbstanzeige

Wenn es in der Phase vor der Ombudsstelle noch zu keiner Anzeige
bei Kriminalpolizei oder Staatsanwaltschaft gekommen ist, kann dies
auch in der Phase vor der diézesanen Kommission geschehen. Dabei
lassen die §§ 46 und 47 dieselben Grundsitze erkennen wie bereits
§ 31 VerfO. Da nach dem 6sterreichischen staatlichen Rechrt fiir die
betreffenden Einrichtungen keine Anzeigepflicht bestcht,'®®
auch die Verfahrensordnung eine Anzeige nicht zur Pflicht.® So wie
nach § 33 VerfO dem Opfer zur Anzeige zu raten ist, so ist nach § 46
dem Titer die Selbstanzeige zu empfehlen, wenn er die Tat eingesteht.
Eine Selbstanzeige kann fiir ihn im staatlichen Verfahren vorteilhaft
sein. Er sollte aber im Hinblick auf sein Aussageverweigerungsrecht
(§ 58 VerfO) keineswegs dazu gedringt werden. Nur subsidiir nehmen
die Ombudsstelle (§ 31 VerfO) oder die diézesane Kommission (§ 47
VerfO) selbst eine Anzeige vor, wobei die didzesane Kommission dies
dem in § 23 VerfO erwihnten Rechtsanwalt iiberlassen kann.

macht

168 Einen Uberblick tiber Linder mit bzw. ohne Anzeigepflicht bietet Astigueta, Persona,
651.

169 Vgl. CDocFid, Rundschreiben, Art. I, lit. e: ,,Insbesondere sind die staatlichen Rechts-
vorschriften beziiglich einer Anzeigepflicht fiir solche Verbrechen immer zu beachten

[..]
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Nach § 79 der 6sterreichischen StPO besteht eine Plicht zur Uber-
mittlung von Akten und sonstigen Aufzeichnungen bzw. zur Gewih-
rung von Akteneinsicht, soweit eine gesetzliche Anzeigepflicht
besteht. Wenn die Anzeigepflicht nach § 78 Abs. 2 Z. 1 oder 2 StPO
gar nicht besteht, sind die Behorden demnach auch nicht zur amtswe-
gigen Aktentibermittlung verpflichtet."”® Wie in Abschnitt 8.5 noch
niher dargelegt wird, besteht eine derartige Anzeigepflicht fiir die in
der Verfahrensordnung involvierten kirchlichen Einrichtungen aber
nicht. Zwar haben sich die kirchlichen und staatlichen Gerichte nach
Art. VII§ 5 Konkordat'”! im Rahmen ihrer Zustindigkeit Rechtshilfe
zu leisten, doch abgesehen davon, dass die Einrichtungen der Verfah-
rensordnung keine kirchlichen Gerichte sind, hat diese Konkordats-
bestimmung ihre innerstaatliche Bindungswirkung — nicht aber ihre
volkerrechtliche Rechtskraft — ohnehin verloren.'”> Wenn die zustin-
dige Staatsanwaltschaft trotzdem durch eine Sachverhaltsdarstellung
informiert werden soll, kann dies gemafs § 47 VerfO geschehen. Damit
weicht die Verfahrensordnung von der Rahmenordnung/2010 ab, die
dariiber hinaus vorgesehen hatte, dass der Staatsanwaltschaft anzubie-
ten ist, von simtlichen Protokollen tiber Anhérungen eine Abschrift
zu erhalten.'”? Wenn die Glaubenskongregation zur Zusammenarbeit
mit den zivilen Autorititen mahnt,"”* spricht sie nicht von der Weiter-
gabe von Aktenmaterial. Dem kénnte sogar das papstliche Geheimnis'”
entgegenstchen.

Schlieflich legt § 47 VertO fest, dass die staatsanwaltlichen Ermittlun-
gen Vorrang geniefen und dass die Titigkeit der diozesanen Kommis-

170 Schwaighofer, § 79, Rn. 2.

171 Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhle und der Republik Osterreich (1.5.1934).

172 Durch § 128 des Gesetzes zur Vereinheitlichung des Rechts der EheschlieSung und
der Ehescheidung im Lande Osterreich und im iibrigen Reichsgebiet. Vgl. Kalb/Potz/
Schinkele, Religionsrecht, 497.

173 Statut/Didzesane Kommission, Nr. 4.5, S. 43.

174 Rundschreiben, Art. L, lit. e.

175 Paul VI, Rescriptum ex audientia, Art. I. Z. 4: ,auflergerichtliche Anzeigen und Ver-
stofle gegen Glaube und Sitten, iiber Delikte gegen das Buffsakrament sowie die dies-
beziiglichen Verfahren und Entscheidungen®. Nach Art. 30§ 1 Nor7zae unterliegen die
dort genannten Verfahren dem pipstlichen Geheimnis, vgl. Hallermann, Anzeige, 169;
Rieger, Delictis, 344.
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sion wihrend eines laufenden gerichtlichen Verfahrens fiir den kon-
kreten Fall sistiert werden kann.””¢ Das ist keine zwingende Vorschrift,
weil das staatliche und das kirchliche Gerichtswesen grundsitzlich
voneinander unabhingig sind. Dennoch wird eine Sistierung in den
meisten Fillen angebracht sein.'”” Die Staatsanwaltschaft hat die bes-
seren Ermittlungsmoglichkeiten und gleichzeitige Erhebungen durch
die di6zesane Kommission kénnten zu kontraproduktiven Interferen-
zen fihren. Wenn die staatlichen Untersuchungsergebnisse abgewartet
werden, erweisen sich manche kirchlichen Erhebungsschritte mégli-
cherweise sogar als iiberfliissig.””* Eine Ubermittlungspflicht beruht
auf Art. XX Konkordat: ,,Im Falle der strafgerichtlichen Belangung
eines Geistlichen oder einer Ordensperson hat das staatliche Gericht
sofort den fiir den Belangten zustindigen Di6zesanordinarius zu ver-
standigen und demselben raschestens die Ergebnisse der Vorunter-
suchung und gegebenenfalls das Endurteil des Gerichtes sowohl in
der ersten als in der Berufungsinstanz zu iibermitteln:* In den hier-
von nicht erfassten Fillen kann nach § 77 Abs. 1 StPO immerhin ein
Antrag auf Einsicht in die Ergebnisse des Ermittlungs- oder Haupt-
verfahrens gestellt werden. Bei dem dafiir notwendigen ,,begriinde-
ten rechtlichen Interesse muss es sich um ein ,,in der Rechtsordnung
gegriindetes und von ihr gebilligtes Interesse handeln, das tiber blof
wirtschaftliches Interesse oder tiber Interessen privater [...] Informa-
tion [...] hinausreicht"”? Eine kirchliche Einrichtung kann ein recht-
liches Interesse haben, wenn sie etwa Arbeitgeberin ist und die Wei-
terbeschiftigung eines aus strafrechtlichen Griinden ungeeigneten
Mitarbeiters haftungsrechtliche Folgen nach sich ziehen konnte.'®
Der Beweiswert der Untersuchungen staatlicher Stellen muss indessen
an ihrem Ziel gemessen werden. Die staatsanwaltlichen Ermittlungen
dienen namlich lediglich der Erhebung der Klage und miissen nicht als

176 Ahnliche Bestimmungen in den Leitlinien anderer Bischofskonferenzen, vgl. Astigue-
ta, Persona, 651.

177 Vgl. Mosconi, principali, 307; Ortaglio, Indagine, 105.

178 Vgl. Liidicke, Missbrauch, 91; Mosconi, principali, 309; Miiller, Missbrauch, 68.

179 OGH, Beschluss GZ 4 Ob 553/95 (19.9.1995).

180 Die blof8 unsubstantiierte Behauptung, aus der Art der Erledigung des Strafverfah-
rens ergiben sich fiir den Einschreiter Amtshaftungsfragen, geniigt hingegen niche,
vgl. OGH, Beschluss GZ 130s5/90 (30.1.1991).
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Grundlage fiir eine gerichtliche Verurteilung geniigen.'®! Daher sollten
die kirchlichen Stellen den staatsanwaltlichen Ermittlungen keinen
héheren Rang einrdumen und miissen die Wiirdigung der Ergebnisse
jedenfalls selbst vornechmen.'®*

8.6 Abschluss der Tatigkeit

Am Ende ihrer Titigkeit gibt die divzesane Kommission eine Zusam-
menfassung ihrer Feststellungen und eine schriftliche Handlungsemp-
fehlung an den Diozesanbischof und gegebenenfalls an den héheren
Oberen der betreffenden Gemeinschaft (§ 51 VerfO). Auch wenn
das beschuldigte Ordensmitglied nicht im diézesanen Dienst steht,
ergeht der Bericht ebenso an den Didzesanbischof, da er fur die dio-
zesane Kommission zustindig ist. Im Unterschied zur Rahmenord-
nung/2010, die dafiir den Ausdruck ,Schlussbericht® verwendet hat,
spricht die Verfahrensordnung nur noch von einem ,,Bericht*, um nicht
den Eindruck eines definitiven Urteils zu erwecken. Der Bericht ist fiir
den Di6zesanbischof bzw. den hoheren Oberen nicht bindend, aber
von grofler Bedeutung, weil sie dadurch ein fachkundiges Votum erhal-
ten, fiir das ihnen selbst Zeit und Kenntnisse fehlen wiirden. Wenn sie
es nicht beachten, wird es ihnen schwerfallen, ihre Handlungsweise zu
rechtfertigen. Der Bericht enthilt folgende Punkte: Sachverhaltsdar-
stellung, Stellungnahme zur Glaubhaftigkeit, Beurteilung der Angele-
genheit, eine Empfehlung zur finanziellen Hilfeleistung und eine Emp-
fehlung hinsichtlich der zu ergreifenden Mafinahmen.

§ 50 VerfO geht zunichst von einer einstimmigen Beschlussfassung
tiber die Empfehlungen aus. Falls eine solche nicht zustande kommt,
wird dem Bericht ein Minderheitenvotum beigefigt. Dies hat damit
zu tun, dass der Beschluss nicht verbindlich ist, sondern nur Empfeh-
lungscharakter hat. Wenn der Di6zesanbischof bzw. der héhere Obere
Mafinahmen ergreift, kann fiir seine Erwigungen das Minderheiten-

181 Vgl. Bauer, Beweiswert, 362.
182 Ebd. Vgl. auch Astigueta, 652.
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votum ebenfalls hilfreich sein. Er muss auch die Gegenmeinung ken-
nen, um sich eine eigene Meinungbilden zu kénnen. Der Beschuldigte
wird dartiber informiert, ob sich die Beschuldigungen durch die Fest-
stellungen erhirtet haben und dass der Ordinarius dartiber informiert

wurde (§ 51 VerfO).

Obwohl die Empfehlungen nicht verbindlich sind, siecht § 52 VerfO
eine Riickmeldung vor. Damit ist gemeint, dass der Diozesanbischof
bzw. der hohere Obere eine Stellungnahme mit einem Kurzbericht
tiber die getitigten Maflnahmen tbermittelt. Auf diese Weise erhalt
die diézesane Kommission eine gewisse Kontrolle iiber die Durch-
fihrung der Mafinahmen. Der Ausdruck ,,in der Regel® deutet aber
an, dass eine Riickmeldung ausnahmsweise unterbleiben kann. Die
Ombudsstelle wird von der diézesanen Kommission tiber das Ergeb-
nis informiert und leitet das Ergebnis in entsprechender Form an das
mutmaflliche Opfer weiter (§ 52 VerfO). ,Ergebnis bedeutet, dass
nicht der gesamte Bericht weitergegeben wird. Mit diesen Bestim-
mungen erfillt die Verfahrensordnung bereits die Vorgaben des
Template-Dokuments.'®

Anders als die Empfehlungen hinsichtlich der zu ergreifenden Mafi-
nahmen richten sich die Empfehlungen hinsichtlich der finanziellen
Hilfe nicht an die Ordinarien, sondern an die UOK. Deren Titigkeit
schlief3t sich also in dieser Hinsicht an jene der diézesanen Kommis-

sion an. § 53 verweist diesbeziiglich auf § 61 VerfO.

Die Archivierung ist bei der diézesanen Kommission anders gere-
gelt als bei der Ombudsstelle. Da die Kommission eindeutig dem
diozesanen Bereich zuzuordnen ist und in dieser Phase nicht mehr
auf mutmaflliche Opfer Riicksicht genommen werden muss, die eine
Weiterleitung ablehnen, spricht nichts dagegen, dass das Archiv der
Diozesankurie verwendet wird. Demgemifs ordnet § 54 VerfO an,
dass eine Dokumentation des Sachverhalts im Archiv des Bischofs ver-

183 Nr. 9 zweiundzwanzigster Punke ,, The procedures should include provision for the
complainant and the accused to seck a review of the outcome:*
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bleibt. Der Verweis auf c. 490 CIC stellt klar, dass damit das Geheim-
archiv gemeint ist. Eine Ubereinstimmung mit der Regelung hinsicht-
lich der Ombudsstelle besteht insofern, als die Akten nach zwanzig
Jahren zu vernichten sind, wobei der Name des Beschuldigten und
ein kurzer Tatbestandsbericht aufbewahrt werden (§ 54 VerfO). Dass
c. 489 § 2 CIC ecine zehnjihrige Frist vorsicht, steht dem nicht ent-
gegen, da sich diese auf Strafsachen in Sittlichkeitsverfahren bezicht,
die durch Verurteilung abgeschlossen wurden. Darum handelt es sich
bei den Dokumenten der diézesanen Kommission aber gerade nicht.



9 Stellung des Beschuldigten (§§ 55-59
VerfO)

Der gravierendste Mangel der Rahmenordnung/2010 lag darin, dass
die Rechte der Beschuldigten nicht umfassend und systematisch veran-
kert waren.'®* Dem verschafft die neue Verfahrensordnung mit einem
eigenen Abschnitt ,,Stellung des Beschuldigten® (§§ 55-59) Abhilfe.
Sie gilt fur alle Phasen, die von der Verfahrensordnung geregelt wer-
den.'® Obwohl es sich dabei weder um eine kanonische Voruntersu-
chung noch um einen kirchlichen Strafprozess handelt, miissen den
Beschuldigten dieselben Rechte gewihrt werden, denn erstens stehen
ihnen diese kraft ihrer Personenwiirde zu und zweitens wire denkbar,
dass die divzesane Kommission mit der Voruntersuchung beauftragt
wird oder Ergebnisse der Erhebung doch in einem gerichtlichen oder
administrativen Verfahren verwendet werden. Die Rechte des Beschul-
digten wiirden aber ausgehohlt, wenn sie nicht von Anfangan, sondern
erst in einem anschliefenden Verfahren geachtet wiirden.

9.1 Unschuldsvermutung und guter Ruf

Der CIC/1983 verankert die Unschuldsvermutung nicht ausdriick-
lich,'*¢ wenngleich die cc. 1526 § 1 CIC (Beweislast bei dem, der eine
Behauptung aufstellt)'® und 1608 § 4 CIC (Freispruch, wenn keine

moralische Gewissheit besteht)'® in diese Richtung weisen. Die Glau-

184 Berkmann, Verfahren, 38.

185 Bei Gefahr im Verzug informiert die Ombudsstelle sofort den Ordinarius bzw. den
Leiter der betroffenen kirchlichen Einrichtung oder Gemeinschaft, damit die erfor-
derlichen Mafinahmen ohne Verzégerung gesetzt werden. Wird dabei das Recht des
Beschuldigten auf Anhérungumgangen? Fest steht, dass die Ombudsstelle keine Anhé-
rung durchfithre. Das steht vielmehr der diézesanen Kommission zu, welche in diesem
Stadium aber noch gar nicht titig ist. Somit liegt es in der Entscheidung des Ordinari-
us bzw. Leiters, den Beschuldigten zu héren, sofern dies angesichts der Dringlichkeit
tunlich ist.

186 Althaus, c. 1717, Rn. 9.

187 Vgl. Hallermann, Prizisierung, 193.

188 Vgl. Ihli, Strafverfahren, 1741.
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benskongregation verlangt in den Richtlinien der Bischofskonferen-
zen eindeutig eine Verankerung der Unschuldsvermutung.'® Die Rah-
menordnung/2010 erinnerte an zwei Stellen an dieses fundamentale
Schutzprinzip.'”® Die neue Verfahrensordnung stellt die Unschulds-
vermutung nun in § 55 an den Beginn des Abschnitts tiber die Stel-
lung des Beschuldigten. Zugleich wird festgehalten, dass eine Beur-
laubung oder eine Dienstfreistellung keine Vorverurteilung darstellen.
Dabei handelt es sich um einstweilige Sofortmafinahmen, die in § 63
VerfO niher geregelt werden. Da sie bei erhirtetem Verdacht bereits
vor Abschluss eines Strafverfahrens ergriffen werden, diirfen daraus
keine Schliisse auf eine etwaige Schuld gezogen werden, denn es liegt
noch keine rechtskriftige Verurteilung vor.

Die Unschuldsvermutung gilt laut § 55 VerfO ,,bis zum Erweis des
Gegenteils“. Damit wird nicht gesagt, wer dies definitiv feststellt'”",
es kann aber nur ein rechtskriftiges staatliches oder kirchliches Straf-
urteil bzw. Strafdekret gemeint sein. Die Erhebungen und der Bericht
der diozesanen Kommission hingegen stellen keine Verurteilung dar,
sondern geniigen nur als Grundlage fiirr Unterstiitzungsleistungen

durch die Stiftung Opferschutz und allenfalls fir nicht-strafrechtli-
che MafSnahmen.

In engem Zusammenhang mit der Unschuldsvermutung steht der
Schutz der Personlichkeitsrechte, insbesondere des guten Rufes, der
bereits im allgemeinen Kirchenrecht (c. 220 CIC) verankert ist.'”
§ 56 VerfO lenkt die Aufmerksamkeit vor allem darauf hin, dass die
Personlichkeitsrechte bei jeder Form der Kommunikation zu achten
sind. Damit ist vor allem die Kommunikation mit der Offentlichkeit
gemeint, fiir die gemaf § 24 VerfO ein Krisenstab einberufen werden
kann. Die Personlichkeitsrechte der Beschuldigten sind neben dem
Schutz der Opfer der Hauptgrund dafiir, dass die 6sterreichische Rah-

menordnung keine proaktive Information der Offentlichkeit iiber kon-

189 CDocFid, Rundschreiben, Nr. 1.d.3. Vgl. Rees, 105.

190 Rahmenordnung/2010, Teil B, Nr. 3.1 und 3.2.3.

191 Vgl. Althaus, OBK, Teil C: Verfahrensordnung, Fn. 101.
192 Vgl. auch CDocFid, Rundschreiben, Nr. I und ITLd.



9.2 Rechtauf Anhérung 73

krete Finzelfille vorsieht. Die Leitlinien der DBK, die eben dies in
Nr. 54 vorsehen, werden aus diesem Grund von HALLERMANN heftig
kritisiert.'??

9.2 Recht auf Anhdrung

Im Zentrum der Stellung des Beschuldigten steht das Recht auf Anho-
rung, das von § 57 VerfO anerkannt wird. Damit geht die Verfahren-
sordnung tiber die Garantien des CIC hinaus, der eine Anhérung
nicht einmal in der Voruntersuchung zwingend vorschreibt. Dessen
ungeachtet verlangt aber die Glaubenskongregation, dass der Beschul-
digte in der Voruntersuchung'® bzw. vor der Meldung an die Kong-
regation'” tber die ,,Anklage® informiert und ihm Gelegenheit zur
Stellungnahme eingerdumt wird. Fiir die Anhorung ist die diozesane
Kommission zustindig.

§ 57 VerfO verwendet den Begriff ,, Anhorung”."*¢ Der stirkere Begriff
~Vernchmung“'”” wurde vermieden, weil er deutlichere Anklinge an
ein Gerichtsverfahren hat, um das es sich bei den Erhebungen der dis-
zesanen Kommission aber gerade nicht handelt. Ebenso missverstind-
lich wire aber der schwichere Begrift ,,Gesprich®, weil er die Brisanz
und die Bedeutung fiir mogliche Konsequenzen verschleiern konnte.
Daher sollte in der Kommunikation mit dem Beschuldigten der Cha-
rakter der Anhorung von Anfangan klar gestellt werden, um ihm nicht
den Eindruck zu vermitteln, er werde lediglich zu einem seelsorglichen
oder mitbriiderlichen Gesprich geladen.'”

Zum Recht auf Anhérung zihlen drei Elemente. Erstens muss der
Beschuldigte tiber den Vorwurf informiert werden. Dies ist bereits

193 Hallermann, Prizisierung, 193; Hallermann, Anzeige, 171.

194 CDocFid, Rundschreiben, Nr. IILe.

195 Ebd. Nr. II.

196 Denselben Begriff verwenden die Leitlinien der DBK in Nr. 22.

197 Dieser Begrift wird von Hallermann mit Blick auf Deutschland bevorzugt, vgl. Hal-
lermann, Prizisierung, 194.

198 Vgl.zu Deutschland: A/thaus, DBK, Anhérungder beschuldigten Person, Nr. 22, Rn. 1.
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in § 45 VerfO verankert. Zweitens fithren Vertreter!”” der diézesanen
Kommission ein Gesprach mit der beschuldigten Person durch, in dem
sie mit dem Vorwurf oder Verdacht konfrontiert wird und sie die Gele-
genheit erhilt, sich dazu zu duflern (§ 57 VerfO). Drittens bleibt es ihr
unbenommen, binnen angemessener Frist eine schriftliche Stellung-
nahme abzugeben. Wenngleich es in § 57 VerfO nicht eigens gesagt
wird, kommt fiir die Setzung der Frist nur die diozesane Kommission
in Betracht. Die Befuirchtung, der Beschuldigte konnte den weiteren
Ablauf endlos verzogern, indem er seine Stellungnahme zurtickhale, ist
unberechtigt. Es ist seine Sache, ob er die ihm eingeriumte Gelegenheit
niitzt. Tut er es nicht, lduft das Verfahren dennoch weiter. Die Setzung
einer Frist verhindert somit lediglich eine ungebiihrliche Verzégerung.

Das Recht auf Anhérung kann eingeschriankt werden. Das Gesprich
mit Vertretern der diozesanen Kommission findet nur statt, ,,sofern
dadurch die Aufklirung des Sachverhalts nicht gefihrdet und die
Ermittlungsarbeit der staatlichen Strafverfolgungsbehorden nicht
behindert werden® (§ 57 VerfO). Beispielsweise wire es vorstellbar,
dass der Beschuldigte infolge der Kontaktaufnahme beginnt, Beweis-
mittel zu unterdriicken. Wihrend eines gerichtlichen Verfahrens nach
staatlichem Recht kann die Titigkeit der diézesanen Kommission
ohnehin sistiert werden (§ 47 VerfO). Die Einschrinkung kann aber
nicht nur zu Gunsten eines staatlichen Verfahrens erfolgen, sondern
allgemein, sofern ,die Aufklirung des Sachverhalts® gefihrdet wiirde —
also auch dann, wenn Entsprechendes fiir ein kirchliches Verfahren zu
befiirchten wire. Weil auf diese Anh6rung nicht leichtfertig verzichtet
werden darf, muss eine sorgfaltige Priifung bzw. eine Absprache mit
den staatlichen Strafverfolgungsbehorden erfolgen.®

Nach § 45 VerfO informiert die divzesane Kommission den Beschul-
digten, sofern mit dem Ordinarius nichts Anderes besprochen ist.
In Analogie zu dieser Vorschrift kann auch auf eine Anhérung nur

199 Derunbestimmte Plural ,Vertreter” lasst Spielraum fiir die interne Geschiftseinteilung
der Kommission sowie fiir die Beriicksichtigung des Einzelfalls.
200 Vgl. zu Deutschland: Althaus, DBK, Anhérungder beschuldigten Person, Nr. 22, Rn. 2.
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verzichtet werden, wenn dies mit dem Ordinarius so besprochen ist.2"!

Dieses formale Erfordernis rechtfertigt sich durch die fundamentale
Bedeutung des Rechts auf Anhorung.

Eine andere Frage ist, ob das Recht auf Anh6rung auch dann einge-
schrankt werden darf, wenn dadurch das mutmafiliche Opfer — etwa
durch Nachstellungen des Beschuldigten — gefahrdet werden konnte.
Die Verfahrensordnung sagt dies nicht ausdriicklich. Vielmehr for-
dert sie in § S7 nur dazu auf, Mafinahmen zum Schutz des mutmafli-
chen Opfers zu treffen, wenn dies notwendig ist.** Sie gibt aber nicht
an, welche Maflnahmen einer kirchlichen Einrichtung dafir iber-
haupt zur Vertiigung stehen und ob auch der ginzliche Verzicht auf
eine Anhorung dazugehért. Eine ausdriickliche Einschrinkung auf-
grund einer moglichen Gefiahrdung des Opfers oder anderer Perso-
nen sicht die Verfahrensordnung nur beim Recht auf Akteneinsicht
vor (§ 59). Da bei der Akteneinsicht die Au@erungen des Opfers oder
anderer anschuldigender Personen direkt zuginglich werden, ist die
Gefahr von ,,Rache® grofler als bei der Anhérung, die ,,mit Klugheit
und Vorsicht“*”® durchgefiithrt werden kann. Zudem ist das Recht auf
Anhorung so fundamental und die Aussage des Beschuldigten fiir die
Erhebungen so bedeutsam, dass Einschrinkungen nicht ohne weite-
res moglich sind. Andererseits kann gemif § 45 VerfO in Absprache
mit dem Ordinarius von dem Grundsatz abgegangen werden, dass die
diozesane Kommission den Beschuldigten tiber den gegen ihn erho-
benen Vorwurf informiert. Wenn nun schon hinsichtlich der Infor-
mation eine Ausnahme maéglich ist, dann miisste das umso mehr fur
die Anhorung gelten. § 45 VerfO beschrinke sich nicht auf die Ver-
dunkelungsgefahr, zumal er iberhaupt keine Griinde anfithrt. Nach

201 Nur eine solche Interpretation steht in Einklang mit dem Rundschreiben der Glaubens-
kongregation, demzufolge es dem Bischof bzw. dem hoheren Oberen obliegt, zu ent-
scheiden, welche Informationen an den Beschuldigten weitergegeben werden (Nr. IL.).

202 In dhnlicher Weise legen die Leitlinien der DBK hinsichtlich der Anhérung der be-
schuldigten Person nur fest: ,,Der Schutz des mutmaf8lichen Opfers muss in jedem Fall
sichergestellt sein, bevor das Gesprich stattfindet! (Nr. 22).

203 C. 1717 § 1 CIC hinsichtlich der Voruntersuchung: ,,caute”. CDocFid, Rundschreiben,
Nr. II: ,,Der Klugheit des Bischofs oder des hheren Oberen obliegt es, zu entscheiden,
welche Informationen wihrend der Voruntersuchung an den Beschuldigten weiterge-
geben werden
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dem Rundschreiben der Glaubenskongregation muss der Beschuldigte
nicht iiber die Anschuldigungen informiert werden, sofern schwer-
wiegende Griinde entgegenstehen.”* Beispiele fiir solche Griinde wer-
den nicht genannt. Eine Beschrinkung auf die Verdunkelungsgefahr ist
dem nicht zu entnehmen. Eine Gefihrdung des Opfers oder anderer
Personen kann je nach den Umstinden genauso schwer wiegen wie
die Verdunkelungsgefahr. Bevor aber als letztes Mittel auf eine Anho-
rung verzichtet wird, sind wegen des fundamentalen Charakters dieses
Rechts andere Mittel einzusetzen wie etwa Mafinahmen zum Schutz
des Opfers (§ 57 VerfO) oder die Vorenthaltung seines Namens (vgl.
§ 31 VerfO).

9.3 Recht auf Verteidigung und Akteneinsicht

Unter dem Titel ,,Verteidigungsrecht” nennt § 58 VerfO zwei eigen-
stindige Rechte: Das Recht, eine Person des Vertrauens beizuzichen,
und das Recht auf Verweigerung der Aussage. Damit der Beschuldigte
von diesen Rechten wirksam Gebrauch machen kann, muss er schon
in der Verstandigung tiber die Anhérung darauf aufmerksam gemacht
werden.

Die ,,Person seines Vertrauens“ kann, aber muss nicht Anwalt nach
kirchlichem oder staatlichem Recht sein.*® Die Anwaltspflicht im
kirchlichen Strafprozess (c. 1723 CIC) wird nicht auf die Vorunter-
suchung ausgedehnt*® und kann daher erst recht niche fiir die Erhe-
bungen der di6zesanen Kommission gelten. Auf jeden Fall ist es aber
von Vorteil, eine fachkundige Person beizuzichen.

Nach ¢. 1728 § 2 CIC ist der Angeklagte im kirchlichen Strafprozess

nicht verpflichtet, eine Straftat einzugestehen, und es kann ihm keine

204 CDocFid, Rundschreiben, Nr. I und IILe: ,,gravi ragioni in contrario“. Vgl. dazu Rees,
Vorgehen, 134.

205 Hallermann schlagt in Bezug auf Deutschland de lege ferenda vor, dass es ein Anwalt
sein muss, vgl. Hallermann, Anzeige, 173. Thm zufolge bleibt das Verteidigungsrecht
ohne kirchlichen Anwalt cine ,,stumpfe Wafte* (Hallermann, Prizisierung, 197).

206 Vgl. Hallermann, Prizisierung, 194.
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Eidesleistung abverlangt werden. § 58 VerfO enthilt nun namentlich
ein Recht auf Aussageverweigerung. Das Recht des Angeklagten im
Strafprozess wiirde ausgehohlt, wenn er in einer fritheren Phase des
Verfahrens doch zur Aussage verpflichtet wire. Wie ALTHAUS betont,
darf aus dem Schweigen kein Schuldeingestindnis gefolgert werden,
doch sollte darauf hingewiesen werden, dass ein mit Reue verbundenes
Gestindnis strafmindernde Wirkung entfalten kann.2””

Das in § 59 verankerte Recht auf Akteneinsicht ist notwendig, damit
der Beschuldigte sich gegen die Vorwiirfe verteidigen kann. Dazu
gehort, dass die diozesane Kommission dem Beschuldigten ,,alle
mafigeblichen Fakten zur Kenntnis bringen® muss. Weil das Recht
auf Beiziehung einer Person des Vertrauens nach § 58 nicht auf eine
bestimmte Phase beschranke ist, gilt es auch fiir die Akteneinsicht. Der
Vorsitzende der diozesanen Kommission kann das Recht auf Akte-
neinsicht aus zwei Griinden beschrinken: erstens, wenn dem Opfer
Schaden droht,*”® und zweitens, wenn andere Personen gefihrdet
sind. Der Ausdruck ,vielleicht® weist darauf hin, dass eine potenti-
elle Gefihrdung geniigt. Es obliegt dem Opfer, die Griinde fur die
Beschrinkung glaubhaft zu machen. Der Vorsitzende muss also nicht
von sich aus titigwerden. Der Ausdruck ,,beschrinken® bedeutet, dass
das Recht nicht ginzlich entzogen wird, sondern nur soweit notwen-
dig einzelne Aktenstiicke vorenthalten werden. Insofern besteht Ein-
klang mit c. 1598 § 1 CIC, demzufolge der Richter zur Vermeidung
sehr schwerer Gefahren verfiigen kann, dass ein Aktenstiick nieman-
dem bekannt gegeben wird, wobei allerdings sicher zu stellen ist, dass
das Verteidigungsrecht stets unbeeintrichtigt bleibt. Die drei Rechte
auf Rechtsbeistand, Aussageverweigerung und Akteneinsicht waren in
der Rahmenordnung/2010 noch nicht verankert.*”

207 Althaus, DBK, Anhorung der beschuldigten Person, Nr. 24, Rn. 1.

208 Mit ,vgl: wird nur ein entfernter Hinweis auf Art. 24 Normae gegeben. In diesem Arti-
kel geht es um Delikte im Zusammenhang mit dem Bufisakrament. Hier darf der Name
des Anklagers nur mit dessen Zustimmung an den Angeklagten und dessen Anwalt
weitergegeben werden. § 59 VerfO verlangt nicht positiv eine Zustimmung, sondern
nur negativ die Glaubhaftmachung drohenden Schadens. Ein Schaden kann freilich
nicht nur im Zusammenhang mit dem Bufisakrament drohen.

209 Berkmann, Verfahren, 38.
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9.4 Rechte der Opfer

Von einem Katalog ahnlicher Rechte fiir die Opfer, wie er in den USA
gepflegt wird,” sicht die Verfahrensordnung ab, denn selbst in einem
Strafverfahren hitte das Opfer keine Parteistellung. Die Anhérungdes
Opfers (§ 36) und die Mitteilung des Ergebnisses (§ 52) sind in der
Verfahrensordnung ohnehin festgelegt. Jedenfalls benennt die Rah-
menordnung in Teil B, Nr. 2.2 in darstellender Weise einige Rechte
von Kindern und Jugendlichen.

Die innerkirchliche Verpflichtungskraft diverser Kinderrechtskataloge
ist indessen differenziert zu sehen. Die UN-Kinderrechtskonvention
wurde von der Republik Osterreich schon am ersten Tag, nimlich
dem 16.1.1990, unterzeichnet und ist fiir Osterreich am 5.9.1992 in
Kraft getreten.”! Ein Erfullungsvorbehalt hat die direkte Anwendbar-
keit aber selbst im staatlichen Bereich verhindert. Dafiir wurde am
20.1.2011 ein Bundesverfassungsgesetz tiber die Rechte von Kindern
erlassen.?!? Inwiefern dieses mittelbare oder unmittelbare Drittwir-
kung — auch fiir die Kirche — entfaltet, ist nach den grundrechtsdog-
matischen Prinzipien zu beurteilen.?"? Jedenfalls behalt es die nahere
Ausfihrung gerade beziiglich Entschidigung und Rehabilitation den
Gesetzen vor (Art. 5 Abs. 2).

Die UN-Kinderrechtskonvention wurde auflerdem vom Heiligen
Stuhl als Vélkerrechtssubjekt unterfertigt. Nach der Stellungnahme
des Leiters des vatikanischen Presseamtes erfolgte die Ratifizierung
durch den Heiligen Stuhl aber im Namen des Staates des Vatikanstadst,
der von der katholischen Kirche und ihrer Rechtsordnung verschie-

210 Vgl. CLSA, Revised Guide, 4-6.

211 Ubereinkommen iiber die Rechte des Kindes.

212 BGBI.INr. 4/2011. Vgl. insbesondere Art. 5 Abs. 1:,,Jedes Kind hat das Recht auf ge-
waltfreie Erziehung. Kérperliche Bestrafungen, die Zufiigung seelischen Leides, sexu-
eller Missbrauch und andere Misshandlungen sind verboten. Jedes Kind hat das Recht
auf Schutz vor wirtschaftlicher und sexueller Ausbeutung!

213 Vgl. Kalb/Potz/Schinkele, Religionsrecht, 39—40; Krimer, Menschenrechte, 170; Ma-
rauhn, Grundrechte, 212.
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den ist.2™ Letztere ist nicht Partei der Kinderrechtskonvention,*®

nicht heiflt, dass sie nicht beachtliche Schritte zum Schutz von Kin-
dern und Jugendlichen unternommen hitte. Die katholischen Einrich-
tungen in den verschiedenen Lindern der Welt achten die jeweilige
staatliche Rechtsordnung.*'® Wenn die Kinderrechtskonvention fiir sie
Rechtswirkungen entfaltet, dann allenfalls deswegen, weil der betret-
fende Staat sie in seinem nationalen Recht — gegebenenfalls — umge-
setzt hat, aber nicht deswegen, weil der Heilige Stuhl sie als Vertreter
des Staats der Vatikanstadt unterzeichnet hat.

was

Auf Verwunderung stof3t daher, dass die Papstliche Kommission fuir
den Schutz von Minderjihrigen von den Bischofskonferenzen verlangt,
eine Verpflichtungserklirung zu zwei Bestimmungen der Konvention
— die sich schon dem Wortlaut nach eindeutig an Staaten richten — in
ihre Richtlinien aufzunehmen.?”” Die Bischofskonferenzen kénnen
mangels Volkerrechtssubjektivitit keinem internationalen Vertrag bei-
treten und mangels innerkirchlicher Gesetzgebungsbefugnis in dieser
Materie keine Verpflichtungen statuieren. Die OBK hat angesichts der
geschilderten Rechtslage jedenfalls gut daran getan, lediglich mittels
eines ,vgl: auf die Kinderrechtskonvention hinzuweisen.*'®

214 Lombardi, Nota.

215 Ebd.

216 Vgl. ebd.

217 Template-Dokument, Art. 2.

218 Rahmenordnung/2016, 36, Fn. 16.






10 Konsequenzen und MalRnahmen
(§§ 60—70 VerfO)

Der Abschnitt ,,Konsequenzen und Mafinahmen® enthilt eine Fiille an
Handlungsweisen und Schritten, zu denen das in der Rahmenordnung
beschriebene Verfahren Anstoff geben kann. Sie unterscheiden sich
danach, ob sie sich auf die mutmaflichen Opfer oder Titer bezichen
und ob sie sofort oder nach Abschluss des Verfahrens durchgefiihrt

werden. Fiir manche muss ein eigenes Verfahren gefihrt werden.

10.1 Hilfe fir die mutmalilichen Opfer

Was die Hilfen fiir mutmaflliche Opfer betrifft, heben sich jene, die
sofort gewihrt werden kénnen (§ 60 VerfO), von jenen ab, die als
Ergebnis des Verfahrens gewihrt werden (§ 61 VerfO). Die Sofort-
hilfe besteht in ersten therapeutischen Mafinahmen, die von der
Ombudsstelle den mutmafilichen Opfern fiir einen befristeten, aber
verlingerbaren Zeitraum*" vorgeschlagen werden. Die Ombudsstelle
tibernimmt die Kosten, wofiir ihr ein Budget (vgl. § 13 VerfO) zur
Verfiigung steht. Zu erginzen wiren noch andere Formen der Hilfe-
stellung, die von der Ombudsstelle gewihrt oder vermittelt werden,
wie die seelsorgliche Begleitung (§ 11), das Beratungsangebot (§ 34)
und die Hilfe fiir das Umfeld (§ 35 VerfO). Ein Angebot spiritueller
und psychologischer Hilfe fiir Opfer und ihre Familien wird auch vom
Template-Dokument angeregt.”’ Alle diese Hilfen richten sich nach
der Bediirftigkeit. Wie bereits § 34 so weist § 60 VerfO nochmals auf
die Méglichkeit der Beratung durch nicht-kirchliche Einrichtungen
hin.

Davon zu unterscheiden sind die finanziellen Hilfen gemaf§ § 61

VerfO. Sie werden nach Durchfithrung des Verfahrens gezahlt, wenn

219 Vgl. Rahmenordnung/2016, 59.
220 Template-Dokument, Nr. 10.
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die Erhebungen die Vorwiirfe erhirtet haben. Mafistab ist nicht die
Bediirftigkeit, sondern das erlittene Leid. Die Angelegenheit wird an
die UOK weitergeleitet, welche eine Angabe tiber die Hohe der finan-
ziellen Hilfen macht. Diese orientiert sich an der Rechtsprechung der
osterreichischen Zivilgerichte zum immateriellen Schadenersatz und
ist in vier Kategorien gestaffelt: 5.000, 15.000, 25.000 Euro und dar-
tiber.””! Die Auszahlung erfolgt durch die Stiftung Opferschutz. Zu
erganzen wire, dass auch psychotherapeutische Hilfeleistungen zuer-
kannt und finanziert werden.?”? § 61 VerfO stellt somit die Schnitt-
stelle zu den weiteren Schritten dar, die von der UOK und von der
Stiftung gesetzt werden, aber nicht mehr in der Verfahrensordnung
geregelt sind. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass alle erhirte-
ten Verdachtsfille, in denen das mutmaflliche Opfer finanzielle Hilfe
anstrebt, der UOK vorgelegt werden.

Die grundlegende Voraussetzung fiir diese Schritte ist, dass das Opfer
tiberhaupt den Wunsch nach finanzieller Unterstiitzungsleistung gedu-
fert hat. Diese Auferungen werden von der Ombudsstelle entgegen-
genommen. Die UOK erhilt neben dem Sachverhalt die Stellung-
nahmen der Ombudsstelle, der diézesanen Kommission (siehe § 51
VerfO) und des zustindigen Ordinarius™. In gewissen Fillen kénnen
zwei Ordinarien betroffen sein, nimlich der Ortsordinarius und der
hohere Ordensobere. Zudem werden der Erstbericht der Ombuds-
stelle (vgl. § 37 lit. ¢ VerfO), allfillige Briefe und ein dafiir bestimm-
tes Datenblatt ibermittelt. Gegebenenfalls kann noch eine Stellung-
nahme des Beschuldigten beigeftigt werden. Auf diese Dokumente
gestiitzt, geht die UOK ihrer Titigkeit nach.

Wihrend die Rahmenordnung/2010 die Beschliisse der UOK als
»bindend“*® fiir die Stiftung Opferschutz betrachtete, findet sich

221 Vgl. List, Paradigmenwechsel, 21f.

222 Vgl. UOA/UOK, Grundsitze, 33, Nr. 1.

223 Rahmenordnung/2016, 59.

224 Die Stellungnahme des Ordinarius ist von besonderer Wichtigkeit, weil die Stiftung
Opferschutz bei den Didzesen bzw. Orden die Zahlungen regressieren kann (vgl. § 26
VerfO).

225 Rahmenordnung/2010, 53.
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eine solche Formulierung in der Rahmenordnung/2016 nicht mehr,
weil das Statut der Stiftung eine solche Bindungswirkung nicht kennt.
Vielmehr werden die Schlussfolgerungen der UOK nun als ,, Empfeh-
lungen“®® bzw. ,Vorschlige“*” bezeichnet. Auch die Formulierung,
dass es fiir die Diozesanbischofe selbstverstindlich ist, im Sinne der
Empfehlungen einzelner zustindiger Stellen zu handeln,”® enthilt
keine strikte rechtliche Bindung (arg. ,selbstverstindlich®, ,Empfeh-
lungen®), wenngleich die UOK zu diesen Stellen gehore.””

Die Klausel ,,Unabhingig von eventuellen Schadenersatzforderungen,
die gerichtlich einzubringen sind“ (§ 61 VerfO) bedarf niherer Erliu-
terungen hinsichtlich des Charakrters der finanziellen Hilfen.> Aus
der Sicht der UOK handelt es sich bei der finanziellen Unterstiitzung
nicht um Schmerzengeldzahlungen im juristischen Sinn, sondern um
seine Geste der Ubernahme von Verantwortung durch die Kirche*
und ,die Anerkennung der Opfereigenschaft“*!. Juristisch praziser
formuliert das Statut der Stiftung Opferschutz: ,,Die Stiftung kann
gegen Abtretung der entsprechenden Forderungen seitens der Opfer
gegen die unmittelbaren Titer einschlagiger Delikte den Opfern Mit-
tel aus dem Stiftungsvermégen zukommen lassen und dann die For-
derungen im eigenen Namen gegen schadenersatzpflichtige Personen
geltend machen:*** Bevor die Stiftung eine Zahlung titigt, gibt das
mutmafliche Opfer eine schriftliche Erklirung ab, mit der es seine
Forderung in der Hohe des auszuzahlenden Betrags an die Stiftung
Opferschutz abtritt.”** Im Hintergrund steht also sehr wohl eine Scha-
denersatzforderung des Opfers als Geschadigtem gegeniiber dem Titer
als Schidiger. Die Hilfe besteht darin, dass die Stiftung diese Forderung

unabhingig von einer eventuellen Verjahrung und allein aufgrund

226 § 61 VerfO.

227 Rahmenordnung/2016, 58.

228 Teil B, Nr. 4.1.2, ebd. 36.

229 Vgl. ebd. 36, Fufinote 18.

230 Esbesteht eine gewisse Ahnlichkeit, aber auch Unterschiede zu DBK, Leistungen. Vgl.
Berkmann, Verfahren, 23f.

231 List, Paradigmenwechsel, 21.

232 § 2 Nr. 3.2.3 Statut/Stiftung.

233 Berkmann, MafSnahmen, Abschnite ITL1.
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der Ergebnisse der diézesanen Kommission und der Empfehlung der
UOK einlést, ohne dass das Opfer ein zivilgerichtliches Verfahren fiih-
ren misste. Die Stiftung Opferschutz verlangt von den mutmafSlichen
Opfern aber nicht, auf eine gerichtliche Geltendmachung zu verzich-
ten. Es bleibt dem mutmafllichen Opfer unbenommen, vor Gericht
mehr zu fordern, als die UOK festgelegt und die Stiftung Opferschutz
ausgezahlt hat.** Der Empfinger der Zahlung muss nur schriftlich zur
Kenntnis nehmen, dass der zugesagte Betrag auf eine allenfalls von ihm
gegeniiber dem Beschuldigten geltend zu machende Forderung anzu-
rechnen ist.**> Die oben genannte Klausel des § 61 VerfO méchte also
nur zum Ausdruck bringen, dass weiterhin die Moglichkeit besteht,
Schadenersatzforderungen gerichtlich einzubringen, aber nicht, dass
die Zahlungen der Stiftung Opferschutz iberhaupt nichts mit Scha-

denersatzforderungen zu tun hitten.

10.2 Sofortmallnahmen hinsichtlich der
mutmalllichen Tater

10.2.1 Allgemeine Vorbemerkungen

Die folgenden beiden Abschnitte befassen sich mit Mafinahmen hin-
sichtlich der (mutmafilichen) Titer. Der erste enthilt Sofortmaf-
nahmen (§§ 62-65 VerfO), der zweite Konsequenzen auf Dauer
(§§ 66-69 VerfO). Der Wechsel in der Terminologie zwischen den
beiden Abschnitten von ,,mutmafllichen Titern“ zu ,, Tater” hat sei-
nen Grund darin, dass die Téterschaft zum Zeitpunke der Sofortmafi-
nahmen noch nicht feststeht. Die Mafinahmen bzw. Konsequenzen
der beiden Abschnitte unterscheiden sich noch in weiterer Hinsicht
grundlegend voneinander. Der Ausdruck ,,sofort” bedeutet nicht, dass
sie unmittelbar schon bei der Meldung eines Vorfalls ergriffen wer-
den, sondern nur, dass nicht auf eine definitive strafrechtliche Ent-
scheidung eines Rechtspflegeorgans gewartet werden muss. Wie die

234 UOA/UOK, Grundsitze, 33, Nr. 8: kein Verzicht auf die Geltendmachung weiterge-
hender Anspriiche auf dem ordentlichen Rechtsweg.
235 Berkmann, Mafinahmen, Abschnite II1.2.2.
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folgenden Paragraphen zeigen, kann aber mitunter doch ein erhirte-
ter Verdacht erforderlich sein. Die Sofortmafinahmen kénnen vorliu-
¢, wie etwa eine Beurlaubung oder
Dienstfreistellung. Solche Mafinahmen enden jedenfalls, wenn der Fall
aufgeklirt ist.*”” Sofortmaffnahmen kénnen aber auch dauerhaft sein,
wie z. B. die fristlose Entlassung. Das zivile Arbeitsrecht gebietet hier
ein unverziigliches Handeln, weshalb es sich nur um eine Sofortmafi-
nahme handeln kann.

figer und vorbeugender Art sein®

Sofortmafinahmen werden ergriffen, um eventuell unmittelbar dro-
henden Schaden zu verhindern. Das kann noch vor einer rechtskrif-
tigen Verurteilung notwendig sein, wenn sich der Verdacht erhirtet.”*
Wenn sich die Schuld erwiesen hat, sind definitive Konsequenzen zu
ziehen; andernfalls ist die Rehabilitation (§ 70 VerfO) herzustellen.
Da noch keine Verurteilung vorliegt, haben die Maffnahmen keinen
Strafcharakter, sondern sind disziplinarrechtlicher Natur.”* Weil Straf-
und Disziplinarrecht in der kanonischen Ordnung aber nicht sauber
getrennt sind,** kann es Konfusionen geben. Wegen der Unschulds-
vermutung muss alles vermieden werden, was dem guten Ruf schaden
und einer ,Vorverurteilung” Vorschub leisten kénnte.?*! Diese Mafi-
nahmen kénnen aber durchaus auch im Interesse des mutmafilichen
Titers liegen, etwa wenn er durch eine Beurlaubung aus der ,,Schuss-
linie“ genommen wird und Zeit zur Reflexion erhile.**

Die Sofortmaffinahmen sind nicht automatisch zu verhingen. In jedem
einzelnen Fall ist eine sorgfaltige Abwigung notig. Umfang und Cha-
rakter dieser Maffnahmen miissen, abhingig vom Grad der Wahr-
scheinlichkeit der Anzeige, unterschiedlich sein.?*® Die Abwigung

236 Vgl. Cortés Diéguez, Investigacion, 531.

237 Vgl. Althaus, DBK, Mafinahmen bis zur Aufklirung des Falls, Nr. 36, Rn. 4.

238 Vgl. Miiller, Missbrauch, 61.

239 Vgl. Althaus, DBK, Mafinahmen bis zur Aufklirung des Falls, Nr. 36, Rn. 3. Althaus,
Umgang, 40f.; Hallermann, Anzeige, 174; Miiller, Missbrauch, 61; Orsy, Norms zu
Norm 6.

240 Liidicke, Einleitung vor c. 1311, Rn. 8.

241 Vgl. Althaus, DBK, Mafinahmen bis zur Aufklirung des Falls, Nr. 36, Rn. 3.

242 Vgl. Althaus, Umgang, 40; Wijlens, Leitungsaufgaben, 444.

243 Miiller, Missbrauch, 61.
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muss drei Faktoren beriicksichtigen: den 6ffentlichen oder privaten
Charakter des Delikts, den Grad der Wahrscheinlichkeit der Zure-
chenbarkeit und die Gefahr einer Wiederholung.*** Spekulationen in
der Offentlichkeit geniigen nicht.*® Einzelne Bestimmungen des § 63
VerfO verlangen als Voraussetzung cinen konkreten Verdacht (lit. b),
cinen erhirteten Verdacht (lit. a und c) oder schon eingeleitete Unter-
suchungen durch die staatlichen Strafverfolgungsbehorden (lit. a und
c). Damit geht die dsterreichische Rahmenordnung einen dhnlichen
Weg wie die Leitlinien der DBK, die ,tatsichliche Anhaltspunkete fiir
den Verdacht” (Nr. 36) voraussetzen.?* In den USA hingegen werden
Vorsichtsmafinahmen automatisch und kategorisch angewande.*”

Unm ein rasches Vorgehen zu erméglichen, verpflichtet die Verfahrens-
ordnung die Ombudsstellen (§ 32) bzw. die diézesanen Kommissionen
(§ 41), in den entsprechenden Fillen die Ordinarien sofort zu verstin-
digen, damit diese oder gegebenenfalls andere zustindige Autorititen
die notigen Mafnahmen rechtzeitig ergreifen konnen. Die Ombuds-
stellen und di6zesanen Kommissionen selbst haben keine Befugnis,
derartige Akte zu setzen. Wenn die §§ 62-63 VerfO verschiedene
Mafinahmen erwihnen, so geschicht das nur in demonstrativer und
darstellender Weise. Die Verfahrensordnung bildet nicht selbst die
Rechtsgrundlage fiir die Setzung solcher Akte. Vielmehr findet sich
diese in den einschlidgigen Vorschriften des kirchlichen oder staatlichen
Rechts, dessen materielle und formelle Voraussetzungen zu befolgen
sind. § 63 VerfO differenziert nach verschiedenen Titergruppen, weil
die méglichen Mafinahmen je nach Status und Funktion des mutmaf3-
lichen Titers divergieren. Diese Aufstellung ist gegeniiber der Rah-
menordnung/2010** neu. Der vorangestellte § 62 VerfO hingegen

244 Ortaglio, Indagine, 104.

245 Althans, Umgang, 40.

246 Das Erfordernis tatsichlicher Anhaltspunkte will ein iibereiltes Handeln verhindern
und eréffnet zugleich dem Didzesanbischof mit dem Hinweis auf das Erfordernis der
Sachlage einen gewissen, dem Einzelfall entsprechender Handlungsspielraum (ebd.
39£).

247 Vgl. Astigueta, Persona, 653 und 675.

248 Vgl. Rahmenordnung/2010, 38.
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enthilt eine Maflnahme, die in allen Fillen in Betracht kommt: die
Verhinderung von Kontakt.

10.2.2 Kein Kontakt

Nach § 62 VerfO ist der Kontakt mit zwei Personengruppen zu verhin-
dern: jene Personen, welche die Beschuldigungen erheben, und jene,
die von der gemeldeten Tat betroffen sind. Der Grund fiir die Kon-
takesperre ist jeweils ein anderer. Bei der ersten Gruppe geht es darum,
dass der mutmafSliche Titer die Beschuldiger nicht unter Druck setzt.*”
Bei der zweiten Gruppe geht es darum, dass er keine Gelegenheit zur
Wiederholung bekommt. Das Opfer selbst kann sowohl in die erste
als auch in die zweite Gruppe fallen. Die Wendung ,,Nach Moglich-
keit“ deutet an, dass die der Kirche zur Verfugung stehenden verbindli-
chen Instrumente begrenzt sind. Zu denken wire beispielsweise an die
Zuteilung anderer Aufgabenbereiche und Dienstorte, wie sie im Mafi-
nahmenkatalog des § 63 VerfO aufscheinen. Auflerhalb der dienstli-
chen Titigkeit lasst sich ein Kontaktverbot nur mit Hilfe der staatli-
chen Behorden durchsetzen.?°

10.2.3 Kleriker

Die ersten Mafinahmen, die § 63 lit. a VerfO bei Klerikern nennt, sind
die Beurlaubung bzw. die Dienstfreistellung. Voraussetzung dafiir ist,
dass sich der Verdacht erhirtet hat oder dass eine Untersuchung durch
die staatlichen Strafverfolgungsbeho6rden eingeleitet wurde. Die Beur-
laubung ist ,nahezulegen“®', womit der freiwilligen Akzeptanz der
Vorrang eingeraumt wird. Diese ist durchaus aussichtsreich, weil sie
auch im Interesse des mutmaflichen Titers liegen kann. Andernfalls
kann der Ordinarius eine Dienstfreistellung auferlegen, hierbei muss
aber zusitzlich das Kriterium der Dringlichkeit vorliegen. Die Dienst-
freistellung bedeutet keinen Verlust des Kirchenamtes, auch das Gehalt
ist in voller Hohe weiterzuzahlen.?

249 Vgl. Astiguera, Persona, 653; Wijlens, Leitungsaufgaben, 444.
250 Althaus, OBK, Teil C: Verfahrensordnung, Fn. 118.

251 Vgl. Ortaglio, Indagine, 104.

252 Vgl. Althaus, Umgang, 41; Hallermann, Prizisierung, 195.
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Als weitere Maffnahmen werden genannt: eine Weisung beztiglich
des Aufenthaltsortes, ein Kontaktverbot zum mutmafilichen Opfer
und das Fernhalten von allen Titigkeiten, bei denen Minderjihrige
gefihrdet sein konnten. Die Weisung beziiglich des Aufenthaltsortes
kann in einem Gebot oder in einem Verbot bestehen, sich an einem
bestimmten Ort aufzuhalten. Das Verbot stellt den geringeren Eingriff
in die Bewegungsfreiheit dar und lasst sich — wenn es sich etwa um den
vermuteten Tatort handelt — durch die Verhinderung von Wieder-
holungstaten oder der Unterdriickung von Beweismitteln rechtferti-
gen. Weisungen zum Aufenthaltsort — insbesondere in der Form eines
Aufenthaltsgebots — konnten aber in Konflikt mit staatlich garantier-
ten Freiheitsrechten geraten.”? Der Versuch, das Problem durch eine
Einwilligung des mutmaflichen Titers zu l6sen,”* nimmt diesem
Instrument freilich den Zwangscharakter. Denkbar und wohl auch
durchsetzbar wire aber das Verbot, sich in kirchlichen Riumen?° auf-
zuhalten, tiber welche eine kirchliche Autoritit die Hausgewalt besitzt.

Das Kontaktverbot greift den Inhalt des § 62 VerfO wieder auf, wird
hier aber ausdriicklich in Bezug auf das mutmafliche Opfer formu-
liert. Als weitere Maffnahme wird das Fernhalten von allen Titigkei-
ten erwihnt, bei denen Minderjihrige gefihrdet sein kénnten.? Es
geniigt also eine potentielle Gefihrdung. Da es sich dabei um Maf-
nahmen beziiglich der Austibung des Dienstes handelt, kann der Ordi-
narius sie allein auf der Grundlage seiner Dienstaufsicht setzen. Als
weitere Rechtsgrundlage fiir Mafinahmen beziiglich Klerikern kommt
die Gehorsamspflicht gemif$ ¢. 273 CIC in Betracht, die jedoch nach
weltlichem Recht nicht durchsetzbar ist.”” Andererseits diirfen die
Rechte der Kleriker nicht verletzt werden.

Bei Sofortmafinahmen fur Kleriker ist auf eine klare Abgrenzung
gegeniiber den vorbeugenden Mafinahmen des c. 1722 CIC und des

253 Vgl. Rees, Strafgewalt, 422.

254 Z.B. Althaus, DBK, Einstweilige Mafinahmen, Nr. 36, Rn. 3; Rees, Strafgewalt, 422.
255 Vgl. Althaus, DBK, Einstweilige Mafinahmen, Nr. 36, Rn. 3.

256 Vgl. die dhnliche Formulierung in Nr. 36 der Leitlinien der DBK.

257 Vgl. Althaus, DBK, Einstweilige Mafinahmen, Nr. 36, Rn. 3.



10.2 Sofortmafinahmen hinsichtlich der mutmafilichen Titer 89

Art. 19 Normae zu achten. Da nur Kleriker die Delikte des c. 1395
CIC bzw. des Art. 6 Normae begehen konnen, kann diesbeziiglich nur
gegen sie ein kirchliches Strafverfahren mit einer vorausgehenden Vor-
untersuchung gefihrt werden. Die hier genannten Maffnahmen kén-
nen nur im Rahmen einer kanonischen Voruntersuchung und nicht
schon davor verhingt werden.”® In diesem Rahmen kann der Ordina-
rius den Angeklagten vom geistlichen Dienst oder von einem kirch-
lichen Amt und Auftrag ausschlieen, ihm den Aufenthalt an einem
bestimmten Ort oder in einem Gebiet auferlegen oder untersagen oder
ihm auch die 6ffentliche Teilnahme an der heiligen Eucharistie verbie-
ten (c. 1722 CIC bzw. Art. 19 Normae).*> In formaler Hinsicht muss
der Ordinarius zuvor den Kirchenanwalt héren und den Angeklagten
vorladen. Die 6sterreichische Verfahrensordnung trigt dieser Tatsache
Rechnung, indem sie in § 63 lit. a festhalt: ,Vorbeugende Mafinahmen
strafrechtlichen Charakters sind gemaf§ ¢. 1722 CIC und Art. 19 Nor-
mae dem kanonischen Voruntersuchungsverfahren vorbehalten: Mit
dem strafrechtlichen Charakter ist dabei nicht gemeint, dass die vor-
beugenden Mafinahmen selbst schon Strafen wiren. Solche bediirfen,
wie oben dargelegt, einer rechtskriftigen Verurteilung. Vielmehr kann
nur gemeint sein, dass es sich um Maffnahmen handelt, die im Umfeld
eines kirchlichen Strafverfahrens aufgrund strafprozessrechtlicher Vor-
schriften verhingt werden.

Dass bestimmte Maffnahmen einer kanonischen Voruntersuchung
vorbehalten sind, bedeutet indessen nicht, dass es keine anderen Maf3-
nahmen gibe, die unabhingig davon ergriffen werden kénnten.?* Die
Glaubenskongregation deutet dies selbst an, wenn sie klar stellt, dass es
zur ordentlichen Amtsvollmacht des Bischofs gehért, Kinder zu schiit-
zen und zu diesem Zweck die Aktivititen eines Priesters einzuschrin-

258 CDocFid, Rundschreiben, Nr. I1; Hallermann (Anzeige, 174) betont, dass die Maf3-
nahmen des c. 1722 CIC in einer der Voruntersuchung vorgeschalteten Phase noch
nicht verhingt werden kénnen.

259 Wihrend diese Mafinahmen nach CIC erst wihrend des Strafprozesses verhingt wer-
den konnten, kénnen sie nun nach Art. 19 Normae bereits ab Beginn der Voruntersu-
chung verhingt werden. Vgl. Althaus, c. 1717, Rn. 7; Hallermann, Anzeige, 174; Scic-
luna, Missbrauch, 316;

260 Berkmann, Verfahren, 35.
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ken, sei es ,vor [!], wihrend oder nach jedem kirchenrechtlichen Vor-
gang“ !, Bei Gefahr im Verzug kann nicht auf eine Voruntersuchung
gewartet werden. Sollte eine Handlung vorliegen, die nicht unter die
delicta graviora fallt, aber einer weiteren gerichtlichen, verwaltungs-
rechtlichen oder pastoralen Behandlung bedarf, so hat der Ordina-
rius ohnehin die entsprechenden Mafinahmen zu setzen.**? Das ist fiir
das 6sterreichische System besonders wichtig, weil die Erhebungen
der diézesanen Kommission keine Voruntersuchung darstellen und
der Geltungsbereich der Verfahrensordnung in sachlicher und zeit-
licher Hinsicht tiber die kanonischen Delikte hinausgeht, so dass in
vielen Fillen eine kanonische Voruntersuchung gar nicht stattfinden
kann. Zu denken ist an Akte, die in der allgemeinen Dienstaufsicht des
Ordinarius oder in der Gehorsamspflicht des Klerikers griinden, oder
sonstige Mafinahmen, die nach dem allgemeinen Kirchenrecht weder
eine Straftat noch einen Strafprozess voraussetzen.”®® Beispiele sind
schlichte Disziplinarmafinahmen®*, die Enthebung von Amtern, die
nach klugem Ermessen iibertragen wurden (c. 193 § 3 CIC)*®, sowie
der Entzug der Predigt-** oder der Beichtbefugnis®’. Dass die Verfah-
rensordnung in § 63 lit. a nun eine klare Abgrenzung zwischen Mafi-
nahmen der Voruntersuchung und anderen Maffnahmen vornimmt,
ist ein bedeutsamer Fortschritt gegeniiber der Rahmenordnung/2010,
die in dieser Hinsicht zu Missverstindnissen Anlass geben konnte 2

10.2.4 Laienangestellte

Was Mafinahmen gegeniiber Laienangestellten betrifft, ist neben dem
kirchlichen Recht das staatliche Arbeitsrecht samt den Sonderbestim-
mungen zu beachten, die sich aus dem kirchlichen Selbstbestimmungs-
recht und dem Tendenzschutz ergeben. Je nach Konstellation ist fiir

261 CDocFid, Verstindnishilfe, Nr. A.

262 ReifSmeier, Missbrauch, 53.

263 Berkmann, Verfahren, 36.

264 Vgl. Althaus, Umgang, 41; Miiller, Ludger, Missbrauch, 61.

265 Solche Amter konnen ohne formliches Verfahren allein aus einem gerechten Grund
entzogen werden, vgl. Socha, c. 193, Rn. 4.

266 C. 764 CIC stellt hierfir keine besonderen Voraussetzungen auf. Vgl. Wijlens, Lei-
tungsaufgaben, 444.

267 Vgl. ebd. ¢. 974 § 1 CIC verlangt hierfiir einen schwerwiegenden Grund.

268 Vgl. Rahmenordnung/2010, 38.



10.2 Sofortmafinahmen hinsichtlich der mutmafilichen Titer 91

solche Mafinahmen nicht der Ordinarius, sondern ein eigener Perso-
nalverantwortlicher zustindig. Dieser ist nach § 63 lit. b VerfO daher
umgehend durch den Ordinarius von einem konkreten Verdacht zu
verstandigen. Als Mafinahme wird zunichst nur allgemein von den
»notwendigen arbeitsrechtlichen Schritten® gesprochen. Der Aus-
druck ,notwendig® deutet auf das Kriterium der Verhiltnismifigkeit
hin. Als gleichsam duferstes Mittel wird dann ausdriicklich die frist-
lose Entlassung oder Kiindigung genannt. Die Entlassung ist die sofor-
tige Losung des Arbeitsverhiltnisses durch den Arbeitgeber bei Vorlie-
gen eines wichtigen Grundes. Die moglichen Griinde decken sich bei
Arbeitern®® und Angestellten®”® nicht vollstindig. Im Hinblick auf die
im Zusammenhang mit der Rahmenordnunginteressierenden Themen
kommen vor allem in Betracht: sexuelle Belistigungen als erhebliche
Ehrverletzungen insbesondere gegeniiber Minderjahrigen, Arbeits-
unfihigkeit oder bestimmte strafbare Handlungen bzw. Vertrauens-
unwiirdigkeit. Die Entlassung ist unverziiglich nach Bekanntwerden
des Grundes auszusprechen. ,Unverziiglichkeit“ schliefSt, falls erfor-
derlich, eine angemessene Frist zur Uberpriifung des Sachverhalts, zur
Befassung der im Betrieb dafiir zustindigen Stellen sowie zur Einho-
lung einer Rechtsauskunft nicht aus.”! Wenn lingere Erkundigungen
notwendig sind, empfiehlt sich eine Dienstfreistellung, denn diese ver-
hindert, dass ein Verzicht auf das Entlassungsrecht angenommen wird,
doch bleibt die Pflicht zur Entgeltfortzahlung aufreche (§ 1155 ABG-
B).”> Eine Suspendierung, d. h. ein Untersagen der Weiterfithrung des
Dienstes, das haufig mit dem Untersagen des Betretens des Betriebs
verbunden ist, kann bei entsprechenden Griinden zulissig sein.”” Das
weltliche Arbeitsrecht bietet bei Laienpersonal also Mittel bis hin zur
definitiven Trennung, die bei Klerikern aufgrund des Inkardinations-
verhiltnisses und der Schutzbestimmungen des Art. 19 Normae nicht
zur Verfugung stehen.

269 Erschopfende Aufzihlung in § 82 GewO 1859.
270 Demonstrative Aufzihlungin § 27 AngG.

271 Vgl. Kuras, Arbeitsrecht, 11.1.9.2.

272 Vgl. Rauch, Arbeitsrecht, 625.

273 Vgl. Lischnigg, Arbeitsrecht, Rn. 6/029.
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10.2.5 Ehrenamtliche

Im Unterschied zu Laienpersonal bietet das Recht bei Ehrenamtlichen
kein breites MafSnahmenspektrum. Bei ihnen gibt es kaum rechtliche
Zugriffs- oder Sanktionsméglichkeiten aufler der Untersagung der
chrenamtlichen Titigkeit. Eben diese Mafinahme nennt § 63 lit. ¢
VerfO. Voraussetzung daftir ist, dass sich der Verdacht im Rahmen
der Erhebungen erhirtet oder dass eine Untersuchung durch staatliche
Strafverfolgungsbehorden eingeleitet wurde. Wenn diese Bestimmung
besagt, dass ,jedenfalls” eine solche T4tigkeit zu unterbinden ist, ,,bei
der Minderjahrige gefihrdet werden konnen®, kommt darin wieder
das VerhaltnismafSigkeitsprinzip zum Tragen. Die Einschrankung der
Titigkeit soll nur so weit erfolgen, wie es zur Vorbeugung notwendig
ist. Die Handhabung dieser Norm in der Praxis ist freilich schwie-
rig, weil Ehrenamtliche leicht auf ein anderes Betitigungsfeld, etwa in
einer anderen Pfarre ausweichen konnen. Wegen der Unschuldsver-
mutung und des Schutzes des guten Rufes wird vor einer 6ffentlichen
Bekanntgabe des Verdachts Abstand zu nehmen sein.

Ehrenamtliche tiben ihre Titigkeit hiufig in kirchlichen Vereinen
aus, so dass sich die Frage stellt, welche Mafinahmen diesbeziiglich
zur Verfigung stehen. Hinsichtlich der Eingriffsinstrumente, die das
Kirchenrecht den Diézesanbischéfen an die Hand gibt, ist zu diffe-
renzieren, ob es sich um 6ffentliche oder private Vereine handelt und
ob letztere die kanonische Rechtspersonlichkeit besitzen oder nicht.
Nur bei 6ffentlichen kanonischen Vereinen sieht der CIC vor, dass
der oder die Vorsitzende aus einem gerechten Grund durch die kirch-
liche Autoritit entlassen werden kann (c. 318 § 2). Offentliche Vereine
koénnen nur aus schwerwiegenden Griinden aufgeldst werden (c. 320
§ 2 CIC), private Vereine tiberhaupt nur, wenn die Titigkeit zu einem
schweren Schaden fur die kirchliche Lehre bzw. Disziplin wird oder
den Gliubigen zum Argernis gereicht (c. 326 § 1 CIC). Es wiire denk-
bar, dass die von der Verfahrensordnung erfassten Verhaltensweisen
einen derartigen Schweregrad erreichen. Eine Auflésung stellt jedoch
nur die ultima ratio dar, falls den Missstinden nicht auf andere Weise
abgeholfen werden kann. Vor allem ist zu differenzieren, ob die Miss-
stande den Verein wirklich als ganzen afhizieren, oder nur einzelne Mit-
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glieder betreffen. In diesem Fall wire an einen Ausschluss zu denken,
der gemifs c. 308 CIC aber eines gerechten Grundes nach Mafigabe
des Rechts und der Statuten bedarf. Bei 6ffentlichen Vereinen ergibt
sich aus c. 316 § 1 CIC, dass exkommunizierte Katholiken nicht Mit-
glied sein konnen. Fiir die Delikte der cc. 1394f. CIC sind aber andere
Strafen vorgesehen. Mafinahmen gegen Vereinsmitglieder, insbeson-
dere wenn sie sich nicht auf die Statuten stiitzen lassen, diirfen nicht
exzessiv sein, wie der folgende Fall zeigt: Kirchliche Gerichte stell-
ten eine Verletzung der Grundrechte auf Vereinigungsfreiheit (c. 215
CIC) und auf guten Ruf (c. 220 CIC) fest, als ein Vereinsvorstand
beschloss, die Mitgliedschaft des ehemaligen Kassenwarts, der wegen
betriigerischer Vermogensverwaltung verdichtigt war, als vorbeugende
Mafinahme zu suspendieren.”*

10.2.6 Lehrer

Bei Lehrern sicht das staatliche und kirchliche Schulrecht eigene
Regeln vor. Die Verfahrensordnung kann und muss sich in § 63 lit. d
daher darauf beschrinken, den Ordinarius zu verpflichten, die zustin-
digen schulbehordlichen Instanzen umgehend zu informieren. Staatli-
cherseits fungieren die Landesschulrite fiir fast alle Schulen als Schul-
aufsichtsbehorde (§ 3 Abs. 1 Z. 1 B-SchAufsG). Kirchlicherseits sind
in den Diozesen Schulimter eingerichtet, die Aufgaben in Bezug auf
die katholischen Privatschulen und das Fachinspektorat fiir den katho-
lischen Religionsunterricht wahrnehmen.

Zustindige Schulbehorde fir Privatschulen ist der 6rtlich zustin-
dige Landesschulrat (§ 23 Abs. 1 PrivSchG). Soweit es sich um Pri-
vatschulen handelt, denen das Offentlichkeitsrecht verlichen worden
ist, unterscheidet sich die Aufsicht nicht von jener, die hinsichtlich
der offentlichen Schulen ausgetibt wird. Sie umfasst daher sowohl
eine Rechtsaufsicht (hinsichtlich der Einhaltung der Bestimmungen
des Privatschulgesetzes und der sonstigen schulrechtlichen Vorschrif-
ten) als auch eine Fachaufsicht (in padagogischer und unterrichtlicher

274 RR, coram De Angelis.
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Hinsicht).?””> Nach Art. I § 2 Abs. 3 Schulvertrag wird die Zuweisung
staatlich angestellter Lehrer an eine katholische Privatschule aufgeho-
ben, wenn der Diézesanordinarius die weitere Verwendung des Leh-
rers an der Schule fur untragbar erklirt und die Aufhebung bei der
zustindigen staatlichen Behorde beantragt.”’¢ Enger gefasst ist § 20
Abs. 2 PrivSchG. Demnach ist die Zuweisung aufzuheben, wenn die
zustandige kirchliche Oberbehorde die weitere Verwendung des Leh-
rers aus religiosen Griinden fiir untragbar erklirt und die Authebung
beantragt.

Was die Religionslehrer betrifft, ist die Aufsicht zwischen Staat und
Kirche geteilt. Alle Religionslehrer unterstehen hinsichtlich der Ver-
mittlung des Lehrgutes des Religionsunterrichtes den Vorschriften des
Lehrplanes und den kirchlichen (religionsgesellschaftlichen) Vorschrif-
ten und Anordnungen; im Ubrigen unterstehen sie in der Ausiibung
ihrer Lehrtitigkeit den allgemeinen staatlichen schulrechtlichen Vor-
schriften (§ 3 Abs. 3 RelUG). Zu letzteren gehéren insbesondere Vor-
schriften tiber die Schulorganisation, die Schulzeit und das Schulunter-
richtsrecht sowie Vorschriften, die das Verhalten und die Pflichten der
Lehrer regeln.”” Im Weiteren ist zu unterscheiden zwischen den staat-
lich angestellten und den kirchlich bestellten Religionslehrern. Erstere
unterstehen tiberdies unter disziplinirer Verantwortung den fiir sie
geltenden staatlichen dienstrechtlichen Vorschriften.””® Letztere unter-
liegen demgegeniiber ausschliefSlich der Disziplinargewalt der Kirche.>”
Daher hat die staatliche Schulaufsichtsbehérde im Falle einer Ubertre-
tung einer schulrechtlichen Vorschrift oder des Verdachtes einer sol-
chen Ubertretung keine weiteren Untersuchungshandlungen vorzu-
nehmen, sondern lediglich die Anzeige an die zustindige kirchliche
Behorde zu erstatten, die die weiteren Veranlassungen zu treffen hat.?*
Nur in jenen Fillen, in denen Gefahr im Verzug ist, wird ein sofortiges

275 Vgl. Jonak/Kovesi, Schulrecht, zu § 22 PrivSchG, Fn. 1.

276 Diese Bestimmung muss im Zusammenhang mit der Praxis gesehen werden, vgl. Kalb/
Potz/Schinkele, Religionsrecht, 386.

277 Vgl. Jonak/Kévesi, Schulrecht, zu § 3 RelUG, Fn. 11.

278 Ebd.

279 VFGH, Erkenntnis vom 28.3.1953 in: Slg. 2507.

280 Erlass des BMU: MVBI. Nr. 71/1952.
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Verbot der Unterrichtserteilung durch die staatliche Schulbehorde zu
erlassen sein.”®" Art. I § 4 Abs. 2 Schulvertrag verankert das Recht der
Kirche, fir die unmittelbare Beaufsichtigung des Religionsunterrichts
Fachinspektoren zu bestellen und zudem tiber die Erteilung des Reli-
gionsunterrichts durch sonstige kirchliche Organe, insbesondere den
Diozesanordinarius zu wachen.

10.2.7 Ordensleute

§ 63 lit. e VerfO enthilt einen Auffangtatbestand fiir Ordensleute,
die nicht schon unter einen Tatbestand der lit. a-d fallen. Ein Beispiel
wire etwa die fir die Gartenanlagen zustindige Schwester, die auch
im Schulhof des Klosters arbeitet. Die Verfahrensordnung beschrinke
sich auf die Aussage, dass der hohere Obere geeignete Mafinahmen zu
treffen hat. Im Ausdruck ,geeignet® klingt wieder das Verhaltnisma-
Bigkeitsprinzip an. Die Eignung der Maffnahmen richtet sich danach,
dass Minderjahrige weder durch die Titigkeit noch durch den Auf-
enthaltsort gefihrdet werden konnen. In dieser Klausel ist ein redak-
tionelles Versehen unterlaufen. Da es sich nicht um die T4tigkeit und
den Aufenthaltsort des hoheren Oberen, sondern der beschuldigten
Ordensangehorigen handelt, miisste es korrekterweise heifen: ,ihre
Titigkeit” und ,ihren Aufenthaltsort®.

In diesem Zusammenhang ist auflerdem zu erwihnen, dass auch der
Diodzesanbischof Mafinahmen im Hinblick auf den Aufenthaltsort
von Ordensangehérigen zu setzen vermag.”* Nach c. 679 CIC kann er
einem Ordensmitglied bei einem dringenden, auflerst schweren Grund
verbieten, sich in der Diozese aufzuhalten, wenn dessen héherer Obe-
rer nach einem entsprechenden Hinweis es unterlassen hat, Vorsorge
zu treffen.”® Diese Angelegenheit ist unverziiglich dem Heiligen Stuhl
mitzuteilen.

281 Ebd.

282 Vgl. Wijlens, Leitungsaufgaben, 444.

283 Heyousun empfiehlt dazu dringend, dass der Dizesanbischof vorher korrekte Informa-
tionen einholt und vorsichtig vorgeht um weder den guten Ruf des Ordensmitglieds
noch des Ordensinstituts zu schidigen. Sowohl das betroffene Mitglied als auch der
Héohere Obere kénnen hierarchischen Rekurs bei der Bischofskongregation cinlegen
(Heyousun, Competence, 53).
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10.2.8 Betreuung des Beschuldigten

Angesichts der Entriistung iiber die bekannt gewordenen Vorfille
stellte das osterreichische Modell aus gutem Grund die Hilfe fur die
Opfer in den Mittelpunke. Es zeigte sich aber, dass auch die Beschul-
digten nicht selten Hilfe bediirfen.?* Vor allem bei Klerikern und
Ordensleuten besteht eine Fiirsorgepflicht durch die jeweiligen Ordi-
narien und Oberen. So erinnert § 64 VerfO an die Aufgabe des Ordi-
narius, dass sowohl Beschuldigte als auch Tater seelsorglich beglei-
tet werden und, wenn notig, juristische und therapeutische Hilfe in
Anspruch nehmen. Das dient nicht zuletzt der Vorbeugung vor einem
Riickfall. Die Verfahrensordnung ist damit um Vieles konkreter als
das Template-Dokument, das nur allgemein den Dienst an den T4tern
erwihnt (Nr. 11).

10.2.9 Rickmeldung
Nach § 65 VerfO informiert der Didzesanbischof bzw. Ordensobere

die diozesane Kommission und die diozesane Ombudsstelle iiber
die fiir den Beschuldigten gezogenen Konsequenzen. Eine dhnliche
Bestimmung enthilt § 52 VerfO, doch geht es dort um Mafinahmen,
mit denen die Empfehlungen der diézesanen Kommission umge-
setzt werden, die diese nach Abschluss ihrer Erhebungen abgibt. In
§ 65 VerfO geht es hingegen, wie aus dem Kontext ersichtlich ist, um
die Sofortmafinahmen, die noch wihrend der Priffungstitigkeit der
Ombudsstelle bzw. der diézesanen Kommission ergriffen werden. Sie
benétigen diese Information, um sie bei ihrer Titigkeit berticksichti-
gen zu konnen.

10.3 Modgliche Konsequenzen fir Tater

§ 66 VertO erwihnt die Konsequenzen, die sich aus kirchlichen und
staatlichen Strafverfahren ergeben, gleichsam nur beildufig, um sich
sogleich auf eher sanfte Mafinahmen zu konzentrieren, wie es die
»Beschrinkungen und Auflagen® hinsichtlich des Dienstes bzw. die

284 So bereits Rahmenordnung/2010, 32.
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Supervision, die Therapie, der Aufenthalt in einem Recollectio-Haus
oder Werke der Bufie sind. Das bedeutet keineswegs, dass die Verfah-
rensordnung die Wichtigkeit von Strafsanktionen verkennen oder gar
das Ziel verfolgen wiirde, Téter moglichst ungeschoren davon kom-
men zu lassen. Vielmehr hingt dies allein damit zusammen, dass die
Verhingung von Strafen des kanonischen bzw. des staatlichen Rechts
eigenen Prozessen vorbehalten ist, die nicht unmittelbar Gegenstand
der Verfahrensordnung sind. Stattdessen will die Verfahrensordnung
auf Mafinahmen hinweisen, die selbst dann angezeigt sind, wenn es zu
keiner Bestrafung kommt, oder die sich zusitzlich zu einer Strafe als
sinnvoll erweisen konnen.

Mit Werken der Bufie ist in § 66 VerfO etwas Anderes gemeint als mit
der paenitenia in c. 1343 CIC. Diese kann nach dem klugen Ermessen
des Richters bei fakultativen Strafen an die Stelle der Strafe treten. Die
Delikte des c. 1395 CIC bzw. des Art. 6 Normae zichen aber obliga-
torische Strafen nach sich. Das Werk der Bufle nach § 66 VerfO kann
sich daher nur auf Taten aufSerhalb dieser Tatbestinde beziehen oder
unter den Voraussetzungen des c. 1344 ° 2 CIC auferlegt werden. Sehr
wohl zeigt sich in manchen Maffnahmen des § 66 VerfO das Anlie-
gen, die Sorge um die Titer nicht zu vernachlissigen und ihnen soweit
moglich zur Besserung zu helfen. Dazu dienen vor allem die im letz-
ten Satz des Paragraphen angesprochenen Mittel. Mit der Besserung
des Titers wird zugleich eines der Ziele des kirchlichen Strafrechts

iibernommen.?®

Indem die Verfahrensordnung eine Differenzierung zwischen ver-
schiedenen Konsequenzen vornimmt, beachtet sie das Verhalenisma-
Bigkeitsprinzip, das auch Papst JoHANNES PAUL II. eingemahnt hat**
und das in den einschligigen gesamtkirchlichen Bestimmungen®’ zum
Ausdruck kommt. Je nach Schwere der Tat, Grad des Verschuldens und
Status des Titers sind unterschiedliche Mafnahmen angebracht. Dem-

285 Vgl. Rees, Grundfragen, 1577.
286 Johannes Paul I, Allocutio, Nr. 6.
287 C.1395§ 1 CIC: ,aliac poenac gradatim addi possunt®; Art. 6 § 2 Normae: ,,pro gra-

vitate criminis®.



98 10 Konsequenzen und Mafinahmen (§§ 60-70 VerfO)

gegeniiber verlangt Art. 8 der Essential Norms der US-Bischofskonfe-
renz bereits bei einem einzigen Missbrauchsfall die dauerhafte Entfer-
nung aus dem kirchlichen Amt, die kirchliche Hochststrafe — nimlich
die Entlassung aus dem klerikalen Stand — nicht ausgeschlossen. Diese
Regelung wurde in der Lehre heftig kritisiert.”® Die Romische Rota
hatte einen Fall von c. 1395 § 2 CIC zu priifen, in dem das erstins-
tanzliche Gericht eine Entlassung aus dem klerikalen Stand verhingt
hatte. Unter Hinweis auf c. 1324 § 1 CIC legte die Rota dar, dass nur
jene Strafen aufzuerlegen sind, die das Gericht fiir ausreichend halt,
und dass nur unter Beriicksichtigung der Umstinde der Person sowie
ihrer Freiheit und Verantwortung zu schirferen Strafen ibergegangen
wird.® Im konkreten Fall inderte die Rota das Strafmaf$ wie folgt ab:
Fernhalten von jeglichem Dienst, Aufnahme in ein Mannerkloster fiir
zehn Jahre unter Aufsicht eines Oberen, Zelebration der Messe nur in
diesem Kloster.?*

§ 66 VerfO erwihnt drei Gruppen von Mafinahmen: (1) Sanktionen,
die aus kirchlichen oder staatlichen Strafverfahren hervorgehen; (2)
Beschrinkungen und Auflagen des Dienstes, die als Disziplinarmaf3-
nahmen zusammengefasst werden konnen; (3) Maffnahmen therapeu-
tischer und unterstiitzender Art (letzter Satz). Diese drei Gruppen
sind im Folgenden zu behandeln.

10.3.1 Kirchliche und staatliche Strafsanktionen
Was das kirchliche Strafecht betrifft, ist fiir das Delikt des c. 1395 § 1

CIC die Strafe der Suspension vorgeschen, der stufenweise andere
Strafen bis zur Entlassung aus dem Klerikerstand hinzugefiigt werden
konnen, wenn die Straftat trotz Verwarnung andauert. Die qualifizier-
ten Delikte des c. 1395 § 2 werden mit einer gerechten Strafe belegt,
gegebenenfalls die Entlassung aus dem Klerikerstand nicht ausgenom-
men. Art. 6 § 2 Normae beschriankt sich darauf, dass die Straftaten des
§ 1 je nach Schwere des Verbrechens bestraft werden sollen, die Ent-
lassung oder Absetzung nicht ausgeschlossen. LUDICKE fragt, ob die

288 Z. B. Boccafola, Norms, 271; Orsy, Norms.
289 RR, coram Colagiovanni.
290 Ebd. Nr. 11.
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Suspension wirklich die passende Strafe ist. Als Beugestrafe muss sie
nachgelassen werden, sobald der Titer seine Widersetzlichkeit aufge-
geben hat (c. 1358 § 1 CIC). LUDICKE zufolge sind bei sexuellem Kin-
desmissbrauch die Stihnestrafen besser geeignet, die absolut gelten.”
Sie reichen von Aufenthaltsver- und -geboten bis hin zur Entlassung
aus dem Klerikerstand.

Das osterreichische staatliche Strafrecht kennt eine Vielzahl an Sexual-
delikten mit unterschiedlichem Strafmafi. Beispielsweise wird schwerer
sexueller Missbrauch von Unmiindigen mit Freiheitsstrafe von einem
bis zu zehn Jahren bestraft (§ 206 Abs. 1 StGB). Sexueller Missbrauch
von Jugendlichen wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit
Geldstrafe bis zu 720 Tagessitzen bestraft (§ 207b Abs. 1 StGB). Der
Missbrauch eines Autorititsverhiltnisses ist mit Freiheitsstrafe bis zu
drei Jahren zu bestrafen (§ 212 Abs. 1 StGB).

Das kirchliche Gericht kann von der Verhingung einer Strafe abse-
hen, eine mildere Strafe verhidngen oder eine Bufie auferlegen, wenn
der Schuldige hinreichend von einer weltlichen Autoritit bestraft
worden ist (c. 1344 ° 2 CIC). Dabei ist jedoch zu beachten, dass der
Schutzzweck im staatlichen Recht in der sexuellen Integritit und
Selbstbestimmung besteht, im kanonischen Recht aber in der Zoli-
batspflicht von Klerikern.”* Durch die Verbiiffung der staatlichen
Strafe muss der Unrechtsgehalt gemif dem kanonischen Recht daher
nicht notwendigerweise mitabgedeckt sein.

10.3.2 DisziplinarmaRnahmen

§ 66 VerfO erwihnt ,Beschrinkungen und Auflagen fiir die eventuell
weitere Ausiibung” des Dienstes. Damit werden Disziplinarmafinah-
men angedacht, die freilich ein weites Spektrum umfassen konnen. In
Abschnitt 10.2 wurden derartige Instrumente bereits als Sofortmafi-
nahmen vorgestellt. Sie kénnen aber auch auf Dauer angewandt wer-

291 Liidicke, Missbrauch, 82.
292 Vgl. Mosconi, principali, 306.
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den. Disziplinarmafinahmen unterscheiden sich von Strafmaffnahmen
dadurch, dass sie kein Verschulden, sondern die mangelnde Eignung
fur eine bestimmte Aufgabe voraussetzen.”?

Beispiele fiir Disziplinarmafinahmen besonders fiir Priester sind:**
Amtsenthebung von Pfarrern (cc. 1740-1747 CIC), Enthebung von
einem anderen kirchlichen Amt (cc. 192-195 CIC), Einschrinkung
oder Entzug der Predigtbefugnis (c. 764 CIC), Widerruf der Beicht-
befugnis (c. 974 CIC), Entzug der Befugnis, weitere Sakramente oder
Sakramentalien zu spenden. Bei Laien kommt — sofern das Arbeits-
verhilenis nicht ohnehin schon durch Entlassung oder Kiindigung
beendet wurde — eine Einschrinkung des Dienstes, eine anderweitige
Verwendung oder eine Enthebung von Amtern, die sie bekleiden, in
Betracht. Nach einer Erklarung des PCLT steht c. 223 § 2 CIC solchen
Mafinahmen, die in einer Einschrinkung der Rechte der Gliaubigen
bestehen, nicht entgegen.””

Fir die einzelnen Disziplinarmaffnahmen miissen jeweils die entspre-
chenden Voraussetzungen vorliegen. Meist sind schwere Griinde oder
die Unfihigkeit zu einem bestimmten Dienst verlangt. Das wird bei
den Verhaltensweisen, die Gegenstand der VerfO sind, hiufig vorlie-
gen, muss aber trotzdem im Einzelfall gepriift werden. Neben den
materiellen Voraussetzungen sind die Verfahrensvorschriften einzu-
halten, die im Kirchenrecht je nach Mafinahme unterschiedlich aus-
gestaltet sind und sich sowohl von einem Strafprozess als auch von
dem in der Rahmenordnung niedergelegten Verfahren unterscheiden.?
Zu denken ist etwa an das Verfahren zur Amtsenthebung von Pfarrern
(cc. 1741-1746 CIC). Wenn ein Fall vorliegt, von dem die Glaubens-
kongregation gemifd Art. 16 Normae informiert werden muss, steht es
ihr auch zu, die Erlaubnis fir dauerhafte Disziplinarmafinahmen zu
erteilen.””” Gegen die Einzeldekrete, die solche Disziplinarmafinah-

293 Liidicke, Missbrauch, 79.

294 Vgl. Scicluna, Delicta, 91.

295 PCLT, Erklirungzu c. 223 § 2.

296 Vgl. Heyousun, Competence, S1.

297 CDocFid, Verstindnishilfe. Vgl. Rieger, Delictis, 342; Scicluna, Delicta, 91.
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men auferlegen, kann ein Rekurs an die Ordentliche Versammlung
der Glaubenskongregation (Feria IV) eingelegt werden (Art. 27 Nor-
mae),”® welche seit 2014 zu diesem Zweck mit einem eigenen Collegio
per Lesame dei ricorsi *’ausgestattet ist.

Geldstrafen kennt das kanonische Recht nicht. Denkbar wire aber,
dass ein BuSwerk in einer Spende fiir eine karitative Organisation
besteht, die Missbrauchsopfern hilft. Aufferdem kénnen die vorhan-
denen Straf- und Disziplinarmafinahmen zu Gehaltseinbufien fiihren.
Trotzdem muss bei Klerikern der angemessene Unterhalt (c. 269 ° 1
CIC) gewihrleistet sein, auf den sie kraft des Inkardinationsverhaltnis-
ses Anspruch haben. Der Ausdruck ,,Beschrinkungen und Auflagen®
in § 66 VerfO darf nicht dariiber hinweg tiuschen, dass Disziplinar-
mafSnahmen sehr weit reichen konnen. Die dauerhafte Amtsenthebung
unterscheidet sich von der Entlassung aus dem Klerikerstand eventu-
ell nur dadurch, dass der Betroffene noch privat die Messe feiern darf
und einen Anspruch auf angemessenen Unterhalt hat.** Boccarora
warnt davor, durch die Hintertiir ein Rechtsinstitut wiedereinzufiih-
ren, das der CIC/1917 kannte, das aber im CIC/1983 aufgegebenen

worden war: die suspensio ex informata conscientia.>

10.3.3 Therapeutische und unterstitzende MaRnahmen

Dass die osterreichische Rahmenordnung fir Titer nicht nur Straf-
und Disziplinarmafinahmen vorsicht, sondern ebenso therapeutische
und unterstiitzende Mafinahmen, bildet einen Vorzug, der lingst nicht
von allen Bischofskonferenzen weltweit in Betracht gezogen wird.**
Das Template-Dokument empfichlt, in den Richtlinien ein ,,Ministry
to offenders” vorzusehen (Nr. 11).

Je nach der psychischen Ursache, die den Verhaltensweisen zugrunde
liegt, ist eine Heilbarkeit in grofierem oder geringerem Umfang oder
tiberhaupt nicht gegeben. Aber selbst wenn eine Wiederverwen-

298 Scicluna, Delicta, 92.

299 Franziskus, Rescriptum ex Audientia Sanctissimi.
300 Vgl. Boccafola, Norms, 2771,

301 Ebd. 281.

302 Vgl. Astiguera, Persona, 654.
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dung im kirchlichen Dienst nicht méglich ist, kann die psychologi-
sche Begleitung eine Hilfe beim Ubergang ins profane Leben bieten.**>
Es darf nicht vergessen werden, dass die Rahmenordnung ein breites
Spektrum von Verhaltensweisen umfasst, die keineswegs ausnahmslos
einer pidophilen oder ephebophilen Neigung zugeordnet werden kon-
nen. Der Titer kann zu keiner Therapie gezwungen werden, sie hitte
auch keine Erfolgsaussichten, wenn er sich nicht freiwillig einbrichte.*
Eine Therapie kann aber zur Voraussetzung fur eine weitere Indienst-
nahme gemacht werden. Ebendies ist gemeint, wenn § 66 VerfO der-

artige Maffnahmen als Auflagen benennt.

10.3.4 Weiterverwendung oder Wiedereinsetzung des
Taters

Die §§ 67-69 VerfO behandeln die Wiedereinsetzung des Taters.
Weltweit gesehen gibt es Bischofskonferenzen, die eine Wiederein-
setzung kategorisch ausschlieen, und andere, die sie unter bestimm-
ten Voraussetzungen zulassen.*”® Nach Norm 8 der US-Bischofskon-
ferenz sind Priester und Diakone bei sexuellem Missbrauch dauerhaft
vom kirchlichen Dienst auszuschlieen. Dass das Advisory Board den
Bischof bei der Eignungspriifung fiir den kirchlichen Dienst berit
(Norm 4), kann sich daher nicht auf diese Fille beziehen.?* Die
Leitlinien der DBK (Nr. 48-50) kniipfen eine Widereinsetzung an
bestimmte Bedingungen, die bei der letzten Novellierung verschirft
wurden®” und unter den aktuellen Verhiltnissen faktisch zu einer
Null-Toleranz-Politik fithren.*”® Die Glaubenskongregation schliefSt
die Riickkehr eines Klerikers in den 6ffentlichen Seelsorgsdienst aus,
wenn dieser Dienst eine Gefahr fiir Minderjihrige darstellt oder ein
Argernis in der Gemeinde hervorruft.’®

303 Vgl. Astigueta, Persona, 655.

304 Vgl. Althaus, DBK, Konsequenzen fiir den Titer, Nr. 49, Rn. 3.
305 Vgl. Astigueta, Persona, 657f.

306 CLSA, Revised Guide, 29.

307 Vgl. Hallermann, Prazisierung, 192.

308 Vgl. Ackermann, Achtsamkeit, 449.

309 CDocFid, Rundschreiben, Art. III lit. i.
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Die osterreichische Verfahrensordnungstelltin § 67 zunachst klar, dass
Titer in Fillen erwiesenen Missbrauchs Minderjahriger nicht mehr
in der Pastoral eingesetzt werden diirfen, wo der Kontakt zu Minder-
jahrigen oder Schutzbediirftigen gegeben ist. Aus dem kategorischen
Wortlaut dieses Paragraphen folgt, dass ein derartiger Einsatz selbst
unter Auflagen nicht mehr maglich ist.

Fur die tbrigen Fille legt § 68 VerfO die Voraussetzungen fest. Dem
Wortlaut nach geht es um eine Weiterverwendung (,.im kirchlichen
Dienst verbleibt“), doch haben dieselben Regeln fiir eine Wiederein-
setzung zu gelten. In materieller Hinsicht sind die folgenden Punkte
zu pritfen: Einsetzbarkeit ohne Gefahrdung Minderjihriger, berechtig-
tes Argernis und Gefihrdung des Vertrauens in die Kirche. Die ersten
beiden Punkte stimmen mit den Vorgaben der Glaubenskongregation
tiberein, der letzte geht dartiber hinaus. In formaler Hinsicht liegt die
Entscheidung beim Di6zesanbischof bzw. beim hoheren Ordensobe-
ren. Als Entscheidungsgrundlage legt § 68 VerfO zwei Hilfsmittel
fest: die Empfehlungen der diozesanen Kommission und ein foren-
sisch-psychiatrisches Gutachten. Wenngleich die Entscheidungstrager
daran nicht strike gebunden sind, handelten sie verantwortungslos und
hitten alle Konsequenzen zu tragen, wenn sie sich dariiber hinwegset-
zen wiirden. Wer sich einer habituell untiichtigen oder wissentlich
einer gefihrlichen Person bedient, haftet gemif § 1315 ABGB.”" Im

Zweifel wird der sicherere Weg zu wihlen sein.*"!

Strittig ist, ob die Tiater gezwungen werden konnen, sich einer derar-
tigen Begutachtung zu unterziehen. LAPPEN lehnt es ab, eine entspre-
chende Pflicht bei Klerikern auf das Gehorsamsgeliibde zu stiitzen.
Ihm zufolge widerspriche eine Verpflichtung zu einem solchen Gut-
achten dem Recht auf Schutz der Intimsphire gemaf ¢. 220 CIC.*'?
Er stellt einen Vergleich mit der geistlichen Begleitung her, die teil-
weise deckungsgleiche Informationen erhilt, die aber nicht verwertet

310 Berkmann, MafSnahmen, Abschnite I1.2.
311 Vgl. Althaus, DBK, Konsequenzen fiir den Titer, Nr. 49, Rn. 2.
312 Lappen, Gutachten, 119f.
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werden diirfen.*" Dem ist jedoch Folgendes entgegenzuhalten: Die
Tatsache, dass die geistliche Begleitung und die forensisch-psychiat-
rischen Sachverstindigen teilweise dieselben Informationen erhalten,
bedeutet nicht, dass diese Informationen auch denselben Verschwie-
genheitsgeboten oder Verwertungsverboten unterligen. Bei der geistli-
chen Begleitung besteht ein Schutzinteresse seitens dessen, der sich ihr
anvertraut. Wenn hingegen ein Gutachten erstellt wird, weif8 der Titer,
worauf er sich einlisst. Auflerdem ist auf einen Unterschied zwischen
den deutschen und den 6sterreichischen Regeln hinzuweisen. Nach
Nr. 49 der DBK-Richtlinien ist auf jeden Fall ein Gutachten zur Risi-
koabschitzung einzuholen, wihrend esin § 68 VerfO nur im Hinblick
auf die Weiterverwendung einzuholen ist. Selbst wenn der Titer nicht
perseverpflichtet werden kénnte, so kann doch die Weiterverwendung
vom Vorliegen eines Gutachtens abhingig gemacht werden, zumal den

Geschiftsherrn sonst die Haftung nach § 1315 ABGB treffen kann.

Zur weiteren Klirung dieser Frage trigt ein Antwortschreiben der
Kleruskongregation hinsichtlich ¢. 220 CIC bei. Im zugrundeliegen-
den Fall bestand ein Bischof darauf, den gesamten Klerus praventiv zu
tberprifen, um sicherzustellen, dass kein Kleriker strafrechtlich regis-
triert ist. Nach dem Dafurhalten der Kleruskongregation gibt es im
CIC nichts, das einen Diézesanbischof nach einer sorgfaltigen Abwi-
gung der Situation in seiner Di6zese notwendigerweise daran hindern
wiirde, die Priester zu verpflichten, zur Prifung des kriminellen Hin-
tergrunds Nachweise zu iibermitteln.*'* Wenn aber eine Verpflichtung
schon zu rein praventiven Zwecken méglich ist, dann kann aus diesem
Antwortschreiben gefolgert werden, dass sie erst recht zulissig ist und
¢. 220 CIC nicht verletzt, wenn die Tat bereits erwiesen ist und es um
die Frage der Wiedereinsetzung geht.

Beachtenswert ist aber jedenfalls die Bemerkung LAPPENS, dass die
Aussagekraft von Gutachten iiber das zukiinftige Verhalten begrenzt ist

313 Lappen, Gutachten, 120.

314 CCler, Antwortschreiben. Bejaht wurde also eine Kooperationspflicht. Lediglich die
im konkreten Fall aufgestellte Forderung, der Polizei Fingerabdriicke und drei Passfo-
tos zu hinterlassen, wurde von der Kongregation als unverhiltnismifig betrachtet.
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und dass dieses Verhalten vor allem von den kiinftigen Lebensverhalt-
nissen abhingt, so dass in erster Linie fuir risikominimierende Lebens-
und Dienstverhiltnisse zu sorgen wire.”'

Da eine Wiedereinsetzung flankierender Maffnahmen bedarf, macht
es § 68 VerfO den Ordinarien ferner zur Pflicht, dafiir Sorge zu tra-
gen, dass die von ihnen verfigten Beschrinkungen oder Auflagen, von
denen § 66 VerfO handelte, eingehalten werden. Bei Klerikern gilt das
auch fiir die Zeit des Ruhestandes, da die Inkardination aufrecht bleibt
und sie vielfach weiterhin seelsorglich titig bleiben. Analog wire dies
fiir Ordenschristen im Laienstand zu sehen '

§ 69 VerfO behandelt den Fall, dass ein Kleriker oder Ordensange-
hériger an einem anderen Ort weiterverwendet wird. Das kann vor-
kommen, zumal § 67 VerfO den Einsatz an Orten, wo Kontakt zu
Minderjihrigen und Schutzbediirftigen besteht, von vornherein aus-
schliefft und nach § 68 VerfO zu priifen ist, welche Arbeitsbereiche
moglich sind. In der Vergangenheit fanden Versetzungen bisweilen
ohne Weitergabe von Informationen statt. Das fithrte dazu, dass an
den neuen Einsatzorten vorbeugende Maffnahmen unterblieben und
es mitunter zu ihnlichen Taten kam. § 69 VerfO unterscheidet zwei
Fille: Bei einer Versetzung innerhalb derselben Diozese, wird der neue
Dienstvorgesetzte tiber die besondere Problematik und eventuelle Auf-
lagen informiert. Bei Versetzung oder Verlegung des Wohnsitzes in
eine andere Diozese wird der Didzesanbischof bzw. der Ordensobere,
in dessen Jurisdiktionsbereich ein Titer sich kiinftig aufhilt, ebenfalls
davon in Kenntnis gesetzt. Mit dem Wort ,ebenfalls” wird angedeu-
tet, dass auch in diesem Fall zudem der Dienstvorgesetzte die Infor-
mation bendtigt.

Die Klausel ,,unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften® deutet
auf datenschutz- bzw. arbeitsrechtliche Bestimmungen hin. Prinzi-
pien des Datenschutzrechts wurden bereits in Abschnitt 6.3 dargelegt.

315 Lappen, Gutachten, 121.
316 Althaus, OBK, Teil C: Verfahrensordnung, Fn. 132.
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Obwohl sich § 69 VerfO auf Kleriker und Ordensleute beschrinkt,
ist es gerade mit Blick auf § 63 lit. b VerfO sinnvoll, sich die 6sterrei-
chische Rechtslage beziiglich der Weitergabe von Informationen zwi-
schen dem fritheren und dem neuen Arbeitgeber zu vergegenwirtigen.
§ 1163 ABGB und § 39 AngG verbieten Eintragungen und Anmer-
kungen im Dienstzeugnis, durch welche die Erlangung einer neuen
Stelle erschwert wird. Diese Bestimmungen lassen informelle Aus-
kunftserteilungen tiber einen fritheren Mitarbeiter jedoch unberiihrt.
»Bei der konkreten Abwigung zwischen den Informationsinteressen
des neuen Arbeitgebers, den Interessen des ,alten® Arbeitgebers und
jenen des Arbeitnehmers wird nicht nur auf die Grundsitze der Inte-
ressenabwigung, wie sie im § 1 Abs. 1 Datenschutzgesetz zugrunde
gelegt werden, sondern auch auf die einschlagigen arbeitsrechtlichen
Wertungen Bedacht zu nehmen sein:®'” Sachliche Auskiinfte hinsicht-
lich konkreter, fiir den neuen Arbeitgeber erforderlicher Fihigkeiten
sind ,,gerade bei wirtschaftlich im Rahmen eines Konzerns verbunde-
nen Arbeitgebern innerhalb eines gewissen Rahmens wohl als unbe-
denklich einzustufen'®. Wenn eine abgeurteilte Straftat die fehlende
Eignung fiir eine bestimmte T4tigkeit impliziert, kann die Interessen-
abwigung sogar auf eine Aufklarungspflicht hinauslaufen. Immer sind
aber die Unschuldsvermutung, das Verbot der Verbreitung unrichtiger
Tatsachen (§ 1330 ABGB) und die nachwirkende Fiirsorgepflicht des

fritheren Arbeitgebers zu beachten.

10.4 Rehabilitation

Wihrend es bei der Wiedereinsetzung nach §§ 67f VerfO um Perso-
nen geht, deren Tat erwiesen ist, bezieht sich die Rehabilitierung auf
Personen, bei denen sich ein Vorwurf oder Verdacht als unbegriindet
erwiesen hat. Der kurze § 70 VerfO ordnet die notwendigen Schritte
an, um den guten Ruf der falschlich beschuldigten oder verdichtigten
Person wiederherzustellen. Nur beispielsweise werden einige Schritte

317 OGH, Beschluss GZ. 9ObA104/07w (7.2.2008).
318 Ebd.
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genannt: die sofortige Authebung der Dienstfreistellung sowie der
anderen diszipliniren Mafinahmen und eine angemessene Information
der Offentlichkeit sowie des dienstlichen Umfeldes des Beschuldigten.
Damit sind die beiden Richtungen angesprochen, in welche die Reha-
bilitation wirkt: erstens die Authebung der vorldufigen Mafinahmen,
die gemaf$ den §§ 62f. VerfO ergriffen wurden, sowie die Wiederein-
riumung der dienstlichen Stellung; zweitens die Erneuerung des guten
Rufes durch Informationen nach aufSen. An wen solche Informationen
zu richten sind, fithrt ALTHAUS auf: 3"

- Information des filschlich Beschuldigten;

- Information der Personen im (gerade auch dienstlichen)
Umfeld des Beschuldigten (z. B. durch cinen Brief des
Diézesanbischofs)

- Information des angeblichen Opfers

- Information der Offentlichkeit in dem Mafle, wie sie bisher
informiert wurde, einschliefllich der Medien, wenn sie zuvor
iiber diesen ,,Fall“ berichtet haben

Die Information der Ombudsstelle, die wiederum das angebliche
Opfer informiert, ist bereits in § 52 VerfO implizit vorgeschen.

Im 6sterreichischen Arbeitsrecht ist die Wiederzulassung zur Beschif-
tigung die natiirlichste Form der Rehabilitierung.**’ ,, Auch eine Klage
auf Feststellung, dass die Suspendierung ohne zureichenden Grund
erfolgte, ist moglich#*' KEsTEL empfiehlt, dass die Diézese sich
durch eine 6ffentliche Erklarung deutlich auf die Seite des zu Unrecht
Beschuldigten stellt.’** Bei einer wissentlich falschen Beschuldigung
kommt zudem eine Anzeige wegen Verleumdung oder iibler Nachrede
in Betracht, die vom Beschuldigten®* oder von der kirchlichen Ein-

319 Vgl. Althaus, DBK, Unbegriindeter Verdacht, Nr. 42, Rn. 2: Die DBK-Leitlinien er-
withnen in Nr. 42 iberhaupt keine Beispiele fiir Rehabilitierungsmafinahmen. Die von
Althaus aufgestellte Liste ist auf Osterreich iibertragbar.

320 Ldschnigg, Arbeitsrecht, Rn. 6/029.

321 Ebd.

322 Kestel, Rehabilitierung, 381.

323 Vgl. ebd.
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richtung®* erstattet werden kann. Zudem bildet die verleumderische
Anzeige nach c. 1390 § 2 CIC ein kanonisches Delikt.

Die Verfahrensordnung dufiert sich nicht zu dem Fall, dass sich der
Verdacht weder erhirtet noch als unbegriindet erwiesen hat. So wire
es vorstellbar, dass es bloff mangels Beweise oder wegen Verjihrung
zu keiner Verurteilung kommt, aber weiterhin Zweifel bestehen blei-
ben. Die DBK erwigt diesen Fall nicht in ihren Leitlinien, sondern
lediglich in der Handreichung: ,Sollte es sich daher um einen nicht
aufgeklarten Fall handeln, haben sich die Verantwortlichen davor zu
hiiten, von einer ,falschlichen Beschuldigung’ zu sprechen:** Wie mit
dem Beschuldigten umgegangen werden soll, wird damit aber nicht
geklirt. Einerseits diirfen die vorlaufigen Mafinahmen nicht perpetu-
iert werden, andererseits besteht das Risiko von Wiederholungstaten.
ASTIGUETA stellt bei seinem Vergleich verschiedener Leitlinien welt-
weit fest, dass die betreffenden Personen unter Kontrolle bleiben.?2¢ Im

Zweifel gilt jedenfalls die Unschuldsvermutung (§ 55 VerfO).

324 Vgl. Althaus, DBK, Unbegriindeter Verdacht, Nr. 42, Rn. 2.
325 DBK, Handreichung, zu Leitlinie Nr. 41.
326 Astigueta, Persona, 660.



11 Verhaltnis zu anderen Verfahren
(§§ 71-82 VerfO)

Das in der 6sterreichischen Rahmenordnung geregelte Verfahren
ersetzt andere kirchliche oder staatliche Verfahren nicht. Daher ist es
wichtig, dass die §§ 71-78 VerfO eine Abgrenzung zum kirchlichen
Strafverfahren und zu staatlichen Zivil- und Strafverfahren vorneh-
men, dabei aber gleichzeitig Querverbindungen aufweisen. Kirchli-
cherseits wiren noch Disziplinarverfahren und Schadenersatzverfah-
ren zu nennen. Die Disziplinarverfahren wurden bereits oben in den
Abschnitten 10.2.1 und 10.3.2 erwihnt. Kanonische Schadenersatz-
verfahren werden nur selten gefiihrt, weil sie zu keinem staatlich durch-
setzbaren Excekutionstitel fithren. Aus prozessstrategischer Sicht kann
es jedoch klug sein, mit einem kirchlichen Strafprozess einen Scha-
denersatzprozess zu verbinden, damit das Opfer Parteistellung erhale.?”
Da in diesen Fillen aber ohnehin zugleich ein Strafprozess gefiihrt
wird, gelten die folgenden Ausfihrungen gleichermafien.

11.1 Kirchliches Strafverfahren

11.1.1 F&lle ohne kirchliches Strafverfahren

§ 71 VerfO versucht, das Verhiltnis zum kirchlichen Strafverfahren
zu klaren, dem eine kanonische Voruntersuchung vorgeschaltet ist.
Zunichst ist festzuhalten, dass der Anwendungsbereich der 6sterrei-
chischen Rahmenordnung sowohl in sachlicher als auch in personaler
und zeitlicher Hinsicht weit iber das hinausgeht, was von kanonischen
Strafverfahren tiber Delikte gegen das sechste Gebot erfasst wird.”**

327 Vgl. Reifsmeier, Missbrauch, 81; Rieger, Delictis, 343.
328 Berkmann, Verfahren, 39-42.
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Beispiele hierfiir sind:

- blofle Grenziiberschreitungen im Sinne des § 2 VerfO, die
strafrechtlich nicht relevant sind

- Gewaltanwendung im Sinne des § 2 VerfO, die kein Delike
gegen das sechste Gebot und auch kein anderes kanonisches
Delikt darstellt

- das Opfer ist ein schutzbediirftiger Erwachsener, dessen Ver-
nunftgebrauch nicht habituell eingeschrinke ist (vgl. Art. 6
§ 1°1 Normae)

- der Titer ist kein Kleriker

- der Titer ist schon verstorben

- die Tat ist verjahrt, ohne dass die Glaubenskongregation
gemifd Art. 7 § Normae von der Verjihrungsfrist ,derogiert*

Das bedeutet, dass das Verfahren gemifl der Rahmenordnungin vielen
Fillen gefiihrt wird, fur die ein kanonisches Strafverfahren von vorn-
herein nicht in Betracht kommt. In diesen Fillen ertbrigt sich selbst-
verstindlich die Frage, in welchem Verhiltnis die beiden Verfahren
zueinander stehen.

11.1.2 Vermeidung von Parallelverfahren bei kirchlichen
Strafverfahren

In jenen Fillen hingegen, in denen die Voraussetzungen fiir beide Ver-
fahren vorliegen, sind Doppelgleisigkeiten zu vermeiden. Das dient der
Prozessokonomie sowie der Schonung von Opfern und Beschuldig-
ten, denen mehrfache Vernehmungen méglichst erspart werden sollen.
§ 71 VerfO sicht mehrere Regeln vor, um diesen Zweck zu erreichen.
Dabei sind verschiedene Konstellationen méglich:

1) Die Verfahrensordnung liefert die Plausibilititspriifung,
auf welche die kanonische Voruntersuchung folgt. Das ist
der Regelfall, von dem die Verfahrensordnung ausgeht. Wie
bereits oben in Abschnitt 7.4 dargelegt wurde, ist eine Vor-
untersuchung einzuleiten, wenn der Ordinarius eine wenigs-
tens wahrscheinliche Kenntnis von einer Straftat erlangt hat
(c. 1717 § 1). Um diese Wahrscheinlichkeit zu kliren, ist eine
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Plausibilitatspriifung sinnvoll, die innerhalb des Verfahrens
der Rahmenordnung geleistet werden kann. In diesem Sinne
normiert § 71: ,Zur Prifung der Wahrscheinlichkeit einer
Straftat nach ¢. 1717 § 1 CIC kann er [der Ordinarius] das
Ergebnis der Plausibilititspriifung der Ombudsstelle, das
Votum iiber die Erhirtung eines Verdachts durch die dis-
zesane Kommission [...] heranziehen!

Die di6zesane Kommission fithrt keine Erhebungen durch,
weil diese in der kanonischen Voruntersuchung erfolgen.
Wenn bereits die Tétigkeit der Ombudsstelle zu einer hin-
reichenden Wahrscheinlichkeit gefihrt hat, wire es mufig,
die divzesane Kommission noch weitere Erhebungen durch-
fihren zu lassen. Das wiirde nur zu unnatigen Verzégerungen
fihren, wie die Glaubenskongregation zu Recht bemerkte.
Vielmehr ist nach ¢. 1717 § 1 CIC die Voruntersuchung ein-
zuleiten, sobald die erforderliche Wahrscheinlichkeit erreicht
ist. Fur diese Fille legt § 71 VerfO fest, dass die diozesane
Kommission keine Erhebungen durchfiihrt. Damit kommt
ihr eine subsididre Funktion gegeniiber der Voruntersuchung
zu. Die weiteren in § 71 VerfO genannten Kriterien ,,dringli-
che Fille®, ,klarer Tatverdacht“ und ,,Gefahr im Verzug® diir-
fen nicht zu wortlich genommen werden, um den Einklang

mit c. 1717 § 1 CIC nicht zu verfehlen.

Die diézesane Kommission oder eines ihrer Mitglieder fihrt
die kanonische Voruntersuchung durch. Der Ordinarius muss
die Voruntersuchung gemif§ ¢. 1717 § 1 CIC nicht selbst
abwickeln, sondern kann eine geeignete Person damit beauf-
tragen. Es liegt nahe, dass sich in der diozesanen Kommission
solche geeigneten Personen finden, zumal sie bereits Erfah-
rung auf diesem Gebiet haben.*”” Nicht erforderlich ist, dass

329 In manchen deutschen Diozesen werden sogar die ,,beauftragten Ansprechpersonen®,
die in Osterreich echer den Ombudsleuten entsprechen, zum Voruntersuchungsfithrer
ernannt (vgl. Hallermann, Anzeige, 164).
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der Voruntersuchungsfithrer Kleriker ist.*** Wie die Praxis
andernorts zeigt, konnen auch mehrere Personen beauftragt
werden®! so dass selbst die gesamte Kommission in Betracht
kime. Freilich sind dann die Verfahrensvorschriften der Vor-
untersuchung einschligig. Insbesondere muss darauf geachtet
werden, dass die Voruntersuchung mittels Dekret eingeleitet
und abgeschlossen wird (c. 1719 CIC). Die Zustindigkeit fiir
die Voruntersuchungkann unter Umstinden bei einem ande-
ren Ordinarius liegen als die Zustindigkeit fur das Verfahren
der Rahmenordnung. Wenn einstweilige Mafinahmen ergrif-
fen werden, sind auflerdem die Zustindigkeiten des Art. 19
Normae za beachten. Das Schriftlichkeitsprinzip, das c. 1719
CIC in der Voruntersuchung offenbar voraussetzt, findet
sich ebenfalls im Verfahren bei der didzesanen Kommission
(vgl. §§ 44, 51, 54 VerfO). Im Ubrigen sind die kodikari-
schen Regelungen zur Voruntersuchung aber so rudimen-
tir, dass es sinnvoll erscheint, die Verfahrensordnung, soweit
sie passend ist, als Erganzung heranzuzichen. Beispielsweise
sieht der CIC in der Voruntersuchung keine Anhorung des
Beschuldigten vor, wihrend § 57 VerfO die di6zesane Kom-
mission genau dazu verpflichtet. Der Beschuldigte ist aber
auf jeden Fall darauf hinzuweisen, dass es sich um die Vorun-
tersuchung handelt, nicht um gewoéhnliche Erhebungen der
Kommission.

Die Erhebungen der diézesanen Kommission machen eine
Voruntersuchung tiberfliissig. In diesem Fall nimmt das Ver-
fahren der Rahmenordnung zunichst seinen Lauf, ohne dass
eine Voruntersuchung eingeleitet wird, weil keine wahr-
scheinlichen Anhaltspunkte fir eine Straftat vorliegen. So
verhalt es sich etwa, wenn die gemeldeten Verhaltensweisen
nur Grenziiberschreitungen ohne strafrechtliche Relevanz
darstellen. Damit liegt nimlich keine ,wenigstens wahr-

330 Althaus, c. 1717, Rn. 5; Hallermann, Anzeige, 143.

331 Vgl. Wijlens, Leitungsaufgaben, 442.
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scheinliche Kenntnis“ einer Straftat vor. Nun kann es aber
geschehen, dass die diozesane Kommission aufgrund ihrer
Erhebungen zu dem Ergebnis kommt, es liege doch cine
strafrechtlich relevante Tat vor. Wenn nun die Erhebungen
der di6zesanen Kommission bereits hinreichend substantiiert
sind, kann sich eine Voruntersuchungals ginzlich tiberflissig
(c. 1717 § 1 CIC: ,omnino superflua“*>?) erweisen,’ so dass
die Sache gleich der Glaubenskongregation mitgeteilt werden
kann.

Selbst wenn die diézesane Kommission keine Erhebungen durch-
tihrt, verbleiben ihr doch andere Aufgaben. Wenn das Opfer den
Wunsch nach finanzieller Unterstiitzung geduflert hat, benétigt die
UOK neben anderen Dokumenten eine Stellungnahme der di6zesa-
nen Kommission (§ 61 VerfO). Die Voruntersuchung dient hinge-
gen anderen Zwecken und bringt kein solches Dokument hervor. Fiir
ihre Stellungnahme wird die Kommission allerdings keine eigenen
Erhebungen durchfiihren, sondern sich auf die bereits vorliegenden
Ergebnisse stiitzen, um daraus die Schlussfolgerungen zu zichen, die
fiir die UOK relevant sind. Auflerdem kommt der diozesanen Kom-
mission die Aufgabe zu, dem Diézesanbischof oder hoheren Oberen
eine Empfehlung abzugeben, wenn die Frage einer Weiterverwendung
oder Wiedereinsetzung ansteht (§ 68 VerfO). Auch das wird nicht von
der Voruntersuchung geleistet.

11.1.3 Informationen zum kirchlichen Strafverfahren

Die §§ 7275 VerfO sind rein erlauternder Art. Sie enthalten einige
Informationen zum kirchlichen Strafverfahren, die auch in der Rah-
menordnung Erwihnung verdienen. Eine zusammenfassende Darle-
gung der Meldepflicht an die Glaubenskongregation ist auflerdem in
Kapitel 7 von Teil C der Rahmenordnung enthalten.

332 Vgl. Mosconi, Principali, 299 und 303.
333 Vgl. Althaus, OBK, Teil C: Verfahrensordnung, Fn. 139.



114 11 Verhiltnis zu anderen Verfahren (§§ 71-82 VerfO)

§ 72 VertO beschreibt die Voruntersuchung, indem c. 1717 § 1 CIC
umrissen wird. Nach ihrem Abschluss muss der Ordinarius den gesam-
ten Akt, versehen mit seinem personlichen Votum, der Glaubenskon-
gregation zuleiten, welche die bereits getroffenen Maffnahmen besti-
tigt oder korrigiert und die weitere Vorgangsweise festlegt. § 72 VerfO
nennt demonstrativ nur zwei von vier Wegen, welche die Glaubens-
kongregation vorgeben kann. Alle vier Méglichkeiten werden in der
Rahmenordnungdargelegt:*** (1) In schr gravierenden Fillen die Vor-
lage des Falles an den Papst, damit er eine Entlassung aus dem Kleri-
kerstand ausspricht. (2) Bevollmichtigung des Diézesanbischofs, ein
Verwaltungsstrafverfahren durchzufiihren. (3) Bevollmichtigung des
Ordinarius, durch sein Diézesangericht einen Strafprozess durchzu-
fithren. (4) Falls keine (weitergehenden) Strafen nétig erscheinen,
kann die Glaubenskongregation angemessene (Disziplinar-)Mafinah-
men vorschlagen.

Bei dieser Regelung darf nicht tibersehen werden, dass die Glaubens-
kongregation nicht selbst eine Entscheidung in der Sache fillt. Viel-
mehr beauftragt bzw. bevollmichtigt sie den Ordinarius, entspre-
chende Strafen nach dem jeweiligen Verfahren selbst auszusprechen.
Wird z. B. der Verwaltungsweg gewihlt, so ist und bleibt das Dekret
sein Dekret, gegen das zunichst nach ¢. 1734 CIC, dann nach ¢. 1737
CIC mit Rekurs vorgegangen werden kann. Dieser Rekurs richtet
sich an die Glaubenskongregation, welche iz Congressu dartiber ent-
scheidet. Dann erlisst die Kongregation erstmals ein eigenes Dekret,
gegen das wiederum rekurriert werden kann, wobei nun das Collegio
per Lesame dei ricorsi zustindig ist.*> Rechtsgrundlage fir diese Vor-
gangsweise ist Art. 27 Normae i. V. m. dem Rescriptum ex Audientia
Sanctissimivom 3.11.2014.%¢ Auch im Falle einer Entlassung aus dem
Klerikerstand fillt die Glaubenskongregation nicht selbst die Entschei-
dung, sondern ermichtigt den Ordinarius dazu. Die Rahmenordnung
formuliert daher korreke: ,,Hilt der Ordinarius als Strafe die Entlas-
sung aus dem Klerikerstand fiir angemessen, muss er dies der Glaubens-

334 Teil D, Kapitel 7, S. 60f.
335 Dankenswerter Hinweis von Manfred Bauer.
336 Papst Franziskus, Rescriptum ex Audientia Sanctissimi.
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kongregation mitteilen, die fir die Erteilung der dazu erforderlichen
Bevollmichtigung an den Ordinarius zustindig ist:**

In der Lehre ist strittig, ob der Glaubenskongregation simtliche Falle
vorzulegen sind,**® oder nur jene, bei denen die Voruntersuchung ein
positives Ergebnis hervorbrachte. § 72 VerfO differenziert nicht zwi-
schen positivem und negativem Ausgang (,Danach muss der Ordina-
rius den gesamten Ake..."), wihrend die Rahmenordnung auf S. 60 die
Weiterleitung an die Glaubenskongregation nur in dem Fall erwihnt,
dass sich aus der Voruntersuchung die Glaubwiirdigkeit des Sachver-
halts ergibt. Zum gegenteiligen Fall wird an dieser Stelle keine Aus-
sage gemacht. ScicLuNa stellt klar, dass der Glaubenskongregation
alle delicta-graviora-Fille zu tibermitteln sind, die nach dem 30.4.2001
angezeigt wurden, bei denen sich die Anzeige nicht als falsch erwiesen
hat und der Beschuldigte noch am Leben ist, unabhingig davon, ob
die kanonische Stratklage durch Verjiahrung erloschen ist oder nicht.>*

§ 73 VertO erinnert an die Zustindigkeiten des Art. 19 Normae, wenn
im Rahmen der Voruntersuchung einstweilige Maffnahmen im Sinne
des ¢. 1722 CIC verhiangt werden sollen. Zugleich geht § 71 VerfO
aber tiber diese beiden Bestimmungen hinaus, indem er in diesen Fal-
len die Anhorung des Beschuldigten anordnet. Darin zeigt sich erneut
das Anliegen der Verfahrensordnung, die Stellung des Beschuldigten
zu schiitzen. Obwohl die Verfahrensordnung in erster Linie ein eigenes
Verfahren ordnen und nicht das kirchliche Strafverfahren konkretisie-
ren will, nimmt sie an diesem Punkt eine Erginzung der Regelungen
der kodikarischen Voruntersuchung vor.

§ 74 VerfO triagt den Titel ,Unterschiedliche Tatbestinde und Fris-
ten”, womit gemeint ist, dass das kirchliche Recht andere Tatbestinde
und Fristen kennt als das staatliche, das im entsprechenden Abschnitt

in § 78 VerfO behandelt wird. Im Kirchenrecht betrigt die Verjih-

337 Rahmenordnung/2016, 60f.

338 So: Schmitz, Kongregation, 460; ReifSmeier, Missbrauch, 60.
339 So: Liidicke, Glaubenskongregation, 450; Rees, Vorgehen, 113.
340 Scicluna, Missbrauch, 318. Ebenso Rieger, Delictis, 336.
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rungsfrist zur strafrechtlichen Verfolgung sexueller Missbrauchstaten
von Klerikern 20 Jahre, die bei minderjihrigen Opfern aber erst mit
der Vollendung des 18. Lebensjahres zu laufen beginnt. Die Glaubens-
kongregation hat dariiber hinaus die Vollmacht, diese Verjahrungsfrist
in begriindeten Einzelfillen aufzuheben (vgl. Art. 7 Normae).

§ 75 VerfO weist auf eine Beschwerdeméglichkeit direke an die Glau-
benskongregation hin. Sofern der zustindige Ordinarius nicht oder
nicht in gewtinschter Weise titig wird, kann ein mutmafiliches Opfer
seine Anzeige direkt der Kongregation fiir die Glaubenslehre zulei-
ten. Als Referenz wird Art. 17 Normae angegeben. Diese Bestimmung
behandelt jedoch das direkte Angehen der Glaubenskongregation
unter Auslassung des Ordinarius. Wenn das aber méglich ist, muss es
zweifellos umso mehr maéglich sein, sich mit einer Beschwerde an die
Glaubenskongregation zu wenden, falls der bereits angerufene Ordi-
narius untitig bleibt.

Die Rahmenordnung/2010 enthielt dariiber hinaus narrative Zusam-
menfassungen von ,,Sacramentorum sanctitatis tutela” (Teil C 6.1)
und ,,Normae de gravioribus delictis“ (Teil C 6.2). Da solche Zusam-
menfassungen immer die Gefahr einer Verkiirzung bergen, die univer-
salkirchliche Rechtslage sich andern kann und der Originalwortlaut
dieser Vorschriften ohnehin leicht zuginglich ist, wurde in der neuen
Rahmenordnung darauf verzichtet.

11.2 Staatliches Straf- und Zivilverfahren

11.2.1 Kein Ersatz fur staatliche Verfahren

§ 76 VerfO stellt klar, dass das Verfahren bei der diézesanen Kom-
mission kein Ersatz fiir staatliche Verfahren ist. Damit mutmafliche
Opfer bzw. deren Angehérige diesbeziiglich keinem Irrtum unterlie-
gen, verpflichtet § 34 die Ombudsstellen, sie ausdriicklich dariiber
aufzukliren. Die Uberschrift vor § 76 spricht von Straf- und Zivilver-
fahren. Beide Verfahrensarten diirfen nicht verwechselt werden. Straf-
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verfahren werden im Interesse der Offentlichkeit gefiihrt, um Taten,
die besonders schutzwiirdige Rechtsgiiter verletzen, zu ahnden und in
Zukunft hintanzuhalten. In der Regel gibt es einen 6ffentlichen Ankli-
ger und das Opfer hat keine Parteistellung. Dagegen dienen Zivilver-
fahren in der Regel dazu, dem Opfer finanziellen Ersatz fiir erlitte-
nen materiellen und/oder immateriellen Schaden zu verschaffen. Die

geschidigte Person selbst erhebt Klage gegen den Schidiger.

Schuld- und Freispriiche werden in einem Strafverfahren gefillt. Wenn
§ 76 VerfO den Eindruck vermeiden will, die diozesane Kommission
konne verbindliche Schuld- und Freispriiche fillen, dann steht im Hin-
tergrund die Abgrenzung von staatlichen Strafverfahren. Wenn § 76
VerfO ferner klarstellt, dass kirchliche Gerichte keine staatlich durch-
setzbaren Exekutionstitel fiir Geldforderungen schaffen konnen, dann
geht es um die Abgrenzung vom zivilen Schadenersatzverfahren.

Indessen besteht sehr wohl ein Zusammenhang zwischen einem zivi-
len Schadenersatzverfahren und dem Verfahren gemiaf$ der osterrei-
chischen Rahmenordnung, das in die Gewdhrung einer finanziellen
Unterstiitzung durch die Stiftung Opferschutz miinden kann. Die
UOK legt zwar Wert darauf, dass es sich bei diesen Hilfeleistungen
nicht um Schmerzengeldzahlungen im juristischen Sinn handelt,*!
doch orientiert sie sich bei der Bewertung der Hohe an der Judika-
tur staatlicher Gerichte zum immateriellen Schadenersatz.* Wenn
ein Opfer von der Stiftung Opferschutz eine Unterstiitzungszahlung
erhalten hat, bleibt es ihm zwar unbenommen, zusitzlich vor einem
zivilen Gericht weiter gehende Anspriiche geltend zu machen,* doch
wird die schon erhaltene Zahlung darauf angerechnet.*

Dass die Erhebungen der diézesanen Kommission wihrend eines staat-
lichen Gerichtsverfahrens sistiert werden koénnen, ist in § 47 VerfO
vorgesehen und wurde bereits oben in Abschnitt 8.4 behandelt.

341 UOA/UOK, Grundsitze, 33, Nr. 1.

342 Ebd. Nr. 2.

343 Ebd. Nr. 8.

344 Berkmann, MafSnahmen, Abschnite IT11.2.



118 11 Verhiltnis zu anderen Verfahren (§§ 71-82 VerfO)

11.2.2 Keine Anzeigepflicht

§ 77 VerfO weist auf die osterreichische Rechtslage beziiglich Anzei-
gepflicht hin. Nach 6sterreichischem staatlichen Recht ist zur Anzeige
bei der Kriminalpolizei oder Staatsanwaltschaft berechtigt, wer von der
Begehung ciner strafbaren Handlung Kenntnis erlangt (§ 80 Abs. 1
StPO). Abgeschen von den unten noch zu behandelnden Ausnah-
men besteht jedoch keine Anzeigepflicht. In Situationen jedoch, in
denen eine mit tiber einjahriger Freiheitsstrafe bedrohte Vorsatzstraftat
unmittelbar bevorsteht, ist jedermann verpflichtet, diese zu verhindern
oder — sofern es zur Verhinderung ausreicht — die Behérde zu benach-

richtigen (§ 286 Abs. 1 StGB).

Von manchen Seiten wird eine Anzeigepflicht gefordert, um Vertu-
schung zu bekampfen und mehr Fille aufzuklaren. Eine derartige Stra-
tegie erweist sich jedoch als titer- und strafzentriert und liegt nicht
unbedingt im Interesse des Opferschutzes, denn Opfer diirften weni-
ger bereit sein, sich zu 6ffnen, wenn sie wissen, dass dies automatisch
zu Schritten in Richtung eines Strafverfahrens fithrt. Wenn das Opfer
bzw. seine Angehérigen die Mithen eines Strafprozesses nicht durch-
stehen und es letztlich zu einem Freispruch mangels Beweise kommt,
kann sich dies kontraproduktiv auswirken.*® Eine Initiative der deut-
schen Bundesjustizministerin im Jahr 2003, eine Anzeigepflicht unter
anderem fiir den sexuellen Missbrauch von Kindern zu normieren,
wurde durch die harsche Kritik von Kinderschutzvereinen, Opfer-
verbinden und Therapeuten zu Fall gebracht.**® Gerade Kinder- und
Opferschutzorganisationen wenden sich gegen eine generelle Anzei-
gepfliche.*” Mit gutem Grund folgt daher die Rahmenordnung der
osterreichischen Rechtslage, ohne dariiber hinaus eine Selbstverpflich-
tung zur Anzeige festzulegen.

345 Vgl. Freie und Hansestadt Hamburg, Behorde fiir Arbeit, Soziales, Familie und Integra-
tion, Amt fiir Familie (Hg.), Handlungsorientierung, 28.

346 Miiller, Linda Maria, Missbrauch, 22.

347 Z.B. Verein fiir Betroffene, Partner und Gegner von sexuellem Kindesmissbrauch,
Positionspapier.
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Manche Berufsgruppen, die in § 77 VerfO nur knapp angedeutet wer-
den, sind allerdings nach 6sterreichischem Recht unter bestimmten
Voraussetzungen zu einer Anzeige verpflichtet. Dabei handelt es sich
um Berufe, die auch in kirchlichen Einrichtungen wie Krankenhiu-
sern, Schulen und Sozialinstituten vertreten sein kénnen. Im Folgen-
den kann nur ein Hinweis auf einschligige Bestimmungen gegeben
werden, ohne die Rechtslage umfassend darzustellen.

1) Arzte: Ergibt sich fiir den Arzt in Ausiibung seines Berufes
der Verdacht, dass durch eine gerichtlich strafbare Handlung
der Tod oder eine schwere Kérperverletzung herbeigefithre
wurde, so hat der Arzt der Sicherheitsbehorde unverziiglich
Anzeige zu erstatten. Gleiches gilt im Fall des Verdachts, dass
eine volljihrige Person, die ihre Interessen nicht selbst wahr-
zunehmen vermag, misshandelt, gequilt, vernachlassigt oder
sexuell missbraucht worden ist (§ 54 Abs. 4 ArzteG). Ergibt
sich fiir den Arzt in Ausiibung seines Berufes der Verdacht,
dass ein Minderjihriger misshandelt, gequilt, vernachlissigt
oder sexuell missbraucht worden ist, so hat der Arzt Anzeige
an die Sicherheitsbehorde zu erstatten. Richtet sich der Ver-
dacht gegen einen nahen Angehdérigen, so kann die Anzeige
so lange unterbleiben, als dies das Wohl des Minderjahrigen
erfordert und eine Zusammenarbeit mit dem Kinder- und
Jugendhilfetriger und gegebenenfalls eine Einbezichung
einer Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt
erfolgt (§ 54 Abs. 5 ArzteG). Die (vorliufige) Unterlassung
der Anzeige ist selbstverstindlich auch nur dann im Wohle
des minderjihrigen Opfers, wenn gewiahrleistet ist, dass es zu
keinen neuerlichen Ubergriffen kommt und daher das Wohl
nicht weiter gefihrdet ist.>*® In den Fillen einer vorsitzlich
begangenen schweren Korperverletzung hat der Arzt auf
bestehende Opferschutzeinrichtungen hinzuweisen. In den
Fillen des Abs. 5 hat er tiberdies unverziiglich und nachweis-

348 Adigner/Kletecka/Kletecka-Pulker/Memmer (Hg.), Medizinrecht, Nr. 6.10. 3.3 (22.
Aktualisierungslieferung).
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lich Meldung an den zustindigen Kinder- und Jugendhilfetra-
ger zu erstatten (§ 54 Abs. 6 ArzteG). Fiir freiberuflich citige
Heilmasseure sicht § 35 Abs. 2-4 MMHmMG Anzeige- bzw.
Meldepflichten vor, die wortlich mit § 54 Abs. 4-6 ArzteG

1998 tibereinstimmen.>*

2) Andere Gesundheits- und Krankenpflegeberufe: Fiir Angeho-

rige der Gesundheits- und Krankenpflegeberufe ist eine im
Vergleich zu Arzten und Masseuren deutlich beschrinkte
Anzeige- und Meldepflicht vorgesehen.?® Wenn der Verdacht
besteht, dass eine minderjihrige Person oder eine volljahrige
Person, die ihre Interessen nicht selbst wahrzunehmen ver-
mag, misshandelt, gequilt, vernachlissigt oder sexuell miss-
braucht wurde, so ist (nur) eine Meldepflicht an den zustindi-
gen Kinder- und Jugendhilfetriger (bei Minderjahrigen) bzw.
an das Pflegschaftsgericht (in den anderen Fillen) vorgeschen,
sofern die Meldung zur Verhinderung einer weiteren erheb-
lichen Gefihrdung des Wohls der betroffenen Person erfor-
derlich ist (§ 8 Abs. 2i. V.m. § 8 Abs. 1 Z. 2 GuKG).

3) Lebrer: Als Beamter muss der Lehrer cinen begriindeten

Verdacht iiber ein Offizialdelikt dem Leiter der Dienststelle
(Schulleitung) unter den Voraussetzungen des § 53 BDG
unverziiglich melden. Der Leiter der Dienststelle ist nach
Mafigabe des § 45 Abs. 3 und 4 BDG entweder selbst zur
Anzeige verpflichtet oder zur Meldung an die zur Anzeige
berufene Stelle. Die Anzeigepflicht richtet sich nach § 78
Abs. 1 StPO. Demnach sind Behorden oder 6ffentliche
Dienststellen grundsitzlich zur Anzeige verpflichtet, sofern
kein Ausnahmetatbestand nach § 2 vorliegt. MANTLER
kommt mit Blick auf eine Lehrerin zu dem Ergebnis, dass

349 Schwaighofer, § 78, Rn. 42.

350 Ebd. 43.
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nur dann keine Anzeige zu erstatten ist, wenn die Behorde ex
ante eine negative Gefahrdungsprognose stellen kann, was im
Beispiel der Lehrerin so gut wie kaum maglich ist.*!

4)  Psychologen und Psychotherapeuten: Bei klinischen Psycho-
logen, Gesundheitspsychologen und Psychotherapeuten
besteht eine gegeniiber Arzten abweichende Rechtslage. Thre
Verschwiegenheitspflicht kennt namlich keine ausdriickli-
che Ausnahmebestimmung, was eine Anzeigepflicht betrife.”*
Zu beachten sind aber § 286 Abs. 1 StGB sowie die anschlie-
end zu behandelnde Meldepflicht nach B-KJHG.*

Von der Anzeige, die gegeniiber Sicherheitsbehérden erstattet wird, ist
die Meldung zu unterscheiden, die sich an den Kinder- und Jugendhil-
fetrager richtet. Ergibt sich in Austibung einer beruflichen Titigkeit
der begriindete Verdacht, dass Kinder oder Jugendliche misshandelt,
gequilt, vernachlissigt oder sexuell missbraucht werden oder worden
sind oder ihr Wohl in anderer Weise erheblich gefihrdet ist, und kann
diese konkrete erhebliche Gefihrdung eines bestimmten Kindes oder
Jugendlichen anders nicht verhindert werden, ist von bestimmten Ein-
richtungen unverziiglich schriftlich Mitteilung an den 6rtlich zustandi-
gen Kinder- und Jugendhilfetriger zu erstatten (§ 37 Abs. 1 B-KJTHG).
Um welche Einrichtungen es sich dabei handelt, wird im selben Absatz
aufgelistet. Die Ombudsstellen und diézesanen Kommissionen fallen
nicht darunter. Insbesondere kénnen sie nicht als ,,private Einrichtun-
gen der Kinder- und Jugendhilfe“ (Z. 4) angeschen werden. Die Mel-
dung an einen Kinder- und Jugendhilfetriger muss nicht automatisch
eine Anzeige bei der Sicherheitsbehorde nach sich ziehen. Soweit die
Jugendimter Beratungstitigkeiten (,,soziale Dienste®) — und keine
hoheitlichen Titigkeiten — entfalten, unterliegen sie von vornherein

nicht der Anzeigepflicht.>**

351 Mantler, Anzeigepfliche, 54.

352 § 37 Psychologengesetz 2013 bzw. § 15 Psychotherapiegesetz.
353 Vgl. Hochmayr/Schmoller, Reichweite, 30.

354 Schwaighofer, § 78, Rn. 15; Rass-Schell, Abgrenzungsfragen, 116.
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SchlieSlich ist festzuhalten, dass das Beichtgeheimnis auch vom 6ster-
reichischen staatlichen Recht geschiitzt wird, so dass Priester in diesem
Zusammenhang niemals zu einer Anzeige oder Meldung verpflichtet
sein konnen. ,,Priester, die im Zuge einer Beichte von stratbaren Hand-
lungen erfahren haben, sind zur Wahrung des Beichtgeheimnisses
absolut verpflichtet. Der Verschwiegenheit des Seelsorgers wird sogar
Vorrang vor dem Schutz von Leib und Leben Dritter eingerdumt. Auch
wenn er von einer unmittelbar bevorstehenden Straftat erfihrt, ist er
nicht zu einer Anzeige berechtigt, geschweige denn verpflichtet?*° So
besteht auch in § 286 Abs. 2 StGB eine Ausnahme fir Seelsorger.

11.2.3 Verjahrungsfristen

§ 78 VerfO bietet grundlegende Informationen zu den Verjahrungs-
fristen im staatlichen Recht. Zutreffend wird dabei wieder zwischen
Straf- und Schadenersatzverfahren unterschieden.

Das Strafrecht kennt verschiedene Verjihrungsfristen. Uberhaupt nie
verjihren solche Taten, die mit lebenslanger Freiheitsstrafe bedroht
sind (§ 57 Abs. 1 StGB). Dazu gehoren Vergewaltigung und Kindes-
missbrauch, sofern sie den Tod des Opfers zur Folge haben. Bei ande-
ren Taten richtet sich die Verjahrungsfrist nach dem Strafmaf$ des
betreffenden Delikts. Die meisten Delikte gegen die sexuelle Selbst-
bestimmung verjihren nach staatlichem Recht entweder nach funf
oder zehn Jahren, unter besonderen Umstinden erst nach 20 Jahren.
Fiir schweren sexuellen Missbrauch von Unmiindigen, der die unmiin-
dige Person lingere Zeit hindurch in einen qualvollen Zustand versetzt
oder in besonderer Weise erniedrigt, ist ein Strafrahmen von fiinf bis
fiinfzehn Jahren Freiheitsstrafe vorgeschen (§ 206 Abs. 3 StGB). Sol-
che Taten verjihren grundsitzlich nach 20 Jahren (§ 57 Abs. 3 StGB),
sofern der Titer nicht spiter weitere Straftaten, die auf der gleichen
schidlichen Neigung beruhen, begangen hat.>* Fiir die meisten Straf-
taten gegen Minderjahrige gilt seit Juni 2009 eine Sonderregel:*” Die

355 Schwaighofer, § 80, Rn. 22.
356 Schwaighofer, Kindesmissbrauch, 3.
357 Ebd.
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Verjihrungsfrist beginnt erst mit Vollendung des 28. Lebensjahres des
Opfers zu laufen (§ 58 Abs. 3 Z. 3 StGB).

Wias die Verjahrung von Schadenersatzklagen betrifft, sind in § 1489
ABGB zwei verschiedene Fristen vorgesehen. Grundsitzlich gilt eine
dreijahrige Frist ab dem Zeitpunke, zu dem ,der Schade und die Per-
son des Beschidigers dem Beschiadigten bekannt wurde®. Daneben
besteht in zwei Sonderfillen eine dreiffigjahrige Frist: erstens, wenn
dem Geschidigten Schade und Schidiger nicht bekannt wurden, und
zweitens, wenn der Schaden durch eine gerichtlich strafbare Hand-
lung entstanden ist, die nur vorsitzlich begangen werden kann und
mit mehr als einjahriger Freiheitsstrafe bedroht ist. Die dreifligjahrige
Frist gilt jedoch nur im Hinblick auf den unmittelbaren Schadiger, weil
nur dieser das Delikt begangen hat.*>® Wird der Schadenersatz gegen-
tiber der mithaftenden Institution geltend gemacht, so bleibt es bei der
dreijihrigen Frist.*” Dennoch konnen die Umstinde in einem konkre-
ten Fall dazu fithren, dass die Verjihrung selbst Jahrzehnte nach der
Tat noch nicht abgelaufen ist.*® Erstens beginnt die dreijihrige Frist
erst ab Kenntnis von Schaden und Schidiger zu laufen. Das ist in dem
Sinn zu verstehen, dass dem Geschidigten alle Umstinde bekannt sein
miissen, die den Vorwurf eines schuldhaften Verhaltens eines konkret
Ersatzpflichtigen sowie des Kausalzusammenhangs zwischen diesem
Verhalten und dem eingetretenen Schaden begriinden.**! Dazu gehorrt,
dass ihm die Umstinde bekannt sind, aufgrund derer auch die Institu-
tion eine Haftung etwa gemaf$ § 1315 ABGB trifft. Zweitens kann die
Verjihrung gehemmt werden. Gemif$ § 1494 ABGB kann die Verjih-
rungszeit nicht beginnen gegeniiber Personen, die aus einem Mangel
ihrer Geisteskrifte unfihig sind, ihre Rechte selbst zu verwalten. Nun
tritt bei Opfern schweren sexuellen Missbrauchs haufig das psychische
Phanomen der Dissoziation auf, das sich unter den Begriff eines Man-
gels an Geisteskriften im Sinne des § 1494 ABGB subsumieren lisst.*

358 Berkmann, Mafinahmen, Abschnitt I1.3.

359 OGH, Gz. 30b120/06b (13.9.2006).

360 Berkmann, MafSnahmen, Abschnite I1.3.

361 Brenn, Missbrauch, 938.

362 OLG Innsbruck, Gz. 3R34/13v (11.4.2013), Nr. 5.4.
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In einem konkreten Fall fithrte das dazu, dass noch im Jahr 2013 eine
Schadenersatzforderung gegen ein Kloster geltend gemacht werden
konnte, obwohl die betreffenden Missbrauchstaten in der Kloster-
schule zwischen 1968 und 1971 begangen wurden.*

Teil B Abschnitt 5.2 der Rahmenordnung/2010 bot eine etwas aus-
fuhrlichere Darlegung der Verjahrungsfristen im staatlichen Recht. Da
eine solche Darstellung aber immer unvollstandig bleiben muss und
daher leicht zu einer Fehleinschitzung verleiten kénnte, insbesondere
weil die — soeben erwihnte — Weiterentwicklung der Judikatur und
Sonderfille nicht berticksichtigt werden kénnen, nimmt die Rahme-

nordnung/2016 davon Abstand.

11.3 Verhaltnis zwischen Orden und Didzesen

Der letzte Abschnitt der Verfahrensordnung widmet sich mit den
§§ 79-82 dem Verhiltnis zwischen Orden und Diozesen. Das ist in
Osterreich ein besonders wichtiges Thema, wie die nachfolgenden sta-
tistischen Daten veranschaulichen. Zugleich ist es ein kirchenrechtlich
heikles Thema, weil die Regelung des Verhiltnisses zu unterschiedli-
chen Interpretationen Anlass geben kann.

Im Jahr 2015 gab es in Osterreich 2.165 Diézesanpriester und 688
Stindige Diakone. Dem standen 1.540 Ordenspriester, 470 Ordens-
briider und 3.882 Ordensschwestern gegeniiber.** , Allein in der Erz-
didzese Wien sind 48 % aller Pfarren durch Ordensleute besetzt: 3%
Auflerdem ist es aufschlussreich, sich die in Abschnitt 4.3 angefiihrte
Statistik iiber die Verteilung der Beschuldigten noch einmal in Erin-
nerung zu rufen: 20,6% Didézesanpriester, 32,5% mannliche Ordens-
angehorige, 17,5% weibliche Ordensangehdérige, 1,0% minnliche
Ordensobere, 0,5% weibliche Ordensobere und 16,1% Laien.?* Das

363 OLG Innsbruck, Gz. 3R34/13v (11.4.2013), Nr. 5.5.1.
364 Kirchliche Statistik der Di6zesen Osterreichs 2015.
365 Baminger, Probleme, 15.

366 Lueger/Schuster, Fragestellungen, 43.
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bedeutet, dass sich mehr als die Halfte der Beschuldigungen gegen
Ordensleute richtet.

Damit ist klar, dass die OBK ein vitales Interesse an der Einbindung
der Orden in das System der Rahmenordnung hat. Das (behauptete)
Fehlverhalten eines Ordensangehorigen beeintrichtigt das Erschei-
nungsbild der Kirche insgesamt in der Offentlichkeit und eine Didzese
verfiigt mitunter tiber bessere personelle Ressourcen fiir den Umgang
mit solchen Verdachtsfillen.?®” Es wire nicht vermittelbar, wenn fiir
Opfer einer diézesanen Einrichtung andere Standards gilten als fir
Opfer einer Ordenseinrichtung.

11.3.1 Arten kanonischer Lebensverbande

§ 79 VerfO differenziert zunachst sachgerecht zwischen verschiedenen
Arten kanonischer Lebensverbinde.

1) Orden diczesanen bzw. pipstlichen Rechrs: Institute papstli-
chen Rechts unterstehen in Bezugauf die interne Leitungund
Rechtsordnung unmittelbar und ausschlieflich der Gewalt
des Apostolischen Stuhls (c. 593 CIC). Bei Instituten dio-
zesanen Rechts ist hingegen der Diézesanbischof die haupt-
sichliche und unmittelbare kirchliche Referenzautoritit
(vgl. c. 594 CIC). Beide Arten von Instituten erfreuen sich
aber der Autonomie gemif$ c. 586 CIC, welche von jeglicher
Autoritit zu wahren ist.

2)  Orden, Gesellschafien des Apostolischen Lebens und Sékularin-
stitute: Diese drei Formen konnen unter dem Oberbegriff
»Kanonische Lebensverbinde® zusammengefasst werden.
Die VerfO bezieht sich schon nach § 3 auf Angehorige aller
drei Formen. In § 79 wird nochmals eigens betont, dass sich
der Begriff ,,Orden im Abschnitt §§ 79-82 analog auch auf
die anderen beiden Formen bezieht. Desgleichen verstehen
die Leitlinien der DBK unter Ordensangehérigen die Mit-

367 Althaus DBK, Zustindigkeiten im weiteren Verlauf, Nr. 16, Rn. 2.
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glieder der Institute des geweihten Lebens und Gesellschaf-
ten des apostolischen Lebens (Nr. 1, Fn. 2). Damit gelten
als ,Ordensangehorige” solche, die aufgrund der Ordenspro-
fess oder vergleichbarer Bindungen einem Institut bzw. einer
Gesellschaft cingegliedert sind (cc. 654, 712 und 735 CIC),

doch ist auch an Novizen, Postulanten usw. zu denken.?%®

Klerikale und laikale Institute: Als klerikal wird ein Institut
bezeichnet, das unter der Leitung von Klerikern steht, die
Austibung der heiligen Weihe vorsieht und von der kirchli-
chen Autoritit als solches anerkannt ist (c. 588 § 2 CIC). Lai-
kale Institute haben hingegen eine ihnen eigentiimliche Auf-
gabe, die eine Austibung der heiligen Weihe nicht einschliefSt
(c. 588 § 2 CIC). Diese Unterscheidung wird in der Verfah-
rensordnung nicht direkt angesprochen, ist aber fur das Ver-
stindnis des letzten Satzes von § 79 VerfO wichtig. Hohere
Obere in Klerikerverbianden papstlichen Rechts sind nimlich
nach c. 134 § 1 CIC Ordinarien. Diese Verbinde erfreuen

sich des hochsten Grades an Autonomie.’®

4) Exemtion: Ebenso wenig wird die Exemtion in der Verfahren-

sordnung angesprochen. Dieser im CIC/1917 bedeutsame
Status ist nach der Meinung zahlreicher Autoren im gelten-
den Recht iiberholt.”° Institute, die nach dem CIC/1917
aufgrund des Gesetzes exemt waren (,unechte Exemtion®),
71 Lediglich, wenn die Exem-
tion kraft eines Privilegs zugesprochen wurde, besteht sie
gemif c. 4 CIC weiter,””* was in Osterreich freilich ein nicht
zu unterschitzendes Phinomen darstellt. Der Inhalt der
Exemtion kann dann je nach dem variieren, was im Privileg
zugestanden wurde. Im geltenden Codex erwihnt lediglich

haben diesen Status verloren.

368 Althaus, DBK, Grundsitzliches, Nr. 1, Rn. 7.
369 Vgl. Primetshofer, Ortsbischof, 154.
370 Vgl. Baura, Vescovo, 543; Garcia Martin, Exencidn, 847; Haering, Grundfragen, 837;

Henseler, Uberlegungen, 11; Primetshofer, Ortsbischof, 152.

371 Vgl. Primetshofer, Ordensrecht, 56.
372 Vgl. Baura, Vescovo, 543; Berzdorf, Autonomie, 245; Primetshofer, Ordensrecht, 56.
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c. 591 die Moglichkeit, dass der Papst exemte Institute schafft,
doch ist das nicht dasselbe, was der CIC/1917 darunter ver-
stand. Dennoch ist die Exemtion im Sinne des ¢. 591 CIC
im Zusammenhang mit der 6sterreichischen Rahmenord-
nung relevant. Sie bringt ndmlich mit sich, dass ein Institut
des geweihten Lebens der Leitung der Ortsordinarien entzo-
gen wird, wo doch die Rahmenordnung kraft der Autoritit
der Di6zesanbischofe die Ordensinstitute gleichermafien in
die Pflicht nehmen will.

S) Rechtlich selbststindige Klister: Die Verfahrensordnung lasst
schliefflich auch die rechtlich selbststindigen Kloster im
Sinne des c. 615 CIC unerwihnt, die aufler dem eigenen Lei-
ter keinen anderen hoheren Oberen haben und keinem ande-
ren Ordensinstitut so angeschlossen sind, dass dessen Oberer
eine wirkliche, von den Konstitutionen bestimmte Vollmacht
iiber ein solches Kloster besitzt. Der Status dieser Kloster ist
tir die Rahmenordnung deswegen von Interesse, weil sie der
besonderen Aufsicht des Diozesanbischofs anvertraut sind,
so dass sie den Instituten diozesanen Rechts niher stehen.?”?

11.3.2 Prinzip der Kompetenzabgrenzung gemaR c. 678 CIC

Der Gesetzgeber von 1983 war sich der Notwendigkeit bewusst, die
Zustindigkeit zwischen den Diézesanbischofen und den Ordensobe-
ren abgrenzen zu miissen. Dem Zweiten Vatikanischen Konzil und der
nachkonziliaren Gesetzgebung folgend, verleiht der CIC/1983 den
Bischéfen weit mehr Kompetenzen tiber die Ordenalsder CIC/1917.574
Die zentrale Bestimmung, auf welche viele andere zumindest implizit
Bezug nehmen, ist c. 678. Demnach unterstehen die Ordensleute der
Gewalt der Bischofe in dem, was die Seelsorge, die 6ffentliche Abhal-
tung des Gottesdienstes und andere Apostolatswerke betrifft. Diese

373 Vgl. Pree, Aufsicht, 166.
374 Vgl. Henseler, Verhiltnis, 296. Bei der angekiindigten Revision von mutuae relationes
wird eine Verstirkung der Tendenz erwartet, den Bischof im Interesse kirchlicher Ein-

heitlichkeit in groflere Verantwortung fiir die Orden zu bringen, vgl. Haering, Didzes-
anbischof, 295.
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Aufzahlung ist nicht abschliefend.’”> Austithrlicher ist die zugrunde-
liegende Passage in Art. 35 Z. 4 CD: offentlicher Vollzug des Got-
tesdienstes, die Seelsorge, die Predigt fir das Volk, die religiose und
sittliche Unterweisung der Glaubigen, besonders der Kinder, der kate-
chetische Unterricht und die liturgische Bildung und die verschiede-
nen Werke, insoweit sie die Ausiibung des Apostolats betreffen, sowie
die katholischen Schulen in Bezug auf ihre allgemeine Ordnung und
Aufsicht. HENSELER bietet einen Katalog, der weitere Bestimmungen
des Codex mitberiicksichtigt: Liturgie, Grindung, Zweckinderung
und Authebung von Kléstern, den Ordensleuten anvertraute Werke,
den Ordensleuten tibertragene Kirchenimter, Ordensmann als Kir-
chenrektor, Ordenspfarrer, Aufgaben der Verkiindigung insbesondere
Predigt, Katechese, Mission und Schulen.’”® Hinzuzufiigen wiren
noch Pflege, Betreuung, Caritas und soziale Titigkeit.””

»Es gibt keine Apostolatstitigkeit der Ordensleute, in der sie nicht in
den Hoheitsbereich des Bischofs treten:®”® Die Unterstellung unter
den Di6zesanbischof gilt mit allen Wirkungen, einschlieflich der
strafrechtlichen.””” Sie greift keinesfalls nur dann Platz, wenn der Di6-
zesanbischof bestimmte Aufgaben in spezieller Weise einem Orden
tibertragen hat. Nur kommt dem Bischof in diesen Fillen ein verstark-
tes Hoheitsrecht zu.>®® Es kann nicht sein, dass der Diozesanbischof
aufgrund von c. 678 § 1 CIC ,rubrizistische Kleinigkeiten beanstan-
den, nicht aber Fillen behaupteten sexuellen Missbrauchs Minderjih-

riger oder erwachsener Schutzbefohlener nachgehen kann*®!.

Was von c. 678 CIC nicht erfasst wird, ist das interne Leben der
Orden. Im Hinblick auf die 6sterreichische Rahmenordnung ist aber
festzuhalten, dass die Kontexte, in denen sich einschligige Taten ereig-
nen, fast durchwegs solche sind, die unter c. 678 CIC fallen. Gewiss

375 Vgl. Berzdorf, Autonomic, 188: ,,allumfassende vollstindige Gewalt des Didzesanbischofs®.
376 Henseler, c. 678, Rn. 4.

377 Scheuermann, Bischofe, 38.

378 Ebd.

379 Baura, Vescovo, 549.

380 Scheuermann, Bischofe, 39.

381 Althaus, DBK, Zustindigkeiten im weiteren Verlauf, Nr. 15, Rn. 3.
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konnen sich Delikte gegen das sechste Gebot auch im ordensinternen
Bereich abspielen, doch bleibt dies gew6hnlich auf8erhalb des Anwen-
dungsbereichs der Verfahrensordnung — etwa eine Vergewaltigung zwi-
schen erwachsenen Ordensangehérigen.®®

C. 678 CIC bezieht sich unterschiedslos auf alle Ordenspersonen
gleich welcher Kategorie, ob minnlich oder weiblich, papstlichen
oder diézesanen Rechts.? Art. 35 Z. 4 CD bezieht sich ausdriick-
lich sowohl auf die exemten als auch auf die nichtexemten Ordens-
leute. Das bedeutet, dass den Bischofen die Kompetenz hinsichtlich
der Apostolatswerke unabhingig davon zusteht, um welche der oben
genannten Rechtsformen es sich handelt. Bei den Instituten diézesa-
nen Rechts kommt noch die Zustindigkeit hinsichtlich der internen
Leitung und der Rechtsordnung hinzu.

Die Bischofe haben allerdings keine ausschlieflliche Kompetenz.?*
Nach c. 678 § 2 CIC unterstchen die Ordensleute in der Ausiibung
ihres dufleren Apostolats auch den eigenen Oberen. Die Formulierung
des Canons lasst jedoch erkennen, dass dem Bischof die primire Kom-
petenz zusteht, wihrend § 2 einen vorbeugenden Hinweis enthilt, um
zu vermeiden, dass Ordenspersonen sich den Weisungen des eigenen
Oberen zu entziehen trachten.”® Die Koordination bringt keine Min-
derung der Gewalt des Bischofs in seiner Didzese mit sich, welchem
zusteht, in eigener Vollmacht dariiber zu wachen, dass bei der aposto-
lischen Titigkeit Einheit besteht.?*

Gewiss ist es nicht immer leicht, die Grenzen zwischen der Autonomie
der Institute, der Gewalt der kirchlichen Autoritit und der Tiatigkeit
der Glaubigen, insofern sie dem geweihten Leben angehoren, zu zie-
hen. Der Gesetzgeber hat versucht, Regeln zur Verfiigung zu stellen,
um die verschiedenen Bereiche abzugrenzen, aber es wird immer der

382 Vgl. Mosconi, Principali, 292.

383 Vgl. Primetshofer, Ordensrecht, 243.
384 Berzdorf, Autonomie, 173.

385 Vgl. Primetshofer, Ordensrecht, 244.
386 Vgl. Baura, Vescovo, 547.
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klugen Entscheidung anheimgestellt bleiben, eine konkrete Bestim-
mung der Rechte jedes Betroffenen vorzunechmen .

11.3.3 Arten der Zusammenarbeit zwischen Orden und
Diozesen

Die Grundsatznorm des c. 678 § 1 CIC bezicht sich aufjegliche Apo-
stolatswerke. Dartiber hinaus ist es méglich, dass Orden und Didze-
sen auf dem Gebiet des Apostolats in engeren Formen zusammenar-
beiten. Damit sind in der Regel stirkere Mitbestimmungsrechte fiir
die Didzesanbischofe verbunden.?®® Verschiedene Formen werden im
Folgenden vorgestellt:

1) Ordenseigene Apostolatswerke: Diese werden von den Institu-
ten gemifl dem eigenen Charisma eingerichtet und von den
jeweiligen Oberen geleitet. Art. 101 lit. a ApSuc verlangt auch
diesbeziiglich, dass sie sich in den Gesamtplan der di6zesa-
nen Pastoral einfiigen und dass ihre Einrichtung nicht auto-
nom entschieden wird, sondern auf einer Ubereinkunft zwi-
schen Bischof und Oberen beruht. Bestimmte Initiativen, wie
die Eroffnung von Schulen (c. 801 CIC) oder die Anderung
des Zwecks einer Niederlassung (c. 612 CIC), bediirfen der
schriftlichen Zustimmung des Diozesanbischofs.

2)  Ubertragung von Werken gemdfS c. 681 CIC: Die Werke, die
Ordensangehérigen vom Diézesanbischof tibertragen wer-
den, unterstehen der Autoritit und Leitung dieses Bischofs,
unbeschadet des Rechts der Ordensoberen gemif c. 678 §§ 2
und 3 CIC. In diesen Fillen ist eine schriftliche Vereinbarung

387 Baura, Vescovo, 550.

388 Hingegen ist Berzdorfder Ansicht, dass die Stellung des Di6zesanbischofs immer schwi-
cher wird, je starker Ordensangehorige in den Dienst der Di6zese eingebunden wer-
den (Berzdorf, Autonomie, 192). Zutreffender wiire es zu sagen, dass die wechselseitige
Verwobenheit von Ordensoberen und Di6zesanbischof immer mehr zunimmt. Denn
das Erfordernis einer schriftlichen Vereinbarung nach ¢. 681 CIC und das jederzeiti-
ge Abberufungsrecht beider [!] Seiten nach c. 682 CIC sind keine Hinweise auf eine
schwiichere Stellung des Bischofs, sondern deuten vielmehr auf eine stirkere wechsel-
seitige Verwiesenheit hin.
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11.3.4

zwischen dem Diézesanbischof und dem zustindigen Insti-
tutsoberen zu treffen. Die tibertragenen Werke fallen nicht
unter die gebithrende Institutsautonomie.?®’

Ubertragung von Amtern gemifs c. 682 CIC: Soll in der Di6-
zese einem Ordensangehoérigen ein Kirchenamt tibertragen
werden, so wird der Ordensangehorige auf Vorschlag oder
wenigstens mit Zustimmung des zustindigen Oberen vom
Di6zesanbischof ernannt. Die Enthebung von diesem Amt
kann frei erfolgen sowohl durch den Bischof als auch durch
den Ordensoberen, wobei die jeweils handelnde Autoritit die
andere informieren muss, nicht aber einer Zustimmung der-
selben bedarf.?*°

Ordenspfarren: Gemifd c. 520 CIC kann der Diézesanbischof
mit Zustimmung des zustindigen Oberen einem klerikalen
Ordensinstitut oder einer klerikalen Gesellschaft des aposto-
lischen Lebens eine Pfarre tibertragen. In einer schriftlichen
Vereinbarung ist unter anderem niederzulegen, welche Auf-
gabe zu tibernehmen ist und welche Personen hierfiir gestellt
werden. In Osterreich weiter verbreitet ist jedoch das iiber-
kommene Institut der Inkorporation von Pfarren, sei es eine
Halbinkorporation oder eine Vollinkorporation.*"

Befugnisse, die dem Didzesanbischof jedenfalls
zukommen

Die Verbindlichkeit der Verfahrensordnung fiir Orden hingt von
der Frage ab, welche Institute in welchem Maf an die Gesetzgebung
der Diozesanbischéfe gebunden sind. Diese Frage wurde bereits in
Abschnitt 4.5 behandelt und hingt von der Rechtsform des Instituts
ab. Diesbeziiglich differenziert auch § 79 VerfO. Institute didzesanen
Rechts unterstehen nach c. 594 CIC ohnehin der Hirtensorge des
Di6zesanbischofs. Bei Instituten pépstlichen Rechts geht § 79 VerfO
davon aus, dass sie die Verfahrensordnung fiir ihren Bereich in Kraft
setzen. Die kritische Frage ist aber, was gilt, wenn sie das nicht tun.

389 Meier, Aufsichtsbefugnisse, 68.
390 Haering, Dizesanbischof, 283. Vgl. Primetshofer, Ortsbischof, 159.
391 Vgl. Heimerl/Pree, Vermdgensrecht, Rn. 5/569-571.
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§ 79 VerfO weist dazu auf die Befugnisse hin, die dem Di6zesanbischof
gemifl cc. 678-683 CIC jedenfalls zukommen.*”> Wie im Folgenden
zu zeigen sein wird, sind die meisten Vorginge, Schritte und Mafinah-
men, welche die Verfahrensordnung enthilt, weitgehend bereits von
diesen Befugnissen gedecke.

1)

Privention: Vorkehrungen zur Privention sind zwar nicht
Gegenstand der Verfahrensordnung, aber des Kapitels 1
von Teil B der Rahmenordnung (S. 30-33). Didzesanbi-
schofe werden ein grofies Interesse daran haben, dass auch
die Mitglieder der Ordensinstitute die Verhaltensrichtlinien
(S. 33f.) befolgen. Abschnitt 4.2 von Teil B benennt speziell
die Verantwortung der Ordensgemeinschaften bei der Praven-
tion. Bei der Regelung der Apostolatswerke der Ordensleute
miissen die Diozesanbischéfe und die Ordensoberen gemif3
c. 678 § 3 CIC im Meinungsaustausch vorgehen. Das bietet
cine Gelegenheit, die Einhaltung der Priventionsrichtlinien
einzufordern. Auflerdem konnen sie zum Gegenstand einer
schriftlichen Vereinbarung gemif ¢. 681 § 2 CIC gemacht
werden. Schliefllich muss ein Ordensmitglied, das im kirch-
lichen Dienst mitarbeitet, die Verpflichtungserklarung der
Rahmenordnung unterschreiben.?”

Ombudsstelle: Soweit die Ombudsstellen Beratungstitigkeit
und Soforthilfe anbieten, konnen sie das ohne Weiteres auch
fur Opfer von Ordenseinrichtungen tun. Dafiir ist keine insti-
tutionelle Verbindung mit der betroffenen Einrichtung erfor-
derlich. Selbst eine private Initiative konnte solche Dienste
beliebigen Opfern anbieten unabhingig davon, wer die T4ter
waren. Schwieriger ist die Frage hinsichtlich der Funktion der
Ombudsstellen, Meldungen entgegenzunehmen. Dazu ist auf
c. 1320 CIC hinzuweisen: In allem, worin Ordensleute dem

392 Die Befugnisse der cc. 679-683 CIC kommen dem Diézesanbischof gemifi c. 738 § 2
CIC ebenso gegeniiber den Mitgliedern der Gesellschaften des Apostolischen Lebens

zu.

393 Vgl. Teil A Nr. 1.3 und Teil D Nr. 8.
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Ortsordinarius unterstehen, konnen sie von ihm mit Stra-
fen belegt werden. Nun unterstehen die Ordensangehérigen
— gleich welcher Rechtsform — in den Angelegenheiten des
c. 678 § 1 CIC dem Didzesanbischof.** Wenn ihm aber eine
Strafkompetenz zukommt, dann muss darin auch die Kompe-
tenz nach c. 1717 CIC*? enthalten sein, Anzeigen entgegen-
zunechmen und sich dazu gegebenenfalls einer eigenen Stelle
zu bedienen.

3) Diozesane Kommission: Die Hauptaufgabe der didzesanen
Kommission besteht darin, Erhebungen durchzufiihren.
Das kann weitgehend auf das Visitationsrecht des Diozes-
anbischofs gemif$ c. 683 CIC gestiitzt werden. Die Aufzih-
lung der visitierbaren Gegenstinde unterscheidet sich teil-
weise von jener in ¢. 678 § 1. Da beide Canones aber in einem
engen Zusammenhang stehen und nicht einsichtig wire, wie
der Didzesanbischof Gewalt nach c. 678 § 1 CIC ausiiben
koénnte, wenn ihm nicht eine Visitation im Sinne des c. 683
§ 1 CIC zu Gebote stiinde, ist von der Identitit des inhaltli-
chen Anwendungsbereichs auszugehen.?® Ausdriicklich aus-
genommen sind nur Schulen, die ausschliefllich den eigenen
Alumnen des Instituts offenstehen. Das Recht des Diézesan-
bischofs, alle katholischen Schulen einschliellich der Ordens-
schulen, zu visitieren, ist auflerdem in c. 806 § 1 CIC veran-
kert. Der Ausdruck ,iibertragene Werke kann sich nicht auf
solche beschrinken, die gemaf8 c. 681 § 1 CIC tibertragen
wurden, sondern muss in einem weiten Sinn verstanden wer-
den, weil alle Apostolatswerke gleichsam tibertragen sind.””

394 Wie Heyousun darlegt, steht c. 1320 CIC nicht in Kontrast zur Ordensautonomie
(c. 586 CIC) und zum Schutz des jeweiligen spirituellen Erbes (c. 578 CIC), sondern
ist die logische Konsequenz daraus, vgl. Heyousun, Competence, 44.

395 C. 1717 CIC spricht von Ordinarien. Auf Ordensobere, die keine Ordinarien sind,
trifft dieser Begriff also ohnehin nicht zu.

396 Vgl. Henseler, c. 683, Rn. 1. Primershofer hilt den Katalog des c. 683 CIC hingegen fiir
taxativ (Primetshofer, Ordensrecht, 248).

397 Vgl. Aymans/Mérsdorf, Lehrbuch 11, S89f; McDermott, c. 683, 850; Haering, Didzes-
anbischof, 286; Schmitz, Apostolat, 66.
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c. 683 CIC bezicht sich auf alle Formen von Orden gleicher-
mafSen. Wenn sich das Visitationsrecht des Bischofs nach
c.397 § 2 bei Ordensinstituten papstlichen Rechts auf das
beschranke, was im Recht ausdriicklich genannt wird, dann ist
c. 683 CIC cine solche Rechtsbestimmung, die den Umfang
der Visitation angibt.””® Bei Orden di6zesanen Rechts und
bei den rechtlich selbststindigen Klostern im Sinne des c. 615
CIC kommt als Visitationsgegenstand noch die innere klos-
terliche Disziplin hinzu (c. 628 § 2 CIC).* Wie Art. 100 lit.
b ApSuc klargestellt hat, sind exemte Orden gleichermaflen
umfasst.”’ Die Visitation kann nach c. 683 § 1 CIC nicht
nur anlisslich der Pastoralvisitation, sondern auch im Falle
einer Notwendigkeit stattfinden. Der Verdacht tiber Taten,
die in den Anwendungsbereich der Verfahrensordnung fal-
len, stellt zweifellos einen solchen casus necessitatis dar. Der
Bischof muss die Visitation nicht personlich durchfiihren,
sondern kann sich gemif c. 683 § 1 CIC einer anderen Per-
son bedienen.®! Diese muss nach c. 396 § 1 CIC Priester sein,
doch kénnen weitere Begleiter und Helfer beigezogen werden
(c. 396§ 1 CIC).* Somit steht nichts entgegen, dass die Mit-
glieder der diézesanen Kommission, unter denen ohnehin ein
Priester sein soll (§ 18 lit. d VerfO) zur Visitation herangezo-
gen werden, damit sie ihre Erhebungen durchfithren kénnen.
Im Rahmen der Visitation ist das Institut zudem zur Heraus-
gabe von Informationen verpflichtet, so dass auch die Uber-

mittlungspflicht nach § 44 letzter Satz VerfO abgedecke ist.*

398 Vgl. Baura, Vescovo, 550; Berzdorf, Autonomie, 187; Primetshofer, Ordensrecht, 248.

399 Vgl. Berzdorf, Autonomie, 200 und 207; Haering, Didzesanbischof, 286. Das gilt auch,

wenn die rechtlich selbststindigen Kloster papstlichen Rechts sind.

400 Damit ist die Interpretationsfrage, die Bier noch offenlief}, geklirt: Bier, c. 397, Rn. 8.
401 Vgl. Henseler, Fragen, 176.

402 Vgl. Rhode, Visitation, 508.

403 Norm 12 der Essential Norms der US-Bischofskonferenz statuiert eine Informations-

pflicht der Ordensoberen gegeniiber den Di6zesanbischofen. Sie stiitzt sich nicht auf
c. 683, sondern auf cc. 678 und 679 CIC. Ward bestreitet die Verbindlichkeit dieser
Pflicht, solange nur die interne Arbeit betroffen ist und kein Dienst, der vom Bischof
abhingt (Ward, Application, 17). Bei c. 683 CIC geht es aber gerade nicht um ver-
bandsinterne Materien, sondern um das duf8ere Apostolat.
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4)  Konsequenzen fiir Titer: Wenn eine didzesane Kommission
Erhebungen hinsichtlich eines Ordensmitglieds durchge-
fuhrt hat, kann sie dann auch Vorkehrungen empfehlen? § 51
VerfO verlangt einen Bericht an den Diézesanbischof und an
den héheren Oberen, wihrend § 51 VerfO zudem eine Riick-
meldungseitens des Oberen vorsicht. Da es sich nur um Emp-
fehlungen handelt, stellt sich das Problem der Verbindlichkeit
fir den Ordensoberen nicht. Die Empfehlungen der didzesa-
nen Kommission wiren nicht einmal fiir den Diézesanbi-
schof verbindlich. Dessen ungeachtet steht dem Diézesanbi-
schof in gewissen Fillen aber schon aufgrund kodikarischer
Bestimmungen das Recht zu, Maffnahmen beziiglich Ordens-
mitglieder zu ergreifen. Wenn der Diézesanbischof bei der
Visitation Missstinde entdeckt hat, kann er nach ergebnislo-
ser Mahnung des Ordensoberen gemif$ c. 683 § 2 CIC selbst
Vorkehrungen treffen.®* Als schirfstes Mittel kann er bei
einem dringenden, duflerst schweren Grund dem Mitglied
eines Ordensinstituts gemif$ c. 679 CIC verbieten, sich in
der Di6zese aufzuhalten.*> Ohne Zweifel stellen bestimmte
Taten, die in den Anwendungsbereich der Verfahrensordnung
fallen, einen solchen Grund dar, wenn Umstinde wie Arger—
nis oder Wiederholungsgefahr hinzukommen. Auch hier
muss der Didzesanbischof aber zuerst den hoheren Oberen
ergebnislos aufgefordert haben, selbst Vorsorge zu treffen.
Um einem leichtfertigen Einsatz dieses Instruments vorzu-
beugen, muss zudem der Heilige Stuhl unverziiglich infor-
miert werden.*® Wenn dem Ordensmitglied ein Kirchenamt
— auch das Amt des Pfarrers*” — tibertragen wurde, kann der
Didzesanbischof es nach c. 682 § 2 CIC frei des Amtes enthe-
ben. Fiir diese Mafinahme miissen keine bestimmten Griinde
vorliegen und der Ordensobere muss nur benachrichtigt wer-

404 Vgl. Heyousun, Competence, 44.

405 Analoges gilt nach c. 715 CIC fiir klerikale Mitglieder von Sikularinstituten und ge-
mif c. 738 § 2 CIC fiir Angehérige von Gesellschaften des Apostolischen Lebens, vgl.
Berzdorf; Autonomie, 187f.

406 Haering, Didzesanbischof, 291.
407 Vgl. Heyousun, Competence, 53; Sebott, Ordensrecht, 216f.
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den. Davon kann also ohne Weiteres Gebrauch gemacht wer-
den, wenn ein Verhalten gesetzt wurde, das von der Verfahren-
sordnung erfasst wird.“”® Wenn ein Werk tibertragen wurde,
ist davon auszugehen, dass in der schriftlichen Vereinbarung
auch die erforderlichen Eigenschaften der zur Verfiigung zu
stellenden Mitglieder umschrieben wurden (c. 681 § 2 CIC).
Ein Mitglied, das eine von der Verfahrensordnung erfasste Tat
begangen hat, wird den erforderlichen Eignungsvoraussetzun-
gen nicht mehr entsprechen und daher auf dieser Grundlage
zurtickgeschickt werden konnen. Aufler diesen Mafinahmen
sind eine Entlassung aus dem Orden sowie Strafsanktionen zu
erwigen, die unten in Abschnitt 11.3.8 behandelt werden.

5) Finanzielle Unterstiitzungsleistungen: Im Ssterreichischen

System ist vorgeschen, dass Opfer, die dies wiinschen, nach
Prifung durch die diozesane Kommission und die UOK
finanzielle und/oder therapeutische Hilfeleistungen erhal-
ten (§ 61 VerfO). Die Zahlungen werden von der Stiftung
Opferschutz in der Erwartung getitigt, dass die kirchlichen
Einrichtungen, in deren Bereich sich ein Vorfall ereignet hat
— also die Diézesen oder Orden —, den entsprechenden Betrag
refundieren. Auf welcher Grundlage konnten die Orden dazu
gehalten sein, sofern sie sich nicht freiwillig dazu verpflich-
ten? Das eben dargestellte Visitationsrecht und die dem Dio-
zesanbischof zur Verfiigung stehenden Maffnahmen bieten
dafiir keinen Anhaltspunkt. Nach einer authentischen Inter-
pretation des PCLT kann ein Diozesanbischof nicht einmal
gemif c. 1263 CIC den Schulen eines Ordens papstlichen

Rechts eine Steuer auferlegen.*” Ebenso wenig kommen die

408 Der Meinung Heyousuns, dass zuerst ein formliches Amtsenthebungsverfahren (Com-
petence, 46) oder bei strafrechtlich relevantem Verhalten zuerst cin Strafprozess ge-
fithrt werden muss (Competence, 54), kann nicht gefolgt werden. Selbst wenn der
Ordenspriester das Amt des Pfarrers innchat, kann er, wie Primetshofer festhile (Or-
densrecht, 247), des Amtes jederzeit frei enthoben werden.

409 PCLT, Responsio II. Der Grund dafiir diirfte sein, dass sie keine 6ffentlichen juristi-

schen Personen sind, die der Leitung des Didzesanbischofs unterstehen, obwohl sie
seinem Aufsicht- und Visitationsrecht unterstehen, vgl. Berzdorf, Autonomie, 194.
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Verfahrensordnung oder die Rahmenordnungals ganze dafiir
in Frage, weil sie die beschriebene Praxis nur referieren, aber
keine Rechtsgrundlage dafiir bieten. Selbst wenn sie also per
se und ausnahmslos fiir simtliche kanonischen Lebensver-
binde verbindlich wiren, wiirde das keine Refundierungs-
pflicht miteinschlieflen. Neben der Rahmenordnung ist das
Statut der Stiftung Opferschutz zu beachten, das mehrere
Moglichkeiten zur Generierung materieller Mittel vorsicht.
Zum einen sollen die Superiorenkonferenz der mannlichen
Ordensgemeinschaften Osterreichs und die Vereinigung
der Frauenorden Osterreichs an der Dotation mitwirken;*!
zum anderen wird die Stiftung jene Einrichtungen, in deren
Wirkungsbereich Delikte geschehen sind, einladen, entspre-
chende Dotationen des Stiftungsvermdgens vorzunehmen.*!
Beide Bestimmungen enthalten jedoch keine durchsetzbare
Refundierungspflicht fir Orden und konnten es auch gar
nicht, weil das Statut dritte Personen nicht in die Pflicht neh-
men kann. Ferner kann die Stiftung aber gegen Abtretung der
entsprechenden Schadenersatzforderungen seitens der Opfer
diese Forderungen im eigenen Namen gegen schadenersatz-
pflichtige Personen geltend machen.*? Mit den schadener-
satzpflichtigen Personen sind in erster Linie die unmittelba-
ren Schidiger, also die Tiater gemeint. Dartiber hinaus kann
aber auch die Einrichtung, fiir die sie titig waren, nach dem
osterreichischen Zivilrecht aufgrund der Besorgungsgehilfen-
haftung (§ 1315 ABGB) unter bestimmten Voraussetzungen
schadenersatzpflichtig sein.”® In diesen Fillen kann die Stif-
tung Opferschutz die Forderung, die sie sich vom Geschidig-
ten hat abtreten lassen, also zivilrechtlich gegen den Orden
geltend machen. Wenn das Ordensmitglied nicht in einer
Einrichtung, die der Orden auf eigene Initiative betreibt, son-

Das Visitationsrecht impliziert also keine Leitung und erst recht keine Befugnis zur
Besteuerung,.

410 § 2 Nr. 3.2.1 Statut/Stiftung.

411 Ebd. § 2 Nr. 3.2.2.

412 Ebd. § 2 Nr. 3.2.3.

413 Im Detail dazu Berkmann, Mafinahmen, Abschnitt ITL1.
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dern in einem von der Diozese iibertragenen Werk titig war,
miissten die Kosten wohl in dem Maf aufgeteilt werden, wie
die Zustandigkeit bei der Auswahl und Beaufsichtigung des

Personals verteilt war.

Wie sich gezeigt hat, kommen dem Diézesanbischof in vielen Fillen
schon aufgrund der kodikarischen Bestimmungen Kompetenzen iiber
die Orden zu. In jenen Punkten, in denen die Rahmenordnung dari-
ber hinausgeht und nicht anderweitig fiir Orden verbindlich gemacht
wurde, besteht aber doch eine moralische Verantwortung derselben.
So ist sich die Glaubenskongregation bewusst, dass in erster Linie der
Di6zesanbischof bzw. héhere Obere fiir die Behandlung von Strafta-
ten sexuellen Missbrauchs zustindig ist, wiinscht aber trotzdem ein
cinheitliches Vorgehen innerhalb ciner Bischofskonferenz** und
hilt fest, dass die Leitlinien der Bischofskonferenz auch den hoheren
Oberen Orientierungshilfen bieten.*”® LEvADA fand deutliche Worte:
»Zugleich sicht es die Glaubenskongregation aber als die Pflicht der
einzelnen Bischofe und Ordensoberen an, bei der Entwicklung solcher
Leitlinien mitzuwirken und sie zum Wohl der Kirche zu beachten,
sobald sie von der Glaubenskongregation gebilligt worden sind. Kein
Bischof oder Ordensoberer darf sich als von solcher Mitarbeit aus-
genommen betrachten!*¢ Die Superiorenkonferenz der minnlichen
Ordensgemeinschaften Osterreichs und die Vereinigung der Frauenor-
den Osterreichs haben die Rahmenordnung approbiert und koope-
rieren am Finanzierungssystem der Stiftung Opferschutz. Wenn sich
einzelne Ordensinstitute dem Osterreichischen System entzogen, so
schoben sie die Lasten — auch finanzieller Art — nur anderen kirchli-
chen Rechtstrigern zu.

11.3.5 Ho6here Obere als Ordinarien

Der letzte Satz des § 79 VerfO nimmt eine Ausdehnung des Anwen-
dungsbereichs gewisser Bestimmungen der Verfahrensordnung vor, die
den Begriff ,,Ordinarius® verwenden. Dieser Begriff wird in c. 134§ 1

414 CDocFid, Leitlinien, Schluss.
415 Ebd. Nr. IIL
416 Levada, Missbrauch, 25.
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CIC definiert. Demnach umfasst er neben anderen Amtstrigern die-
jenigen hoheren Oberen klerikaler Ordensinstitute papstlichen Rech-
tes und klerikaler Gesellschaften des apostolischen Lebens papstlichen
Rechtes, welche wenigstens ordentliche ausfithrende Gewalt besitzen
(vgl.auch ¢. 596 § 3 CIC). Die héheren Oberen laikaler oder didzesa-
ner Orden bzw. Gesellschaften des Apostolischen Lebens sind hin-
gegen keine Ordinarien. Alle hoheren Oberen besitzen Hausgewalt
(potestas domestica) und Verbandsgewalt (potestas dominativa), doch
Leitungsgewalt (potestas regiminis) im Sinne des c. 129 CIC besitzen
nur jene, die zugleich Ordinarien sind.*”

Nun bedient sich die Verfahrensordnung an vielen Stellen der Kiirze
halber des Ausdrucks ,,Ordinarien®, um aufseiten der Didzesen die
Diozesanbischofe, Generalvikare und zustindigen Bischofsvikare
ebenso zu erfassen wie aufseiten der Orden die hoheren Oberen der
klerikalen Institute pipstlichen Rechts.*”® An manchen Stellen ist es
von der Sache her aber geboten, dariiber hinaus die héheren Orden-
soberen miteinzuschlieflen, die keine Ordinarien sind. Deswegen legt
§ 79 VerfO fest: ,Was in dieser Verfahrensordnung tiber die Zusam-
menarbeit zwischen den Ombudsstellen und diozesanen Kommissio-
nen einerseits und den Ordinarien andererseits festgelegt ist, gilt dann
sinngemafl fir die Zusammenarbeit mit den hoheren Oberen, auch
wenn sie keine Ordinarien sind:*

Diejenigen Bestimmungen, welche die Zusammenarbeit mit den
Ombudsstellen und diézesanen Kommissionen regeln, beinhalten im
Wesentlichen Empfehlungen (§ 16), die Weitergabe von Informati-
onen (§§ 31 und 41) sowie die Abgabe ciner Stellungnahme an die
UOK (§ 64). Fiir keinen dieser Vorginge ist Leitungsgewalt erfor-
derlich — ebenso wenig bei der Zusammenarbeit mit dem Krisenstab
(§ 24). Auflerdem wird der Ausdruck ,,Ordinarius® auch in Paragra-
417 Vgl. Henseler, c. 596, Rn. 5.
418 Desgleichen wurdein den Leitlinien der DBK von 2013 der Begrift,, Diozesanbischof
zumeist durch den Terminus ,,Ordinarius® ersetzt, so dass nunmehr auch dessen admi-
nistrativer Vertreter (Generalvikar, Bischofsvikar) und der Hohere Ordensobere eines

klerikalen Institutes papstlichen Rechts mit seiner Verantwortung cinbezogen werden.,
vgl. Althaus, DBK, Vorbemerkungen, Rn1.
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phen verwendet, welche Mafinahmen hinsichtlich der mutmafllichen
Titer betreffen. Darauf bezieht sich § 79 letzter Satz VerfO zwar nicht,
doch setzen viele dieser Mafinahmen ebenfalls keine Leitungsgewalt
voraus, so dass sie nicht nur von héheren Oberen getroffen werden
konnen, die Ordinarien sind: die Dienstfreistellung (§ 63 Z. 4), die
Betreuung des Beschuldigten (§ 64) sowie die Beschrinkungen und
Auflagen fiir den weiteren Dienst (§§ 66 und 68). Verfiigungen in
einem Strafverfahren setzen hingegen Leitungsgewalt voraus und sind
somit den Oberen vorbehalten, die Ordinarien sind:*? §§ 71, 72, 73
und 75 VerfO.

11.3.6 Informationsaustausch

§ 80 VerfO behandelt den Fall, dass Mitarbeiter zwischen dizesa-
nen und Ordenseinrichtungen wechseln. Dazu wird eine gegensei-
tige Informationspflicht verankert. Im Hinblick auf die Orden ist die
Formulierung abgeschwicht — mit Bedacht auf den moglicherweise
geringeren Verbindlichkeitsgrad der Verfahrensordnung fiir bestimmte
Ordensinstitute. Das, was § 69 VerfO bereits fiir einen Wechsel inner-
halb einer Diézese oder zwischen Di6zesen normierte, legt § 80 VerfO
somit auch im Hinblick auf Orden fest. Nicht ausdriicklich gesagt,
aber wohl vorausgesetzt ist, dass es sich um Informationen handelt, die
beziiglich der von der Verfahrensordnung erfassten Verhaltensweisen
relevant sind. Der Begriff ,Mitarbeiter ist weit und umfasst sowohl
Kleriker als auch Laien. Dieser Informationsaustausch ist die Voraus-
setzung fuir eine wirksame Vermeidung von Wiederholungstaten. Was
die Klausel hinsichtlich der arbeitsrechtlichen Bestimmungen betrifft,
ist auf das zu § 69 Gesagte zu verweisen.

Teil B der Rahmenordnung/2016 nimmt in Nr. 4.1.5 auf diese The-
matik Bezug. Hier wird zusitzlich erwihnt, dass in den Aufnahme-
gesprachen besonders auf die personliche Reife geachtet wird und die
Teilnahme an den diozesan fir die Einfihrung in die Pastoral vorge-
sehenen Begleitprozessen verpflichtend ist.

419 Vgl. cc. 1341 (,Ordinarius®), 1427 (,klerikales Ordensinstitut papstlichen Rechtes®),
1717 (,,Ordinarius®) CIC. Vgl. Rbode, Religiosenverbinde, 859.
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Ein Entwurf zur Rahmenordnung hitte auch eine entsprechende
Informationspflicht beim Wechsel von Novizen bzw. Alumnen vor-
geschen (vgl. c. 241 § 3 CIC). Auf Anraten der Bischofskongregation
wurde davon Abstand genommen, weil der Erlass einer neuen Grund-
ordnung fiir die Ausbildung der Priester bevorstand und die entspre-
chende Regelung besser in der zugehorigen Umsetzungsnorm der
Bischofskonferenz zu platzieren wire.”® Die inzwischen vorliegende
neue Grundordnung beschiftigt sich mit diesem Thema in Art. 198.%!
Zu beachten ist in diesem Zusammenhang aufferdem die Instruktion
iiber die Aufnahme ins Seminar von Kandidaten, die aus anderen
Seminaren oder Ordensfamilien kommen.*** Die bisherige nationale
Rahmenordnung fiir die Ausbildung der Priester trifft die entsprechen-
den Anordnungen in Punkt 4.4.** Hierzu liegen also ohnehin bereits
rechtsverbindliche Vorschriften vor.

Wenn ein Kleriker den Inkardinationsverband wechselt, muss sich
der Di6zesanbischof bereits aufgrund von ¢. 268 ° 2 CIC, wenn nétig
geheim, tiber Leben, sittliche Fihrung und Studiengang vergewissern.

11.3.7 Zusammenarbeit

Wihrend oben in Abschnitt 11.3.4 der Fall behandelt wurde, dass ein
Di6zesanbischof sich bei der Visitation von Apostolatswerken eines
Ordens der diézesanen Kommission bedient, behandelt § 81 VerfO
den Fall, dass hohere Obere von sich aus Verdachtsmomenten und
Vorwiirfen in ihrem Bereich nachgehen. Es wird festgelegt, dass sie
sich dabei ebenfalls der di6zesanen Einrichtungen bedienen und den
Diézesanbischof informieren. Damit ersparen sich die Orden die Schaf-

420 Die Glaubenskongregation erwihnt die Wichtigkeit des Informationsaustausches bei
einem Wechsel von Priesteramts- oder Ordenskandidaten zwar in ihrem Rundschrei-
ben zur Erarbeitung von Missbrauchs-Leitlinien, bemerke in diesem Zusammenhang
aber auch: ,Genauere Angaben kénnen in die Ausbildungsprogramme der Seminare
und der Ausbildungshiuser in jedem Land, jedem Institut des geweihten Lebens und
jeder Gesellschaft des apostolischen Lebens mittels der jeweiligen Ratio institutionis
sacerdotalis cingefiigt werden:* (Nr. I lit. ¢.)

421 CCler, Ratio fundamentalis.

422 Congregatio de Institutione Catholica, Con la presente, Nr. 384-394.

423 OBK, Rahmenordnung fiir die Ausbildung der Priester. Zudem wird in Punke 3.2.2 unter
dem Titel ,menschliche Reifung* die Begegnung mit Frauen und Mannern thematisiert.
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fungeigener Einrichtungen, was personelle und finanzielle Ressourcen
erfordern wiirde. Die di6zesanen Einrichtungen haben bereits Erfah-
rung und kénnen der Angelegenheit aus groferer Distanz begegnen.
Ein prominentes Beispiel dafiir, wie Vorfille beziiglich einer Ordens-
schule von der betreffenden diézesanen Ombudsstelle und der UOA
bearbeitet wurden, liefert das Stift Kremsmiinster.*4

In dieser Hinsicht besteht ein wesentlicher Unterschied zu den Leit-
linien der DBK. Diese grenzen die Zustindigkeit zwischen Diéze-
sen und Orden folgendermaflen ab: ,Fiir Ordensangehérige, die im
bischoflichen Auftrag titig sind, ist der Didzesanbischof zustindig, der
diesen Auftrag erteilt hat, unbeschadet der Verantwortung des Hohe-
ren Ordensoberen. Soweit die Ordensangehérigen nicht mehr im
bischoflichen Auftrag titig sind, unterstiitzt der Di6zesanbischof den
Hoheren Ordensoberen:*® In anderen Fillen liegt die Zustindigkeit
bei den jeweiligen Hoheren Ordensoberen, denen aber dringend nahe
gelegt wird, den betroffenen Diézesanbischof zu informieren (Nr. 16).%

Dieser Unterschied hat vor allem zwei Ursachen. Erstens hat das Sekre-
tariat der Deutschen Ordensobernkonferenz mit Datum vom 2.6.2014
cigene Leitlinien*” erarbeitet.*® Nach deren Nr. 4 und Nr. 8 setzen
die Orden cigene Ansprechpersonen und Beraterstibe ein,” wihrend
sie in Osterreich nach § 81 VerfO die diozesanen Ombudsstellen und
Kommissionen mitnutzen. In Deutschland existieren also zwei Leitli-
niendokumente nebeneinander und es kommt zu einer institutionellen
Trennungder Einrichtungen, so dass schon deswegen eine Abgrenzung
unumginglich ist. In Osterreich hingegen haben die Superiorenkon-
ferenz der minnlichen Ordensgemeinschaften und die Vereinigung
der Frauenorden sich der Rahmenordnung der OBK angeschlossen,

424 Vgl. Keupp . a., Schweigen, 10.

425 Nr. 15.

426 Vgl. Anuth, Modell, 188: Kriterium ist das Bestehen eines Gestellungsvertrags.

427 Deutsche Ordensobernkonferenz, Leitlinien.

428 Rieger, Aufarbeitung, 125.

429 Vgl. Schiiller, Leitlinien, 283. Nr. 8 der Leitlinien sicht als eine von mehreren Méglich-
keiten aber vor, dass auch der Beraterstab der jeweiligen Di6zese in Anspruch genom-
men werden kann.
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so dass — wie in den vielen anderen Lindern — ein einheitliches Werk
fur beide Bereiche besteht. Zweitens sind die Leitlinien der DBK enger
mit der kanonischen Voruntersuchung und dem kirchlichen Strafver-
fahren verkniipft, so dass an den entsprechenden Stellen eine Weichen-
stellung vorgenommen werden muss, um klarzustellen, auf welchem
Gleis das Verfahren weiterliuft. Die Rahmenordnung der OBK nor-
miert hingegen ein gesondertes Verfahren, das mit dem kanonischen
zwar gewisse Kreuzungspunkte aufweist, aber davon abgesehen eigen-
standige Zwecke verfolgt.

11.3.8 Straf- und Entlassungsverfahren

§ 82 VerfO erwihnt Strafverfahren und Entlassungsverfahren beziig-
lich Ordensmitgliedern, wobei er darauf hinweist, dass Ergebnisse
eines eventuellen Strafverfahrens bei einem nach dem Eigenrecht
durchzufithrenden Verfahren zur Entlassung aus dem Ordensinstitut
herangezogen werden konnen. An dieser Stelle ist des Verhaltnis zwi-
schen den ordensinternen und den dizesanen Verfahren sowie dem
in der Rahmenordnung geregelten Verfahren zu klaren.

Hohere Obere in den klerikalen Instituten papstlichen Rechts, also
héhere Obere, die zugleich Ordinarien sind (c. 134 § 1 CIC), besit-
zen kirchliche Leitungsgewalt (c. 596 § 2 CIC), welche cine Strafge-
walt miteinschlieft.° Gleichzeitig besitzt aber der Ortsordinarius
eine Strafgewalt iiber Ordensleute in allem, worin sie ihm unterstehen
(c. 1320 CIC).*®! Der Ordinarius, der gemif§ c. 1717 CIC eine kano-
nische Voruntersuchung einleitet, kann Orts- oder Ordensordinarius
sein.®? Ein Leitfaden®® der Glaubenskongregation iiber schwerere
Delikte bei Ordensklerikern geht davon aus, dass der héhere Obere im

Sinne des c. 620 CIC, der eine wenigstens wahrscheinliche Kenntnis

430 Vgl. Lidicke, c. 1320, Rn. 4; Rieger, Aufarbeitung, 126.

431 Vgl. Liidicke, c. 1320, Rn. 3; Meier, Aufsichtsbefugnisse, 68; Sanchis, c. 1320, 280. Nach
Heyousun umfasst die Komeptenz des Ortsordinarius gemafd c. 1320 CIC nicht nur
Strafen im eigentlichen Sinn, sondern auch andere Sanktionen wie z. B. Disziplinar-
mafinahmen, vgl. Heyousun, Competence, 43.

432 Vgl. Rees, Vorgehen, 113; Rieger, Aufarbeitung, 126. Anderer Ansicht Hallermann,
Anzeige, 141.

433 Ordo Fratrorum Minorum, Curia generale, Normae servandae, 21f.
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von einem Delikt erhilt, die Voruntersuchung im Sinne des ¢. 1717 -
bzw. hinsichtlich einer Entlassung aus dem Institut gemif c. 695 § 2
CIC, durchfihrt und die Glaubenskongregation tiber ihren Ausgang
informiert. Diese gibt dann vor, auf welchem Weg weiter voranzu-
schreiten ist. Ein Verwaltungsstrafverfahren wird analog c. 699 CIC
ordensintern®* gefithrt werden konnen. Bei cinem gerichtlichen Straf-
prozess legt die Glaubenskongregation das zustindige Gericht fest.
Das kann — sofern vorhanden® — ein Ordensgericht (c. 1427 CIC*¢)
sein, oder eher — zumal die meisten Orden tber kein entsprechendes
Gerichtverfiigen — das Wohnsitzgericht (c. 1408i. V. m.c. 103 CIC).*7
Wenn ein didzesanes Gericht die Sache behandelt, kann es beziiglich
Ordenspersonen Strafen jedweder Art feststellen bzw. verhingen.*

Wann immer eine kanonische Voruntersuchung erfolgt, gleich ob sie
vom Orts- oder vom Ordensordinarius durchgefithrt wird, ist § 71
VerfO zu beachten, so dass die diozesane Kommission keine Erhe-
bungen durchfiihrt. Gleichwohl kann sich auch der Ordensordinarius
zur Durchfithrung der Voruntersuchung der diézesanen Kommission

bedienen (vgl. § 81 VerfO).

Eine Entlassung von Ordensmitgliedern aus dem Institut ist bei Straf-
taten gemif c. 1395 CIC obligatorisch, aufler der Obere ist bei den
in c. 1395 § 2 genannten Straftaten der Ansicht, dass eine Entlassung
nicht unbedingt nétig ist und dass fiir die Besserung des Mitglieds, fiir
die Wiederherstellung der Gerechtigkeit und fiir die Wiedergutma-
chung des Argernisses anderweitig hinreichend gesorgt werden kann

434 Vgl. Rieger, Aufarbeitung, 127.

435 Vgl. ebd. 128.

436 In der Kanonistik ist strittig, ob sich die ordensrechtliche Gerichtsbarkeit ebenso auf
Strafsachen bezicht, obwohl c. 1427 CIC nur Streitsachen erwihnt (vgl. Primezshofer,
Ordensrecht, 65). Indem die Glaubenskongregation in ihrem Leitfaden im Kontext
von Strafsachen auf c. 1427 CIC verweist, scheint sie diese Frage zu bejahen.

437 Fiir Streitsachen zwischen einem Ordensinstitut oder einem Ordensangehdérigen ei-
nerseits und einem Laien andererseits — wie es bei kirchlichen Schadenersatzprozessen
gewdhnlich der Fall ist -, liegt die Zustindigkeit nach c. 1427 § 3 CIC aber von vorn-
herein beim Didzesangericht. Es fillt auf, dass die Tatortzustindigkeit nach c. 1412
CIC nicht erwihnt wird.

438 Vgl. Heyousun, Competence, 45 und 47.
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(c. 695 § 1 CIC).* Dass die Sanktion ausgerechnet bei den qualifi-
zierten Delikten des § 2 abgemildert werden kann, erscheint aus heu-
tiger Sicht unbefriedigend.*® Méglicherweise kann aber gerade bei
Missbrauchstitern der Wiederholungsgefahr besser vorgebeugt wer-
den, wenn sie in einem geordneten und beaufsichtigten Umfeld blei-
ben. RHODE versteht den Verweis des c. 695 § 1 auf c. 1395 § 2 CIC
offenbar dynamisch, so dass die Delikte nunmehr in der Fassung von
Art. 6und 7 Normae mafigeblich sind.*! Dennoch wird davon bei wei-
tem nicht jedes Verhalten erfasst, das in den Anwendungsbereich der
Verfahrensordnung fallt. Fiir solche Taten konnte eine fakultative Ent-
lassung gemif c. 696 § 1 oder eine zwangsweise Exklaustration gemafd
c. 686§ 3 CIC in Betracht kommen. Die dafiir erforderlichen schwer-
wiegenden Griinde werden bei solchen Taten hiufig gegeben sein.
Fir die Entlassung eines Mitglieds mit zeitlichen Gelibden genitigen
auch weniger schwere, im Eigenrecht des Instituts festgelegte Griinde
(c. 696 § 2 CIC). Novizen kénnen ohne Weiteres von der Autoritit
des Instituts entlassen werden (c. 653 § 1 CIC). Die Exklaustration
wird bei einem Institut papstlichen Rechts vom Heiligen Stuhl bzw.
bei einem Institut didzesanen Rechts vom Didzesanbischof auferlegt.*

439 Vgl. Rees, Strafgewalt, 477.

440 Vgl. Rieger, Aufarbeitung, 123f.

441 Rhode, Religiosenverbande, 876. Vgl. Althaus, DBK, Konsequenzen fiir den Titer,
Nr.52,Rn. 1.

442 Vgl. Haering, Didzesanbischof, 289.
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In Abschnitt 1 wurden funf Punkte genannt, welche die Rahmenord-
nung/2016 gegeniiber der Rahmenordnung/2010 verbessern sollte.
Diese Desiderate wurden weitgehend erfillt:

1) Anzeigen bei der Ombudsstelle: Weiterhin kénnen die

Ombudsstellen Meldungen entgegennehmen. Wie in
Abschnitt 7.1 dargelegt wurde, bedeutet das keinen Wider-
spruch zum universalen Kirchenrecht. Zugleich stellt § 29 lit.
b VerfO klar, dass die Meldung auch beim Di6zesanbischof
bzw. Ordensoberen oder dem unmittelbar dienstlich Vorge-
setzten gemacht werden kann. Insgesamt wurde der Aufga-
benkreis der Ombudsstellen praziser umrissen und von jenem
der diézesanen Kommissionen abgegrenzt.

Plausibilitatspriifung: Bei der Ombudsstelle wurde verdeut-
licht, dass sie lediglich eine Plausibilititspriifung vornimmt
(§ 36 VertO), wihrend bei der divzesanen Kommission klar
gestellt ist, dass sie nur Erhebungen (§ 44 VerfO), aber keine
Ermittlungen im strafprozessualen Sinne durchfiihrt. In den
§§ 71-75 VerfO wird eine genaue Abgrenzung zum kano-
nischen Strafverfahren vorgenommen, so dass der Eindruck
vermieden wird, das 6sterreichische System wolle sich an die
Stelle eines kanonischen Strafverfahrens setzen oder dieses
verzogern.

Keine Umgehung des Bischofs: Schon die Rahmenord-
nung/2010 intendierte keine Umgehung des Bischofs. Die
neue Verfahrensordnung macht noch einmal deutlich, dass
die Ordinarien in dringenden Fillen sofort (§ 32 VerfO),
in allen Fillen aber spatestens bei der Weiterleitung von der
Ombudsstelle an die diézesane Kommission verstindigt wer-
den (§ 37 VerfO) und sie jederzeit vom Vorsitzenden der di6-
zesanen Kommission Informationen verlangen kénnen (§ 41
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4)

VerfO). Zudem wurde auf der terminologischen Ebene das
Missverstindnis ausgerdumt, dass der Bericht der Kommis-
sion ein definitiver Schlussbericht wire. An allen betreffen-
den Stellen wurde begrifflich prizise festgehalten, dass den
Ordinarien nur Empfehlungen gegeben werden, wihrend das
Fillen einer Entscheidung bei ihnen verbleibt. Insbesondere
bleibt die Zustandigkeit der Ordinarien fir die kanonische
Voruntersuchung unberiihrt (vgl. 33 /1f. VerfO). Die unju-
ristische Formulierung ,,Fiir den Diézesanbischof [...] ist es
selbstverstindlich, [...] selber im Sinne der Empfehlungen
einzelner zustindiger Stellen [Ombudsstelle, diézesane Kom-
mission und Unabhingige Opferschutzanwaltschaft] zu han-
deln® findet sich nicht in der Verfahrensordnung, sondern im
vorausgehenden Teil B.*?

Mafsnahmen: Gegeniiber der Rahmenordnung/2010 wird
nun stirker zwischen verschiedenen Arten von MafSnahmen
differenziert, je nachdem, ob sie einstweilig oder definitiv
sind, ob sie Strafcharakter haben oder nicht und ob sie Kleri-
ker, Ordensleute oder Laien betreffen. Diese Differenzierung
lasst zudem besser erkennen, dass je nach Art der Maffnahme
unterschiedliche, vom allgemeinen Kirchenrecht festgelegte
materiellrechtliche und verfahrensrechtliche Vorgaben einzu-
halten sind. § 63 lit. a VerfO erinnert ausdriicklich daran, dass
vorbeugende Mafinahmen strafrechtlichen Charakters gemaf§
¢c. 1722 CIC und Art. 19 Normae dem kanonischen Vorun-
tersuchungsverfahren vorbehalten sind.

Rechte der Beschuldigten: Der gravierendste Mangel der
Rahmenordnung/2010 wird dadurch behoben, dass die
Stellung des Beschuldigten in einem eigenen Abschnitt in

den §§ 55-59 VerfO speziell herausgestrichen wird. Einige

443 Teil B, Nr. 4.1.2., 36.
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wichtige Rechte kommen neu hinzu, nimlich das Recht auf
Aussageverweigerung, auf einen Rechtsbeistand und auf
Akteneinsicht.

Die Abfassung der Verfahrensordnung stand unter dem Anspruch, den
unterschiedlichen Rechtspositionen der mutmafllichen Opfer und
Titer ebenso gerecht zu werden wie den berticksichtigungswiirdigen
Anliegen kirchlicher und auflerkirchlicher Akteure. Die osterreichi-
schen Bischéfe entschieden sich mit dem Modell der Unterstiitzung
fur mutmaflliche Opfer fiir ein eigenstindiges System. Die Aufgabe
der Verfahrensordnung ist es, dieses in anwendbaren Rechtsnormen
umzusetzen und gleichzeitig friktionsfrei in die vorhandenen Systeme
des kirchlichen und das staatlichen Rechts einzupassen. Die Verfah-
rensordnung liegt in einem Schnittbereich, der Berithrungspunkte zu
vielen Rechtsmaterien aufweist, wie dem Arbeitsrecht, dem Daten-
schutzrecht, dem Ordensrecht, dem Vereinsrecht, dem Weiherecht
usw. Trotz der Verbesserungen sind einzelne redaktionelle Verschen,
Redundanzen und Spannungen geblieben, die in der vorliegenden
Abhandlung benannt wurden, aber bei einer entsprechenden gesamt-
heitlichen Sicht in der Praxis keine allzu grofien Schwierigkeiten
bereiten sollten. Die am 6sterreichischen System beteiligten Stellen
haben in den vergangenen Jahren bereits einen grofen Teil an Mel-
dungen zufriedenstellend bearbeiten kénnen. Dennoch miissen auch
in Zukunft Strukturen zur Verfiigung stehen. Die Unabhingige Opfer-
schutzanwiltin Waltraud KrasNic betonte: ,,Es kann und darfkeinen
Schlussstrich geben:*** Fiir die weitere Arbeit will die neue Rahmen-
ordnung cine solide Grundlage bieten.

444 Klasnic, Schlussstrich, 4f.
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Beschuldigungen wegen sexuellen Missbrauchs und Gewalt
durch kirchliches Personal betreffen auch die katholische Kirche
in Osterreich. Die Osterreichische Bischofskonferenz beschritt
einen eigenen Weg, um den Opfern mdglichst rasch und un-
bilrokratisch zu helfen. Die diesbeziigliche Rahmenordnung
,Die Wahrheit wird euch frei machen” des Jahres 2010 erfuhr
eine Uberarbeitung. 2016 wurde eine Neufassung beschlossen,
die einen gesonderten rechtlichen Teil, die Verfahrensordnung,
enthalt.

Die in der Praxis bedeutsame, aber bisher nicht kommentierte
Verfahrensordnung wird vom Autor erldutert und in den Ge-
samtzusammenhang des Osterreichischen staatlichen Rechts
sowie des katholischen Kirchenrechts gestellt. Auf diese Weise
wird das Osterreichische Modell als zusammenhangendes Sys-
tem sichtbar, wahrend die Kommentare zu den einzelnen Be-
stimmungen eine Hilfe fir die Anwendung in der Praxis bieten.

Uber den Autor

Burkhard Josef Berkmann ist Professor fiir Kirchenrecht, insbe-
sondere flr theologische Grundlegung des Kirchenrechts, all-
gemeine Normen und Verfassungsrecht sowie fiir orientalisches
Kirchenrecht am Klaus-Morsdorf-Studium fiir Kanonistik, Lud-
wig-Maximilians-Universitat Mnchen.

16,30 €
ISBN 978-3-95925-063-4




	_GoBack
	1	Der Weg zur neuen Rahmenordnung
	2	Rechtscharakter der Verfahrensordnung
	2.1	Allgemeines Dekret der Bischofskonferenz?
	2.2	Einheitliches Gesetz der Diözesanbischöfe
	2.3	Verbindlichkeit für Ordensgemeinschaften

	3	Aufbau der Verfahrensordnung
	4	Geltungsbereich (§§ 1–6 VerfO)
	4.1	Sachlicher Geltungsbereich: die relevanten Verhaltensweisen
	4.2	Personaler Geltungsbereich: Opfer
	4.3	Personaler Geltungsbereich: Täter und Täterinnen
	4.4	Territorialer Bezug

	4.5	Institutioneller Bezug
	4.6	Abgrenzung des Geltungsbereichs


	5	Einrichtungen (§§ 7–26 VerfO)
	5.1	Ombudsstellen
	5.2	Diözesane Kommissionen
	5.3	Sonstiger Berater
	5.4	Unabhängige Opferschutzkommission und Stiftung Opferschutz

	6	Zuständigkeit (§§ 27–28 VerfO)
	6.1	Anknüpfungsmomente für die Zuständigkeit
	6.2	Instrumente der Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Stellen
	6.3	Weitergabe von Informationen zwischen den zuständigen Stellen

	7	Arbeitsweise der Ombudsstelle (§§ 29–39 VerfO)
	7.1	Beginn der Tätigkeit der Ombudsstelle 
	7.2	Verschwiegenheit und Weitergabe von Informationen
	7.3	Beratung und Hilfe
	7.4	Plausibilitätsprüfung
	7.5	Abschluss und Dokumentation der Tätigkeit


	8	Verfahren bei der diözesanen Kommission (§§ 40–54 VerfO)
	8.1	Beginn des Verfahrens bei der diözesanen Kommission
	8.2	Kontakt zu den Ordinarien und zur Ombudsstelle
	8.3	Verschwiegenheit
	8.4	Erhebungen

	8.5	Anzeige und Selbstanzeige
	8.6	Abschluss der Tätigkeit

	9	Stellung des Beschuldigten (§§ 55–59 VerfO)
	9.1	Unschuldsvermutung und guter Ruf
	9.2	Recht auf Anhörung 
	9.3	Recht auf Verteidigung und Akteneinsicht 
	9.4	Rechte der Opfer


	10	Konsequenzen und Maßnahmen (§§ 60–70 VerfO)
	10.1	  Hilfe für die mutmaßlichen Opfer
	10.2	Sofortmaßnahmen hinsichtlich der mutmaßlichen Täter
	10.2.1	Allgemeine Vorbemerkungen
	10.2.2	Kein Kontakt
	10.2.3	Kleriker
	10.2.4	Laienangestellte
	10.2.5	Ehrenamtliche
	10.2.6	Lehrer
	10.2.7	Ordensleute
	10.2.8	Betreuung des Beschuldigten
	10.2.9	Rückmeldung

	10.3	  Mögliche Konsequenzen für Täter
	10.3.1	Kirchliche und staatliche Strafsanktionen
	10.3.2	Disziplinarmaßnahmen
	10.3.3	Therapeutische und unterstützende Maßnahmen
	10.3.4	Weiterverwendung oder Wiedereinsetzung des Täters

	10.4	  Rehabilitation

	11	Verhältnis zu anderen Verfahren (§§ 71–82 VerfO)
	11.1	  Kirchliches Strafverfahren
	11.1.1	Fälle ohne kirchliches Strafverfahren
	11.1.2	Vermeidung von Parallelverfahren bei kirchlichen Strafverfahren
	11.1.3	Informationen zum kirchlichen Strafverfahren

	11.2	  Staatliches Straf- und Zivilverfahren
	11.2.1	Kein Ersatz für staatliche Verfahren
	11.2.2	Keine Anzeigepflicht
	11.2.3	Verjährungsfristen

	11.3	  Verhältnis zwischen Orden und Diözesen
	11.3.1	 Arten kanonischer Lebensverbände
	11.3.2	Prinzip der Kompetenzabgrenzung gemäß c. 678 CIC
	11.3.3	Arten der Zusammenarbeit zwischen Orden und Diözesen
	11.3.4	Befugnisse, die dem Diözesanbischof jedenfalls zukommen
	11.3.5	 Höhere Obere als Ordinarien
	11.3.6	Informationsaustausch
	11.3.7	Zusammenarbeit
	11.3.8	Straf- und Entlassungsverfahren


	12	 Schlussbetrachtung
	Literaturverzeichnis
	_GoBack
	berkmann_vorsatz_web.pdf
	Titelei
	Impressum




